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(Beginn: 9:00 Uhr)

Vizepräsidentin Karin Müller:

Einen schönen guten Morgen zusammen! Ich hoffe, Sie al-
le hatten eine gute, erholsame Nacht, sodass wir heute voll
Energie in den letzten Plenartag starten können.

Ich habe mir überlegt, womit wir Ihnen am letzten Plenar-
tag eine Freude machen können. Das geht ja nur mit Fuß-
ball. Deswegen verkünde ich heute auch einmal ein Fuß-
ballergebnis: Die Frauen von Eintracht Frankfurt haben im
Achtelfinale des DFB-Pokals 4 : 0 gegen RB Leipzig ge-
wonnen.

(Allgemeiner Beifall)

– Dann sind jetzt alle gut gelaunt, und wir können mit
Ernsthaftigkeit in die Tagesordnung einsteigen. – Ich eröff-
ne die 63. Plenarsitzung des Hessischen Landtags und stel-
le die Beschlussfähigkeit fest.

Noch eingegangen und an Ihren Plätzen verteilt ist ein
Dringlicher Antrag der Fraktionen der SPD und der Freien
Demokraten betreffend nächster Corona-Gipfel: Minister-
präsident muss Stellung nehmen, Drucks. 20/4271. Wird
die Dringlichkeit bejaht? – Das ist der Fall. Damit wird
dieser Dringliche Antrag Punkt 90 der Tagesordnung.
Wann soll dieser Tagesordnungspunkt aufgerufen werden?

Jürgen Lenders (Freie Demokraten):

Guten Morgen, Frau Präsidentin! Normalerweise würde
man diesen Tagesordnungspunkt erst am Ende der Tages-
ordnung aufrufen. Aber der Herr Ministerpräsident ist da
und kann jederzeit das Wort ergreifen. Von daher würden
wir es jetzt durchaus dem Ministerpräsidenten überlassen,
wann er am heutigen Tag das Wort ergreift.

Vizepräsidentin Karin Müller:

Ich habe weitere Meldungen zur Geschäftsordnung. Herr
Frömmrich, bitte.

Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Frau Präsidentin, der Morgen fängt ja gut an. Ich glaube,
wenn seitens der Oppositionsfraktionen Informationsbe-
darf gegeben ist, wird der Ministerpräsident das gleich vor-
neweg machen. Dann haben wir darüber geredet, und dann
ist es auch gut so.

Vizepräsidentin Karin Müller:

Herr Bellino, wollten Sie noch etwas dazu sagen?

Holger Bellino (CDU):

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Herr Kollege Frömmrich hat sich bereits geäußert. Wir be-
antragen, gleich darüber zu beraten und dies mit Tagesord-
nungspunkt 78 – dritte Lesung unseres Gesetzentwurfs
zum Erlass infektionsschützender Maßnahmen – zu kombi-
nieren.

Vizepräsidentin Karin Müller:
Herr Rudolph.

Günter Rudolph (SPD):
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
In der Tat hätte man seitens der Regierung von selbst dar-
auf kommen können. Aber gut, geschenkt. Wer wird so
kleinlich sein? Macht es halt die Opposition.

Normalerweise hat Tagesordnungspunkt 78 – da geht es
um klassische Parlamentsrechte – nichts mit einer Regie-
rungserklärung zu tun. Aber ich denke, aus zeitökonomi-
schen Gründen und auch aus Gründen des allgemeinen Ge-
sundheitsbefindens erklären wir uns damit einverstanden,
obwohl es inhaltlich deutlich zu trennen wäre. CDU und
GRÜNE machen das nicht, wir an sich schon. Aber wir
sind damit einverstanden.

Vizepräsidentin Karin Müller:
Gut, wunderbar. Ich möchte trotzdem erst einmal die For-
malien erledigen. Das dauert noch zwei Minuten, dann
können Sie noch ein bisschen Luft holen.

Die Fraktion der Freien Demokraten hat mitgeteilt, dass
folgende Anträge der Fraktion zur abschließenden Bera-
tung an die Fachausschüsse überwiesen werden:

Tagesordnungspunkt 33: Planung und Bau des Fernbahn-
tunnels unterstützen – städtebauliches Konzept vorbereiten
– Öffentlichkeit aktiv informieren, Drucks. 20/2362, ab-
schließend an den Ausschuss für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Wohnen.

Tagesordnungspunkt 41: Umgang mit Sammlungsgütern
aus kolonialen Kontexten, Drucks. 20/2772, abschließend
an den Ausschuss für Wissenschaft und Kunst.

Tagesordnungspunkt 46: Gedenkstätte Hadamar unter-
stützen – gemeinsame Verantwortung wahrnehmen,
Drucks. 20/3559, abschließend an den Hauptausschuss und
beteiligt an den Ausschuss für Wissenschaft und Kunst.

Tagesordnungspunkt 51: Justiz zukunftsfit machen: Bild-
und Tonübertragung an Zivil- und Verwaltungsgerichten,
Drucks. 20/3932, abschließend an den Rechtspolitischen
Ausschuss.

Tagesordnungspunkt 56: HIV-Diskriminierung, Drucks.
20/4192, abschließend an den Sozial- und Integrationspoli-
tischen Ausschuss.

Zum Ablauf der Sitzung. Wir tagen heute bis zur Erledi-
gung der Gesetzeslesungen; nach dem vorliegenden Ab-
laufplan wird das Sitzungsende gegen 15 Uhr sein. Wir
stimmen am Ende der Sitzung gebündelt über die Gesetz-
entwürfe und die zur Abstimmung stehenden Initiativen
ab. Wir beginnen nach der Erklärung des Ministerpräsiden-
ten mit den zweiten Lesungen von Gesetzentwürfen.

Entschuldigt fehlen heute ganztägig die Abg. Kinkel,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der Abg. Kaffenberger,
SPD, die Abg. Hartmann, SPD, der Abg. Lotz, SPD, der
Abg. Bolldorf, AfD, die Abg. Waschke, SPD, die Abg. Ar-
noldt, CDU, und der Abg. Veyhelmann, CDU. Gibt es wei-
tere Entschuldigungen? – Das ist nicht der Fall.

Immer noch Geburtstag an diesem Plenarfreitag hat der
Kollege J. Michael Müller. Aber ich glaube, der Wein ist
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schon getrunken. Wir feiern aber – ohne Alkohol – heute
weiter mit ihm.

Tagesordnungspunkt 90:
Dringlicher Antrag
Fraktion der SPD, Fraktion der Freien Demokraten
Nächster Corona-Gipfel: Ministerpräsident muss Stel-
lung nehmen
– Drucks. 20/4271 –

Ich darf den Ministerpräsidenten bitten, Stellung zu neh-
men.

Volker Bouffier, Ministerpräsident:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Ich bin ganz
froh, dass ich Gelegenheit habe, auf die in dem Antrag der
SPD gestellten Fragen zu antworten. Ich gehe der Reihe
nach vor.

1. Der Landtag nimmt zur Kenntnis, dass sich laut
Presseberichten die CDU-geführten Länder am ver-
gangenen Mittwoch, einen Tag nach der Regierungs-
erklärung des Hessischen Ministerpräsidenten, auf
einen weiteren Corona-Gipfel für kommenden
Samstag verständigt haben.

Dazu erkläre ich hier, das ist falsch. Eine solche Verständi-
gung gibt es nicht. Ich weiß nicht, woher Sie es haben. Das
ist aber schlichter Unsinn.

2. Der Landtag fordert die Landesregierung und ins-
besondere den Ministerpräsidenten auf, den Landtag
über die für Sonntag avisierte Konferenz der Minis-
terpräsidenten mit der Bundeskanzlerin zu informie-
ren.

Das mache ich sehr gern. Bis zur Stunde gibt es keine Ent-
scheidung darüber, wann und wo überhaupt eine Konfe-
renz stattfindet. Kollege Wintermeyer sitzt gerade in einer
Schalte, bei der die Chefs der Staatskanzleien versuchen,
sich auf eine Konferenz vorzubereiten.

Das Ganze muss man im Zusammenhang damit sehen: Die
Bundeskanzlerin ist heute und wahrscheinlich auch morgen
mit dem Europäischen Rat beschäftigt, und ohne sie ergibt
das vergleichsweise wenig Sinn. Es hat auch nur Sinn,
wenn wir ein bisschen vorbereiten können, was wir wie
konkret vereinbaren wollen. Dazu gibt es reichhaltige Pres-
seerklärungen, Stellungnahmen und Spekulationen. Wie
Sie wissen, beteilige ich mich grundsätzlich nicht an sol-
chen Dingen. Ich äußere mich nie vorher, weil das alles aus
meiner Sicht wenig hilfreich ist; denn zur Stunde kann nie-
mand ernsthaft sagen, wie wir was am Ende konkret bera-
ten.

3. Der Landtag fordert die Landesregierung und ins-
besondere den Ministerpräsidenten auf, dem Land-
tag darüber Auskunft zu erteilen, warum er nicht im
Rahmen der Regierungserklärung und der folgenden
Landtagsdebatte über die Initiative der CDU-geführ-
ten Länder informiert hat.

Das ist relativ einfach. Eine solche Initiative gab es nicht.
Ich weiß nicht, woher Sie es haben. Das müssten Sie jetzt
einmal erläutern. Wir können uns gegenseitig die Zeit steh-
len mit haltlosen Spekulationen. Aber so viel will ich Ih-
nen jetzt einmal erzählen: Bei der letzten Ministerpräsiden-
tenkonferenz am Mittwoch vor einer Woche gab es eine in-

tensive Diskussion über die Frage: Sollen wir vor Weih-
nachten noch einmal zusammenkommen oder nicht? Eini-
ge Kollegen waren der Auffassung, das sollten wir tun, und
einige waren der Auffassung, das sollten wir nicht tun –
quer durch die Parteienlandschaft. Das ist mir ein Anlie-
gen. Die Dinge sind zu ernst, als dass wir sie jetzt parteipo-
litisch – links oder rechts – einsortieren sollten. Das ergibt
alles gar keinen Sinn.

Dann gab es einen breiten Konsens darüber, das sollten wir
nicht tun. Das sollten wir nicht tun; denn, wenn wir ankün-
digen, dass wir vor Weihnachten zusammenkommen, gibt
es wieder eine riesige Erwartungshaltung. Alles wird im-
mer durchgestochen; eine vernünftige Diskussion ist nicht
möglich. Das sollen die Chefs der Staatskanzlei machen,
und wenn es notwendig ist, schalten wir uns telefonisch
zusammen. Das war das Ergebnis der Konferenz am Mitt-
woch vor acht Tagen.

Der bayerische Kollege hat am Sonntag erklärt, er finde,
man müsse doch tagen. Das Kanzleramt hat sich dieser
Auffassung mehr oder weniger angeschlossen. Bis zur
Stunde gibt es unter den Kollegen keine einheitliche Hal-
tung, wie wir damit umgehen. Es liegt auf der Hand: Wenn
man eine solche Konferenz ankündigt, darf es nicht bei der
Ankündigung bleiben, dann muss man auch Beschlüsse
fassen.

Die Beschlüsse sind nicht einfach. Sie fragen auch, mit
welchen Festlegungen ich in diese Konferenz gehe, wenn
sie denn stattfindet; und sie wird stattfinden, wahrschein-
lich irgendwann am Sonntag. Vielleicht findet sie aber
auch am Montag statt; das wissen wir noch nicht. Es gibt
keine Festlegungen. Das wäre völlig töricht. Stellen Sie
sich einmal vor, jeder der Kollegen kommt mit Festlegun-
gen, nach dem Motto: „Ich bin festgelegt“, und das erklä-
ren sich gegenseitig 16 Kolleginnen und Kollegen.

Dann kommt die Bundesregierung hinzu und erklärt: Wir
sind auch festgelegt. – Dann kann man sich eine solche
Konferenz schlicht schenken. Das ist absoluter Unsinn.
Der Sinn der Sache muss ein völlig anderer sein.

Jetzt kommen wir einmal zur Sache. Wir erleben eine mas-
sive Steigerung der Infektionszahlen, die bedauerlicher-
weise auch heute, wenn ich das richtig sehe, gestiegen
sind. Wir haben eine sehr kritische Situation, insbesondere
in den Alten- und Pflegeheimen. Wir haben eine kritische
Situation auch in manchen Abteilungen der Krankenhäu-
ser. Dann ist es richtig – so machen wir es immer –, dass
wir nicht sagen: „Wir haben einmal vereinbart, wir treffen
uns irgendwann“, sondern es gibt nach meiner Überzeu-
gung eine relativ breite Übereinstimmung, dass wir jetzt
handeln müssen. Wenn wir jetzt handeln müssen, liegt es
doch auf der Hand, dass es im Kern immer um das Gleiche
geht: Welche Instrumente haben wir, um diese Entwick-
lung zu stoppen und zurückzuführen?

Der erste Punkt ist, wie immer, die Unterbrechung der
Kontakte. Wenn es um die Unterbrechung der Kontakte
geht – ich glaube, das habe ich Ihnen am Dienstag schon
einmal vorgetragen –, haben Sie nur die Möglichkeit, dort
einzugreifen, wo Menschen sich treffen. Ich habe Ihnen am
Dienstag auch schon einmal gesagt, allzu viele Möglich-
keiten haben wir nicht mehr. Jetzt geht es um die spannen-
de Frage, welche Instrumente wir haben. Nehmen wir ein-
mal an, am Sonntag tagen wir. Dann ist es aus meiner Sicht
nicht sinnvoll, für Montag etwas zu verkünden. Das muss
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man vorbereiten, das muss man durchdenken, und man
muss auch eine Konzeption haben.

Jetzt fange ich einmal mit den Läden an. Wer auf die Idee
kommt, die Läden zu schließen, müsste eigentlich auch ei-
ne Idee haben, was wir den Inhabern dazu sagen, in wel-
cher Weise wir sie entschädigen wollen. Frau Kollegin
Faeser, weil Sie mich so freundlich anschauen: Ich versu-
che seit Mittwoch, herauszukriegen, ob die Bundesregie-
rung irgendeine Vorstellung hat, wie wir das machen.

Den von Ihnen so hochgelobten Kanzlerkandidaten Ihrer
Partei habe ich am Mittwochabend gefragt: Sag einmal,
Olaf, was machen wir? Wir können doch keine Läden
schließen und die Antwort auf die Frage schuldig bleiben,
was wir mit denen machen. – Jetzt kennen Sie das ganze
Elend: Novemberhilfe, Dezemberhilfe, Überbrückungshil-
fe III, IV, V. Wie ist unsere Antwort? Die kann aus meiner
Sicht nur so aussehen, dass wir eine Entschädigung bezah-
len. Sie können doch nicht die Läden zumachen und den
Leuten sagen: Sieh mal zu, wie du weiterkommst.

Diese Entschädigung ist nicht banal. Bisher waren die Lä-
den immer auf. Die Entschädigung für Läden ist in keiner
einzigen Rechnung enthalten. Jetzt ist die Bundesregierung
dabei, zu überlegen – es gibt keine Zeile Papier darüber, es
gibt auch keine Auskunft –, ob man das irgendwie in die
Überbrückungshilfe III integrieren kann. Das wird wahr-
scheinlich der richtige Weg sein.

Dann muss man sich über die Frage unterhalten – jetzt
können Sie spekulieren –, wann wir zumachen. Ich neige
dazu, zu sagen, dass es sinnvoll sein kann, am 20. Dezem-
ber zuzumachen. Es gibt aber auch Kollegen, die sagen:
Nein, dann ruiniert ihr ihnen endgültig die letzten Chan-
cen, dass sie etwas verdienen können. Nehmen wir lieber
den 27. – Ich kann Ihnen heute nicht sagen, was dabei her-
auskommt.

Wir haben eine Dezemberhilfe, die bis zum 31.12.2020
läuft. Wir haben uns jetzt darauf verständigt, dass die nach
den gleichen Kriterien funktionieren soll wie die Novem-
berhilfe. Das bedeutet das Ersetzen von ca. 75 % Umsatz.
Wenn Sie das machen, schießt diese Dezemberhilfe in der
Summe noch einmal um einen dramatischen Betrag nach
oben. Das ist der Hauptumsatzmonat des Handels. Das
kann man linksherum wie rechtsherum diskutieren, aber
darüber muss man sich Gedanken machen, und man muss
eine Meinung entwickeln.

Dann bin ich mal gespannt. Ich habe am Dienstag gesagt,
ich bitte Sie um Solidarität. Das zweite Thema ist nämlich,
dass sich die Länder beteiligen sollen. Schöne Grüße. Wir
haben in dieser Woche über den Haushalt diskutiert. Jetzt
schauen wir uns einmal an, wo die 16 Länder stehen. Jetzt
will ich Sie nicht allzu lange aufhalten, aber ich frage
mich, wie das Saarland, Schleswig-Holstein und alle ost-
deutschen Länder das überhaupt finanzieren sollen. Darauf
wüsste ich gerne eine Antwort.

Auch uns wird das treffen. Ich respektiere es ausdrücklich,
dass der Bund bisher sehr großzügig gezahlt hat. Ich weiß
nicht, ob Sie eine Meinung dazu haben, ob wir als Länder
mitmachen sollten. Dafür wäre ich dankbar. Das können
Sie vielleicht in der Diskussion sagen. Über diesen Punkt
gibt es bisher gar nichts. Ich habe jetzt also bewusst damit
angefangen. Sie können nicht schließen ohne eine Antwort
darauf, was Sie mit den Leuten machen. Deshalb beteilige
ich mich nicht an öffentlichen Verlautbarungen, die nicht

wirklich sinnvoll sind, solange es keine gescheiten Ant-
worten gibt.

Zweite Bemerkung. Es kann keine Festlegungen geben,
schon alleine aus dem Grund, weil, wenn jeder seine Fest-
legung mitteilt, wir nie zu etwas kommen werden. Aber es
ergibt auch keinen Sinn. Nehmen Sie einmal den Tag.
Wann wollen wir denn einschreiten? Nehmen wir einmal
an, Hessen macht X, und Rheinland-Pfalz macht Y. Dar-
über können Sie jetzt rund um Hessen diskutieren. Wir ha-
ben das große Glück, dass wir ausschließlich von deut-
schen Bundesländern umgeben sind; und jedes Land macht
irgendetwas.

Es ist geradezu albern, sich vorzustellen, dass wir in Wies-
baden dichtmachen und die in Mainz aufhaben. Das ist epi-
demiologisch geradezu Wahnsinn, weil dann alle dahin
rennen; umgekehrt gilt das Gleiche. Das heißt, wir müssen
uns, wenn das irgendeinen Sinn ergeben soll, verständigen.
Diese Verständigung verbietet jede vorherige Festlegung;
denn sonst brauchen Sie nicht mehr zu verhandeln. Ich ha-
be Ihnen zwei Daten genannt, über die aus meiner Sicht
nachzudenken wäre. Dann werden wir sehen, wie weit wir
dort kommen.

Es gibt einen dritten Bereich, der uns natürlich auch be-
schäftigen muss. Was machen wir mit den Schulen? Da le-
se ich auch, was da alles Mögliche stattfindet. Das wird in
Hessen nicht stattfinden. Sie können doch nicht sonntags
beschließen: Ab Montag ist die Welt anders. – Sie brau-
chen doch einen Vorlauf. Wenn Sie kein Chaos anrichten
wollen, brauchen Sie einen Vorlauf.

(Tobias Eckert (SPD): Das hat ganz gut geklappt!)

Nächsten Freitag gehen die hessischen Schülerinnen und
Schüler eh in die Weihnachtsferien. Das ist in vielen Län-
dern ein ganzes Stück anders. Deshalb werden wir kein
Durcheinander produzieren. Das kann ich Ihnen verspre-
chen. Wer Schulen schließt, müsste eine Idee haben, was er
eigentlich mit den Kindern macht; die Leute arbeiten ja
noch. Wenn man dann von Betreuung redet, müsste man
eine Betreuung über Nacht organisieren. Das alles ist al-
bern. Das kann man nicht.

Hinzu kommt noch eines: Wenn wir die Schulen schließen,
dann ist die Schulpflicht verletzt. Nehmen wir einmal Frau
Faeser: Wohin mit Ihrem Kind? Sie haben aber keine Be-
treuung, also bleiben Sie zu Hause und können nicht zur
Arbeit. Wenn Sie nicht zur Arbeit kommen, kriegen Sie
auch kein Geld.

(Zuruf SPD: Frau Faeser schon!)

Dann haben wir anschließend Schadenersatz zu zahlen.
Das kann nicht sinnvoll sein. Deshalb werden wir uns zu
überlegen haben – wenn wir wissen, was am Ende heraus-
kommt –, wie wir auch in Hessen intelligent darauf reagie-
ren. Ich glaube, dass man das kann.

Wenn wir schon darüber reden: Das erste Halbjahr ist am
30. Januar zu Ende. Dann müssen die Schülerinnen und
Schüler ihre Halbjahreszeugnisse kriegen. Klassischerwei-
se werden in den letzten zwei Wochen vor den Weihnachts-
ferien viele Klausuren geschrieben. Die könnte man viel-
leicht am Montag oder Dienstag noch hinbekommen, viel-
leicht auch am Mittwoch, und für Donnerstag und für Frei-
tag sehe ich Lösungsmöglichkeiten – das sage ich vorsich-
tig.
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Aber ich wüsste auch gerne, was die anderen machen. Zum
Beispiel spricht über das Problem des Schadenersatzes
kein Mensch. Das halte ich aber für ganz sinnvoll. Ich will
auch die Eltern und die Familien in der Woche vor Weih-
nachten nicht in eine ungewisse Situation bringen. Es ist
doch geradezu unverantwortlich, wenn jeder irgendetwas
anderes erklärt. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der
Schulen werden irre. Die einen erklären: Am Montag ma-
chen wir zu. – Die anderen erklären: Am Mittwoch ma-
chen wir zu. – Nein, das machen wir nicht. Wir werden die
Schulen nicht zumachen; und wir werden einen Weg fin-
den, wie wir intelligent damit umgehen.

Nächster Punkt. Wie lange soll das Ganze eigentlich gel-
ten? Auch darüber gibt es höchst unterschiedliche Auffas-
sungen. Wenn ich es richtig einschätze, gibt es vielleicht
eine Verständigungsmöglichkeit auf den 10.01. Es gibt
aber auch Kolleginnen und Kollegen, die sagen, es hat kei-
nen Sinn: 15.01. – Viele sind mit ihren Weihnachtsferienre-
gelungen betroffen. Wenn wir den 10.01. nehmen würden,
wäre das für uns okay. Die meisten Länder fangen aber viel
früher an. Man müsste eine Erfahrung haben – wenn das
alles nicht nach Gefühl und Wellenschlag gehen soll –, wie
Weihnachten, Neujahr, wie diese Zeit gewirkt hat.

Nach allem, was wir wissen, braucht man mindestens eine
Woche – eher zwei Wochen –, bis man die Auswirkungen
einigermaßen beurteilen kann. Deshalb ist die Überlegung
der Kollegen, die sagen: „bis zum 15.01.“, von der Sache
nicht völlig daneben. Es hat aber viele andere Folgen. Des-
halb sehen Sie, dass Festlegungen in dieser Frage – nach
dem Motto: „Ich kann mich keinen Millimeter bewegen“ –
natürlich völlig absurd sind. Das kann man nicht machen.
Was wir in Deutschland machen müssen, damit die Men-
schen beisammenbleiben, ist, möglichst einheitliche Rege-
lungen hinzubekommen. Bei allem Respekt: Ich will den
anderen die Ferienregeln auch nicht umräumen. Genauso
haben wir eine vernünftige Erwartung, dass unsere Ferien-
regelungen nicht über Nacht wieder geändert werden. Also
wird man sich verständigen müssen. Ich habe Ihnen die
wesentlichen Punkte genannt.

Dann haben Sie gefragt: Wie wird das an Weihnachten
sein? Kann man mit der Familie feiern? – Ja. Dann werden
wir uns mit der Frage auseinandersetzen müssen, ob wir es
bei zehn Personen lassen oder ob wir runtergehen. Da ist
meine persönliche Meinung: Es wäre vielleicht nicht
schlecht, wenn wir uns auf irgendetwas einigen. Denn das
betrifft viele.

Ich glaube, dass es keinen Sinn ergibt, wieder mit „Haus-
ständen“ anzufangen, weil das gerade an Weihnachten zu
abenteuerlichen Ergebnissen führt. Wenn Sie zwei erwach-
sene Kinder haben und diese noch einen Partner haben,
dann ist schon wieder alles zu Ende. Dann haben Sie min-
destens drei, manchmal vier Hausstände. Davon halte ich
gar nichts. Jetzt können wir noch über die Frage diskutie-
ren, ob wir acht, sieben oder sechs machen. Das weiß ich
nicht.

Ich habe am Dienstag ausführlich dargelegt: Für Weih-
nachten gibt es eine Kompromissentscheidung. Epidemio-
logisch feiert am besten jeder mit sich alleine. Dann ergibt
es aber keinen Sinn, dass wir wochen- und monatelang er-
klären: Wir machen das jetzt alles, damit die Menschen an
Weihnachten zusammen sein können. – Ich lege Wert dar-
auf, dass wir in Hessen Linie halten. Hessen wird besonnen
bleiben. Wir werden nicht von heute auf morgen alles än-
dern. Und wir werden, soweit es irgendwie möglich ist, im

Konsens mit allen anderen verbleiben; denn die Herausfor-
derungen sind so gewaltig, dass ich wirklich dafür werbe,
hier beieinanderzubleiben.

Ich kenne auch niemanden – auch keine einzige Partei –,
der einen konkreten Vorschlag hätte. Es wird viel disku-
tiert, und in diversen abendlichen Talkshows lassen sich al-
le möglichen Leute über das Thema aus. Das hilft uns hier
nicht. Wir müssen sehr konkret entscheiden.

Meine große Sorge ist – damit will ich schließen –: Wir ha-
ben vereinbart, dass wir am 4. Januar die nächste Minister-
präsidentenkonferenz mit der Bundeskanzlerin haben. Spä-
testens da stellt sich die spannende Frage: Wie geht es ei-
gentlich weiter? Wir müssen aufpassen bei der Frage – ich
wäre dafür dankbar, wenn Sie sich äußern würden, damit
ich die Meinungen aufnehmen kann –: Machen wir – neh-
men wir einmal den 10.01. – ab dem 11.01. alles wieder
auf oder nicht? Oder versuchen wir irgendeine Zwischen-
lösung? Wenn wir am 11.01. wieder aufmachen, erklären
uns die Herren Drosten und Wieler und alle anderen: Dann
haben wir Ende Januar unter Umständen die gleiche Situa-
tion wie jetzt. – Gehen wir dann in die dritte Welle? Da
nützen mir allgemeine Erwägungen nichts.

Weil Sie mich so nett anschauen: Ich habe gestern mit dem
Kollegen Ramelow diskutiert. Ich habe gefragt: Was macht
ihr denn? In Thüringen schießen die Zahlen ohne Ende in
die Höhe. – Da hat er gesagt: Ich weiß nicht mehr ein noch
aus. Eigentlich musst du alles dichtmachen. Wir ruinieren
die Wirtschaft komplett.

Dann kommen noch die, die sagen: Ihr braucht aber eine
langfristige Planung. – Machen Sie einmal eine. Ich kenne
von niemandem eine Planung. Wissen Sie, woran das
liegt? – Weil sich dieses verdammte Virus in einer Weise
verhält, wie wir es nicht für möglich gehalten haben. Wir
wissen auch nicht, was in zwei Wochen ist. Wir wissen
auch nicht, was in drei Wochen ist. Deshalb muss es dabei
bleiben, dass wir eine Priorität haben; sonst werden alle ir-
re.

Wir müssen darauf achten, dass wir in den Kliniken nicht
in eine Situation kommen, in der wir nicht mehr handeln
können. Schauen Sie sich an, was in Hessen gerade pas-
siert ist. Im Rheingau-Taunus-Kreis, in Limburg-Weilburg:
überall die gleichen Situationen. Wir haben in Altenheimen
plötzlich ein massives Geschehen. Jetzt können wir gerne
darüber diskutieren, was wir in den Altenheimen machen
sollen. Was wollen wir denn machen?

Ich habe gestern fast nur telefoniert. Dann meldet sich ein
Mitarbeiter eines Altenheims und sagt: Wir können nicht
mehr, unsere Pfleger sind alle irgendwie infiziert. Wenn
wir sie hier aber nicht reinlassen, haben wir kein Personal
mehr. – Testen ist auch schön; es hilft aber nichts. Dort, wo
diese Menschen sind, müssen sie mit engem körperlichen
Kontakt arbeiten. Die Menschen in den Altenheimen müs-
sen gewaschen, gefüttert und umgelagert werden. Das kön-
nen Sie nicht ohne unmittelbaren Kontakt machen.

Also denke ich mit vielen anderen über die Frage nach:
Können wir Hilfskräfte organisieren? Jetzt nenne ich ein
ganz simples Beispiel. Normalerweise kann man dort nur
Fachpflegekräfte einsetzen. Wenn diese aber fast alle aus-
fallen, was machen wir dann? Ich habe mit Freude gese-
hen, dass im kommunalen Verantwortungsbereich Landrä-
tinnen und Landräte dazu aufgerufen haben, zu helfen.
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Mir hat ein großer Heimbetreiber gestern Abend gesagt:
Um Gottes willen, da stehen 20 Leute bei uns vor der Tür
und wollen irgendwie helfen. Die bringen alles durcheinan-
der. – Für beides kann man Verständnis haben. Trotzdem
müssen wir schauen, wie wir da weiterkommen. Das ist et-
was, was mich am allermeisten berührt. Wenn irgendje-
mand von Ihnen eine gute Idee hat, was wir ganz konkret
machen können, bin ich für diese sehr dankbar. Deshalb
fürchte ich, dass wir gerade in diesem Bereich weiter er-
hebliche Erkrankungen und leider auch Tote werden ver-
zeichnen müssen.

Wir haben an anderer Stelle über die Frage diskutiert: Kön-
nen wir eigentlich verantworten, dass ältere Menschen
überhaupt keinen Kontakt mehr haben dürfen? Das ist eine
ganz konkrete Frage. Verhängen wir ein komplettes Kon-
taktverbot? Da muss man sich mit der Frage auseinander-
setzen: Ist das menschlich noch vertretbar? Da brauchen
wir gar nicht über Grundrechte zu diskutieren. Das hilft
den Betroffenen vergleichsweise wenig. Es wäre wahr-
scheinlich epidemiologisch hilfreich, wobei wir wissen:
Die Infektionen kommen durch die Pfleger. Auch darüber
werde ich am Sonntag – wenn wir denn tagen – mit den
Kollegen reden und fragen: Was macht ihr?

Zum Beispiel hat sich Sachsen entschieden und gesagt:
Wir machen alles dicht. Da geht keiner mehr rein und kei-
ner mehr raus. – Da habe ich gefragt: Was macht ihr? – Die
Antwort war, dass es bergeweise Briefe gibt: Ausgerechnet
an Weihnachten kann ich meine Mutter nicht besuchen? –
Das ist die Konsequenz.

Jetzt können wir darüber diskutieren: Was machen wir
jetzt? Welche Möglichkeiten haben wir denn? Wenn ich
das alles zusammennehme, bleibe ich dabei: Wir müssen
handeln. Ich glaube, darüber besteht kein Zweifel. Es gibt
eine klare Priorität. Es sind die Heime, und es sind die
Krankenhäuser. Wir müssen schauen, dass die Menschen
an Weihnachten in irgendeiner Weise noch beieinander
sein können. Da werden wir über die Größenordnung re-
den.

Wir wollten immer, dass die Wirtschaft, soweit es irgend-
wie geht, nicht völlig zusammenbricht. Also muss man ei-
ne sehr kluge Entscheidung treffen, ab wann geschlossen
wird. Dass wir schließen, davon gehe ich aus. Die Daten
habe ich Ihnen genannt, und wir müssen zusammenblei-
ben, weil es sonst keinen Sinn ergibt. Dann müssen wir uns
noch darüber unterhalten, wie lange wir das machen.

Sie wissen, die Fraktionsvorsitzenden informieren wir im-
mer, wenn etwas beschlossen worden ist. Wir können von
mir aus gerne hier im Plenum anschließend noch einmal
darüber diskutieren.

Aber, meine Damen und Herren, wir sind uns am Ende
doch einig: In einer solchen Situation, in der sehr viele
Menschen Sorgen haben – die von morgens bis abends
über jeden Sender über Corona informiert werden und so-
zusagen noch mehr Sorgen bekommen –, brauchen diese
kein Durcheinander. Ich sage es noch einmal: Das Letzte,
was die Menschen brauchen, ist kleinpolitischer Streit. Das
können Sie völlig zur Seite legen. Die Menschen brauchen
eine entschlossene Antwort der Länder und der Bundesre-
gierung auf offene Fragen – Stichwort: Wirtschaftshilfe.
Wir müssen uns die Freiheit nehmen, je nachdem, wie die
Entwicklung ist, erneut zu reagieren.

Wenn ich das alles zusammenfasse, ist aus meiner heutigen
Sicht der 10.01. wahrscheinlich der richtige Zeitpunkt.

Über die Frage „Wann schließen wir?“ ist aus meiner Sicht
so zu entscheiden: entweder nächstes Wochenende oder
nach den Weihnachtsfeiertagen.

Es gilt, diese Frage in Bezug auf die Schulen – wie vorhin
erklärt – zu entscheiden. Natürlich müssen wir uns auch
mit ein paar weiteren Fragen beschäftigen, die hier bisher
nicht im Mittelpunkt standen: Bleibt es bei den Quarantä-
neregeln, beispielsweise bei den Einreisenden? Es gibt vie-
le weitere Punkte – auch diese werden Gegenstand unseres
Gesprächs sein.

Meine Damen und Herren, Sie haben um diese Unterrich-
tung gebeten. Ich bin ganz froh, dass ich Sie hierüber un-
terrichten kann. Aber haben Sie, bitte, dafür Verständnis:
Eine gemeinsame und kluge Entscheidung kann man nur
treffen, wenn alle, die zusammenkommen, bereit sind, sich
auf eine Gemeinsamkeit einzulassen. Deshalb kann es kei-
ne Festlegungen geben. Welche Überlegungen ich habe,
habe ich Ihnen nun vorgetragen. – Vielen Dank.

(Anhaltender Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Karin Müller:

Vielen Dank für den Bericht, Herr Ministerpräsident. – Die
Redezeit wurde um 19:47 Minuten überzogen. Damit fällt
den Oppositionsfraktionen ein Zuschlag von fünf Minuten
zu.

Da wir am Anfang verabredet haben, dass wir die dritte
Lesung des Gesetzentwurfs der Fraktionen der CDU und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN über den Erlass infektions-
schützender Maßnahmen mit aufrufen, würde ich dies jetzt
tun.

Tagesordnungspunkt 78:
Dritte Lesung
Gesetzentwurf 
Fraktion der CDU, Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN
Gesetz über den Erlass infektionsschützender Maßnah-
men
– Drucks. 20/4261 zu Drucks. 20/4217 zu Drucks.
20/3994 –

Ich darf als Erste Frau Abg. Wallmann für die Bericht-
erstattung nach vorn rufen.

Astrid Wallmann, Berichterstatterin:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Ich teile die Beschlussemp-
fehlung mit: Der Hauptausschuss empfiehlt dem Plenum,
den Gesetzentwurf in dritter Lesung unverändert anzuneh-
men. Der Gesetzentwurf war dem Hauptausschuss in der
60. Plenarsitzung am 8. Dezember 2020 nach der zweiten
Lesung zur Vorbereitung der dritten Lesung überwiesen
worden. Der Hauptausschuss hat sich in seiner Sitzung am
9. Dezember 2020 mit dem Gesetzentwurf befasst und ist
zu dieser Beschlussempfehlung gelangt.

(Beifall CDU)
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Vizepräsidentin Karin Müller:

Vielen Dank, Frau Abg. Wallmann. – Als Erster hat sich
Abg. Rock, Freie Demokraten, zu Wort gemeldet. Die Re-
dezeit beträgt zehn Minuten.

René Rock (Freie Demokraten):

Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Herr
Ministerpräsident, Sie fragten am Anfang Ihrer Rede, war-
um wir davon ausgingen, dass sich die Ministerpräsidenten
am Sonntag mit der Kanzlerin träfen. Ich glaube, wir haben
aus den Medien antizipiert, dass es solche Vorbereitungen
gibt. Im Laufe Ihrer Rede haben Sie dies auch bestätigt.
Die Eilmeldungen, die wir während Ihrer Rede über den
Ticker der Onlinemedien gesehen haben, haben uns ange-
kündigt, dass dieses Treffen stattfinden wird. Daher glaube
ich, dass es sicherlich richtig und sinnvoll war, dass wir
jetzt gesagt haben: Der Hessische Landtag kommt zusam-
men, der Ministerpräsident ist hier; und es wäre richtig,
wenn Sie den Hessischen Landtag heute unterrichten.

(Beifall Freie Demokraten und SPD)

Sie haben hier eine sehr ehrliche und offene Rede gehalten;
dies war zumindest mein Eindruck. Deshalb will ich Ihnen
offen und ehrlich spiegeln, warum wir diesen Antrag ge-
stellt haben. Wir haben diesen Antrag gestellt, weil wir uns
gestern immer wieder gefragt haben: Gilt denn noch, was
am Dienstag in Ihrer Regierungserklärung erklärt worden
ist, insbesondere im Vergleich zu dem, was wir der Medi-
enberichterstattung entnommen haben? Wir dachten: Viel-
leicht kündigt die Koalition, vielleicht kündigt der Minis-
terpräsident an, dass er von sich aus heute auftritt und uns
unterrichtet.

Gestern Abend haben wir uns entschieden, dies mit einem
freundlich und höflich formulierten Antrag mit mehr Vehe-
menz einzufordern. Das ist die Genese dieses Antrags. Wir
sind der Meinung: Wenn der Hessische Landtag zusam-
mentritt, nachdem in unserem Land, in der ganzen Bundes-
republik Deutschland, eine solche dynamische Situation
entstanden ist, die zumindest medial nachzuverfolgen ist,
dann ist dies der Ort, an dem wir diese wichtigen Entschei-
dungen verkünden und erklären müssen. Davon sind wir
überzeugt.

(Beifall Freie Demokraten und SPD)

Warum ist das so wichtig? Der erste Grund ist – Herr Mi-
nisterpräsident, Sie haben dies selbst gesagt –: Was wir in
den Medien hören, deckt sich nicht mit dem, wofür Sie, der
es ja entscheiden muss, stehen. Es gibt einen entscheiden-
den Unterschied, ob man aus nicht öffentlichen Runden
unterrichtet, aus welchen dann etwas „durchgestochen“
wird, sodass irgendetwas in den Medien steht, was eventu-
ell nicht nachvollziehbar ist, oder ob es an diesem Pult des
Hessischen Landtags öffentlich und transparent gesagt und
protokolliert wird, sodass es in Bezug auf die gegebenen
Aussagen eine Stabilität gibt, wie sie keine Eilmeldung der
„Bild“-Zeitung haben kann. Hier ist der Ort der Wahrheit;
und so muss es auch bleiben – auch für die Regierung.

(Beifall Freie Demokraten und SPD)

Dann würde ich direkt auf das eingehen, was Sie, Herr Mi-
nisterpräsident, hier gesagt haben. Es ist so: Das Treffen
wird stattfinden. Natürlich können Sie, wenn man in Ver-
handlungen tritt, nicht schon heute sagen, was dabei her-
auskommen wird. Das weiß in diesem Raum jeder, der

schon Verhandlungen geführt hat. Sie können aber sagen,
mit welchem Ziel Sie in diese Verhandlungen eintreten,
was Ihre Überzeugung ist und was Sie für richtig halten.
Das können Sie dem Hessischen Landtag auf jeden Fall
mitteilen.

(Beifall Freie Demokraten)

An einem Punkt ist mir das, was Sie gesagt haben, noch
nicht ganz klar. Sie haben auf der einen Seite gesagt, Sie
wollten sich nicht festlegen. Auf der anderen Seite haben
Sie hier gesagt: Die Schulen in Hessen bleiben auf jeden
Fall auf. – Das ist eine ganz klare Festlegung; und ich halte
es für richtig, dass die Schulen, solange dies irgendwie ver-
tretbar ist, aufbleiben. Diese Festlegung haben Sie hier
ganz klar getroffen.

Herr Ministerpräsident, nach dem Infektionsschutzgesetz
des Bundes sind Sie zuständig – dies ist etwas, was Ihnen
niemand nimmt; das habe ich in meiner Rede am Dienstag
schon einmal erklärt. Sie tragen die Verantwortung. Es ist
egal, zu welcher Konferenz Sie fahren: Sie machen die
Verordnung; und Sie tragen die Verantwortung, auch wenn
Sie sich abgestimmt haben. Am Ende entlastet Sie keine
Angela Merkel und kein Ministerpräsident eines anderen
Landes von dieser Verantwortung. Sie entscheiden in Hes-
sen am Ende autonom, wie Sie mit dieser Krise umgehen,
nichts anderes.

(Beifall Freie Demokraten und SPD)

Die Freien Demokraten und die Sozialdemokraten haben
Ihnen angeboten – das habe ich hier gesagt –, diese Verant-
wortung mit dem Hessischen Landtag zu teilen. Ich per-
sönlich möchte so eine Verantwortung, wie Sie sie tragen,
niemals allein tragen müssen. Ich kann Ihnen nur anbieten:
Nehmen Sie das Angebot des Hessischen Landtags an, und
teilen Sie die Verantwortung mit uns. Es geht hier nicht um
eine justiziable Verantwortung, sondern mehr um eine mo-
ralische Verantwortung und darum, diese auf mehrere
Schultern zu verteilen. Dass dies richtig wäre, wird immer
deutlicher; denn die Entscheidungen, die wir jetzt treffen
müssen, sind für die Menschen von solch weitreichender
Bedeutung – sie sind sowohl wirtschaftlicher als auch exis-
tenzieller Natur, da diese gar vom Tode bedroht sind –,
dass es für einen Menschen zu viel ist, diese Verantwor-
tung zu tragen. Daher gehört dies in den Hessischen Land-
tag, sehr geehrte Damen und Herren.

(Beifall Freie Demokraten und SPD)

Was mich irritiert und langsam nervös macht – ich glaube,
so geht es vielen Bürgerinnen und Bürgern in unserem
Land –, ist: Wenn man Angela Merkel im Deutschen Bun-
destag gesehen hat sowie teilweise die Verzweiflung, die
sie an ihrem Pult gezeigt hat, und dies von einer Frau, die
bisher in allen Lebenslagen sehr beherrscht wirkte, wenn
gerade diese Frau so reagiert, dann löst dies selbst bei mir
Nervositätsschübe aus. Dies ist eine Situation, die mich
langsam an die Flüchtlingskrise erinnert, als die Menschen
den Eindruck gewinnen konnten: Wir bekommen die Si-
tuation nicht mehr unter Kontrolle. – Das darf nicht sein.

(Beifall Freie Demokraten)

Es ist irritierend, wenn man von den Menschen, die diese
Entscheidungen treffen müssen, hört, dass man bald nicht
mehr wisse, wie man diese Lage in den Griff bekommen
könnte. Wir haben hier am Dienstag debattiert. Wir haben
Vorschläge gemacht. Wir haben klar festgestellt, welche
Schwerpunkte wir sehen. Sie können nicht sagen, es gebe
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keine Vorschläge, wie man diese Krise lösen könnte. Es
gibt genau zwei Alternativen – das haben wir hier am
Dienstag ausdrücklich besprochen –, zwischen denen man
sich entscheiden kann.

Es gibt die Alternative eins, einen vollständigen, harten
und sofortigen Lockdown, wenn man glaubt, dass die Kri-
se so weit außer Kontrolle ist, dass wir kaum noch Ideen
haben, wie wir diese in den Griff bekommen könnten. In
diesem Fall muss es der sofortige und absolute Lockdown
sein, und zwar mit aller Konsequenz. Oder Sie sagen: Wir
wollen die gefährdeten Gruppen schützen. Dann müssen
alle Ressourcen – nicht erst seit gestern, als wir dies disku-
tiert haben, sondern eigentlich schon seit zwölf Wochen –
in die Altenheime gegeben werden, dorthin, wo die Men-
schen bedroht sind. Wir müssen mit aller Energie dafür
sorgen, dass wir so schnell wie möglich impfen können.
Wir dürfen dabei nicht noch auf jemanden warten.

Dies sind die beiden Alternativen, die auf dem Tisch lie-
gen; und zwischen diesen muss man sich einmal entschei-
den, sehr geehrte Damen und Herren. Sie müssen sich ent-
scheiden. Das nimmt Ihnen niemand ab.

(Beifall Freie Demokraten – Marcus Bocklet
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Was wollen Sie
denn? Was wollen die Freien Demokraten? – Anhal-
tende Zurufe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie können noch so viele Konferenzen machen, doch müs-
sen Sie sich einmal entscheiden. Wir haben am Dienstag
darüber gesprochen; wir haben – –

(Anhaltende Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Karin Müller:

Ein bisschen mehr Ruhe, bitte. – Herr Abg. Rock hat das
Wort.

René Rock (Freie Demokraten):

Sie haben noch die Chance, hier nach vorne zu kommen
und sich in Bezug darauf, was Sie wollen, mitzuteilen. –
Wir haben klar gesagt – –

(Zuruf BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Nein, das ha-
ben Sie nicht! Wie entscheiden Sie denn?)

– Wir als Freie Demokraten haben klar gesagt, welche Al-
ternativen auf dem Tisch liegen. Wir haben gesagt: Die Sa-
lamitaktik ist jetzt zu Ende; jetzt müssen wir entscheiden. –
Ich wiederhole: Sie haben zwei Optionen. Darum entschei-
den Sie sich endlich, und hören Sie auf, dauernd um den
heißen Brei herumzureden.

(Beifall Freie Demokraten – Lachen CDU und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Zurufe: Was wollen
Sie denn? – Sagen Sie endlich, was Sie wollen! –
Billigster Populismus!)

– Herr Kollege Frömmrich, so langsam frage ich mich
echt, warum wir im Hessischen Landtag noch tagen. Wir
haben am Dienstag eine halbe Stunde lang diskutiert. Ich
habe Ihnen die Optionen sowie das, was die Freien Demo-
kraten wollen, in aller Deutlichkeit dargelegt. Wir wollen
keinen Lockdown. Das habe ich hier deutlich gesagt. Wir
glauben, dass wir vulnerable Gruppen schützen und besser
durch die Krise kommen könnten. Das habe ich hier deut-

lich gesagt, doch Sie hören einfach nicht zu. Das ist Ihr
Problem, liebe Freunde von den GRÜNEN.

(Beifall Freie Demokraten)

Es kann auch die falsche Entscheidung sein. Das weiß ich.
Darum habe ich gesagt, dass der Ministerpräsident in einer
sehr schwierigen Lage sei. Wenn ich in seiner Lage wäre,
hätte ich mir gewünscht, dass ich das nicht allein entschei-
den müsste. Denn er muss jetzt entscheiden: Habe ich
recht, oder haben andere recht? Machen wir den Lock-
down, oder versuchen wir, durchzukommen? Das ist eine
verdammt schwierige Entscheidung; und diese muss jetzt
endlich getroffen werden. Wir können nicht mehr diskutie-
ren: Lassen wir jetzt noch zwei Tage lang auf, oder machen
wir zu? Eine Entscheidung muss her. – Vielen Dank für Ih-
re Aufmerksamkeit.

(Beifall Freie Demokraten – Holger Bellino (CDU):
Sie diskutieren jede Maßnahme; und dann haben wir
noch drei Anhörungen dazu! Dann können wir das
ein halbes Jahr später entscheiden! So macht ihr
das!)

Vizepräsidentin Karin Müller:

Vielen Dank, Herr Abg. Rock. – Bitte, beruhigen Sie sich
alle wieder ein bisschen. – Gut, dann hat jetzt Abg. Richter
von der AfD-Fraktion das Wort. Die Redezeit beträgt zehn
Minuten.

Volker Richter (AfD):

Sehr verehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Ich bin über diese Regierungserklärung
sehr glücklich. Das muss ich ganz ehrlich sagen.

(Zuruf: Das ist ein Weihnachtsgeschenk!)

– Es ist tatsächlich ein Weihnachtsgeschenk, weil wir die
ganze Zeit über kritisiert haben, auch was das Impfschutz-
gesetz angeht, dass wir als Opposition nicht einbezogen
werden.

Heute hat uns der Ministerpräsident zum ersten Mal deut-
lich aufgezeigt, dass er nicht mehr weiterweiß – wie wahr-
scheinlich auch die Bundesregierung. Dies ist ein Ehrlich-
machen, welches ich zuletzt angesprochen habe. Ich habe
gesagt: Es ist jetzt der Punkt gekommen, wo die Politik die
Probleme nicht mehr mit Geld zuschütten kann, sondern
Lösungen suchen muss. – Wir haben früher schon den Vor-
schlag gemacht, eine Enquetekommission einzurichten

(Anhaltende Zurufe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

– lassen Sie mich doch einfach einmal ausreden –, weil wir
uns als Politiker natürlich sehr schwertun, wissenschaftli-
che Arbeit zu machen.

Herr Ministerpräsident Bouffier hat recht, wir sind keine
Wissenschaftler, sondern Politiker; und wir müssen auf der
Grundlage dessen entscheiden, was uns die Wissenschaft
an Informationen vorgibt. Dass diese sehr unterschiedlich
sind, spiegelt sich in der gesamten Bevölkerung. Das größ-
te Problem ist daher, die Bevölkerung mitzunehmen, der
Bevölkerung klarzumachen, worin das Problem liegt und
wie wir dieses lösen können.

Aus diesem Grund bin ich gern bereit, unsere Vorschläge
vorzulegen, wohl wissend, dass diese Vorschläge auch bei
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uns in der Partei sehr umstritten sein werden. Auch da
muss man sich ehrlich machen und sagen: Das ist bei Ih-
nen so, das ist bei den LINKEN so, es ist überall so. – Bei
Ihnen tritt es nur nicht so offen zutage wie in anderen Par-
teien. Wir haben mit unserem Parteitag in Kalkar ein Stück
weit vorgemacht, dass auch dies funktioniert.

(Beifall AfD – Lachen SPD und DIE LINKE – Zu-
ruf Christiane Böhm (DIE LINKE))

– Da lachen Sie. Wissen Sie, Frau Böhm, ich habe sehr ge-
nau darauf geachtet, ob wir nach Kalkar erkrankte Perso-
nen hatten; und mir ist kein Einziger bekannt. Ich habe da
sehr genau hingeschaut, denn auch ich war in Bezug auf
die Situation sehr kritisch.

Wir haben keine Lobhudelei erlebt, die wir hier normaler-
weise kritisieren. Dies kann man in diesem Moment nicht
tun. Der Ministerpräsident hat ebenfalls die Probleme der
Gastronomie sowie der gesamten anhängigen Betriebe ge-
schildert.

Wenn der Regierung das bewusst ist – davon ist auszuge-
hen, weil sie überall herumkommt, genauso wie wir –,
dann stellt sich natürlich die Frage: Wie gehen wir damit
um? Wenn hier klar wird, dass die Bundesregierung es
auch nicht weiß, dann muss man sagen, dass unser Pande-
mieplan, den wir seit der ersten SARS-Erkrankung hatten,
wohl nicht ausgereift genug ist, um einer schwereren Vi-
ruserkrankung irgendwie zu begegnen.

(Beifall AfD)

Was also müssen wir tun? In der Tat muss der erste An-
satzpunkt sein – wenn wir an ein noch schlimmeres Virus
kommen, dann frage ich mich, was wir dann machen –, un-
seren Pandemieplan zu erarbeiten und zu verbessern. Das
findet zum Teil auch statt. Das, was im Pandemieplan
steht, ist zum Teil nicht umgesetzt worden. Da sind wir bei
den Alten- und Pflegeheimen. Im Pandemieplan steht ganz
deutlich, dass die Schutzausrüstung für die Alten- und
Pflegeheime dort gelagert werden muss. Es steht auch dar-
in, dass die Menschen, die dort arbeiten, also die Pflege-
kräfte, für die medizinische Versorgung der alten Men-
schen zuständig sind.

Jetzt haben wir wieder ein Problem. Das SARS-CoV-2 hat
die Eigenschaft, sich sehr schnell und stark zu verbreiten.
Damit haben wir die Problematik, dass die Menschen wirk-
lich begreifen müssen, wie es funktioniert.

(Zuruf)

– Ja, natürlich weltweit. – Wir haben auch hier das Pro-
blem, dass den Menschen klar sein muss, wie sich dieses
Virus überträgt.

Ob wir eine Kontaktbeschränkung dergestalt machen kön-
nen, dass die Menschen überhaupt nicht mehr miteinander
umgehen dürfen, das wage ich zu bezweifeln. Wir kommen
aus einem Sommer heraus, in dem wir nicht so hohe Inzi-
denzen hatten. Das bedeutet, wenn wir das jetzt machen,
werden wir wahrscheinlich spätestens nach einem halben
Jahr oder im nächsten Herbst vor der gleichen Situation
stehen wie heute. Das verändert sich dann nicht. Diesen
Lerneffekt mussten wir haben, das geht nicht anders.

Das bedeutet, wir müssen mit dieser und wahrscheinlich
auch anderen Infektionskrankheiten leben und müssen uns
darüber klar sein, wenn eine Impfung beispielsweise nicht
funktioniert – wir sind sehr kritisch, was die Impfung an-
geht, vor allem die Nebenwirkungen –, brauchen wir auch

eine Lösung. Wir können uns nicht hinstellen und sagen:
Die Impfung ist die ganze Hoffnung. – Wenn sie es nicht
ist, dann stehen wir wieder vor dem Problem. Vielleicht
rettet uns dann nach dem März und April der Sommer ein
Stück weit; aber danach geht es wieder los. Ich erinnere
daran, es hat im Sommer niemand gedacht, dass die zweite
Welle so ist, wie sie jetzt ist. Wir haben darauf hingewie-
sen, aber das ist jetzt nicht der richtige Punkt.

(Lachen)

– Ja, wir haben darauf hingewiesen. Es ist mir erlaubt, dass
ich das sage. Deswegen freue ich mich so, dass wir die Be-
teiligung jetzt dergestalt haben.

(Marcus Bocklet (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das ist Ihre Glaskugel!)

Jetzt kommen wir zu den Maßnahmen, die man ergreifen
kann.

(Zurufe)

Das Erste, worüber man sich klar werden muss, ist, wo
wann welche Masken helfen. Da sind wir Politiker ein gu-
tes Vorbild, es völlig falsch zu machen. Ich beobachte das
die ganze Zeit. Ich sehe, dass Masken an Orten getragen
werden, wo sie gar nicht notwendig sind, und dort, wo sie
notwendig sind, zum Teil gar nicht getragen werden.

(Zuruf: Was?)

Das ist ein ernsthaftes Problem. – Entschuldigung, wenn
Sie gerade den Kopf schütteln, dann ist das doch das beste
Beispiel, dass Sie nicht verstanden haben, wie sich das Vi-
rus überträgt. – Wenn wir eine FFP3-Maske tragen, ist es
erst einmal uninteressant, ob Ihr Gegenüber eine trägt oder
nicht. Sie sind geschützt, und Sie schützen andere, außer
Sie haben ein Ventil an dieser Maske. Das ist Punkt eins.

(Zurufe)

Wenn Pflegekräfte Schutzmaterial anhaben, können sie
ebenfalls nicht erkranken und andere nicht anstecken. Das
ist Punkt zwei.

Das bedeutet, ich muss FFP2- und FFP3-Masken in einer
gewissen Weise den Menschen flächendeckend zur Verfü-
gung stellen. Ob es Sinn macht, diese Masken hier an den
Plätzen mit den entsprechenden Abständen und einer rela-
tiv guten Durchlüftung, wie wir es mittlerweile in dem Er-
lass gelesen haben, zu tragen, ist fraglich. Was nichts hilft,
sind die Masken, die vom Hessischen Landtag herausgege-
ben worden sind; die Stoffmasken bringen uns gar nichts. –
Das ist der erste Punkt, der klar ist.

(Beifall AfD – Zuruf)

– Ja, das muss erst einmal klar werden. – Zweiter Punkt.
Warum helfen die jetzigen Maßnahmen nicht? Wenn Sie
sich anschauen, wie die Menschen miteinander arbeiten,
wenn Sie im öffentlichen Personennahverkehr schauen,
dann sehen Sie auch, dass sich jemand einen Schal vor die
Nase bindet. Entschuldigung, das bringt im öffentlichen
Nahverkehr nichts. – Ich möchte jetzt keine Zwischenfra-
ge.

(Beifall AfD)

Es wird ihnen nichts bringen. Die Menschen können zu
Hause Weihnachten feiern, wenn man ihnen klarmacht,
dass sie nicht die Kontaktbeschränkungen haben müssen,
aber eine gewisse Distanzierung zueinander haben müssen.

4956 Hessischer Landtag · 20. Wahlperiode · 63. Sitzung · 11. Dezember 2020



Wenn sie nicht ständig miteinander Umgang haben, dann
macht das durchaus Sinn. – Ja, Sie schütteln den Kopf.
Wie wollen Sie es anders lösen?

(Mathias Wagner (Taunus): Ich habe überhaupt
nichts gemacht! – Weitere Zurufe)

– Der Herr Frömmrich hinter Ihnen schüttelt den Kopf.
Wie wollen Sie es anders lösen?

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich schüttele bei Ihnen immer den Kopf!)

– Herr Frömmrich, schauen Sie, im Gegensatz zu anderen
mache ich hier Vorschläge.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Enquetekommission
– das ist wirklich ein prima Vorschlag! Wir können
sie nächste Woche einsetzen! – Christiane Böhm
(DIE LINKE): Dann können wir das Thema auch
vertagen!)

– Die Enquetekommission ist eine sehr gute Idee, weil
Wissenschaftler mit Politikern diskutieren

(Holger Bellino (CDU): Ja, zwei Jahre lang!)

und nicht diese Ideologiesachen machen, die Sie machen.

(Holger Bellino (CDU): Auf das Ergebnis warten
wir bei einer Enquetekommission zwei Jahre!)

– Nein.

(Holger Bellino (CDU): Doch! Wir können zwei
Jahre warten, bis die Enquetekommission mit dem
Ergebnis fertig ist!)

– Wir haben jetzt zwölf Monate gewartet, bis wir zu dem
Ergebnis gekommen sind, dass der Ministerpräsident hier
steht und nicht weiterweiß.

(Beifall AfD – Zuruf Holger Bellino (CDU))

– Entschuldigung, wenn Sie das sagen: Hätten wir im Ja-
nuar oder im Februar damit begonnen, uns mehr zusam-
menzusetzen, dann würden wir heute nicht in dieser Situa-
tion stehen.

(Holger Bellino (CDU): Sie haben nicht zugehört, so
einfach ist das!)

– Unterlassen Sie doch bitte dieses politische Klein-Klein,
das bringt uns doch gar nichts.

(Holger Bellino (CDU): Eine Enquetekommission
einrichten, um das Virus zu bekämpfen!)

Vizepräsidentin Karin Müller:

Die Zwiegespräche stellen wir jetzt einmal ein.

Volker Richter (AfD):

Danke schön. – Um einen ordentlichen Pandemieplan zu
erstellen, für jetzt und für später – der Ministerpräsident
muss nicht jedes Mal dabei sein, das kann auch alles paral-
lel laufen –, kann man parallel arbeiten, auch wenn das
vielleicht in Ihrer Gedankenwelt nicht vorkommt.

(Beifall AfD – Holger Bellino (CDU): Ach du liebe
Zeit!)

Wir wissen, dass die Menschen in diesem Land sehr große
Probleme mit der App hatten. Das war auch ein Schnell-
schuss; die Leute hatten Sorgen, dass sie vom Staat mehr
oder weniger überwacht werden.

(Zurufe)

Das ist eine Frage des Vertrauens. Wenn die Politik in wei-
ten Teilen der Bevölkerung das Vertrauen verloren hat,
dann muss sie sich überlegen, warum.

(Beifall AfD – Zurufe)

Das ist ein entscheidender Punkt. – So, jetzt habe ich noch
1:10 Minuten. Jetzt möchte ich diesen Vorschlag auch noch
machen: Menschen können für sich – –

(Anhaltende Zurufe Holger Bellino (CDU))

– Herr Bellino, Menschen können für sich selbst – –

(Holger Bellino (CDU): Die sind doch Querdenker-
verseucht!)

– Ich rede doch überhaupt nicht davon. Ich mache doch
konkrete Vorschläge.

(Unruhe)

Menschen können für sich selbst Protokolle erstellen. Sie
können für sich selbst aufschreiben, mit wem sie engere
Begegnungen hatten. Dann ist eine Rückverfolgung ein
Stück weit für sich selbst möglich und wird auch nicht
vom Staat überwacht. Das sind Schritte, die man gehen
kann, und das sind Möglichkeiten. – Wenn Sie jetzt den
Kopf schütteln, dann frage ich Sie: Warum sind wir jetzt in
dieser Situation? Herr Bellino, wenn Sie so allwissend
sind: Warum sind wir jetzt in dieser Situation?

(Beifall AfD – Zuruf Holger Bellino (CDU))

So allwissend sind Sie nicht, und auch ich bin nicht allwis-
send. Deswegen möchte ich auch Wissenschaftler dabeiha-
ben.

(Holger Bellino (CDU): Ihre Aluhüte sind das in
Frankfurt morgen, die machen auch ein Protokoll! –
Heiterkeit – Gegenruf Robert Lambrou (AfD))

Ich höre jetzt auf und komme zu meinem letzten Satz. –
Hier in diesem Parlament geschieht wieder das, was immer
geschieht, wenn man konstruktiv mitarbeiten will: Dann
führen Sie die Diskussion auf eine andere Ebene, um Ihren
Mitbewerber mehr oder weniger zu diskreditieren. Das ist
das Einzige, was Sie können; Sie können nicht sachlich
diskutieren.

(Beifall AfD)

Sie sind dazu gar nicht in der Lage. Ich danke dem Herrn
Ministerpräsidenten dafür, dass er dazu in der Lage war
und nachgefragt hat, welche Lösungsmöglichkeiten man
hat. Wir bieten weiterhin an, an den Lösungsmöglichkeiten
zusammen mit Wissenschaftlern mitzuarbeiten.

(Beifall AfD)

Das ist unser Job als Politiker. Unser Job ist es nicht, uns
gegenseitig mehr oder weniger zu bekriegen. Das ist nicht
unser Job. – Vielen Dank.

(Beifall AfD – Zuruf SPD)
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Vizepräsidentin Karin Müller:

Vielen Dank, Herr Abg. Richter. – Als Nächster hat der
Abg. Wagner, Fraktionsvorsitzender von BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN, das Wort. Fünf Minuten.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Herr Schenk kann
uns erklären, wie man eine Maske trägt! – Weitere
Zurufe)

Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Ich glaube,
wir sollten noch einmal benennen, worum es heute Morgen
geht. Wir beraten gerade zwei Sachverhalte. Zum einen
geht es um einen Gesetzentwurf von CDU und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN, der die Beteiligung des Parlaments auf
eine gesetzliche Grundlage stellen will, und zum anderen
geht es um einen Antrag von CDU und FDP, dass der Mi-
nisterpräsident sich vor dem Parlament erklären soll.

(Zurufe)

– Was habe ich gesagt?

(Minister Tarek Al-Wazir: CDU!)

– Entschuldigung, es geht um einen Antrag von SPD und
FDP.

(Zurufe)

Den Gesetzentwurf, es gesetzlich zu regeln, wie das Parla-
ment beteiligt wird, wollen SPD und FDP heute nicht ver-
abschieden. Aber sie wollen jedes Mal neu Anträge stellen,
wie das Parlament zu beteiligen ist. Meine Damen und
Herren, das ist schlicht und ergreifend nicht logisch.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU)

Sie lehnen es ab, die Parlamentsbeteiligung heute gesetz-
lich zu regeln. Warum tun Sie das? Damit Sie jede Plenar-
sitzung erneut Klamauk-Anträge zur Parlamentsbeteili-
gung stellen können.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU –
Zuruf: Klamauk-Anträge!)

Das war der erste Punkt, um den es heute geht.

(Zurufe)

Zweiter Punkt. Sie fordern vom Ministerpräsidenten und
von der Landesregierung ein, zu erklären, wie Verhandlun-
gen, die noch gar nicht terminiert sind, die noch gar nicht
stattgefunden haben, am Ende ausgehen – Verhandlungen
von 17 Regierungen, Landesregierungen und Bundesregie-
rung. Das machen Sie nicht, weil Sie irgendein Interesse an
der Sache haben.

(Zuruf: Das ist doch eine Frechheit!)

Die Rede des Kollegen Rock hat es ja deutlich gezeigt.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU –
Zurufe)

Sie wollen, dass die Landesregierung jetzt Festlegungen
trifft, damit Sie nach der Konferenz der Regierungschefs
Noten geben können, was von diesen Festlegungen einge-
treten ist und was nicht. Das mag Ihr Politikverständnis
sein. Das mag vielleicht in normalen Zeiten auch normaler

parlamentarischer Betrieb sein. Aber ich sage Ihnen sehr
deutlich:

Vizepräsidentin Karin Müller:

Herr Wagner, lassen Sie eine Frage des Abg. Rock zu?

Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Nein. – Ich sage Ihnen sehr deutlich: Diese Krise ist größer
als Ihre kleinkarierten politischen Spielchen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU)

Es kann doch überhaupt keine Festlegung geben. Der Mi-
nisterpräsident hat es doch erläutert. Wenn unser Ziel ist,
diese Pandemie möglichst gut und möglichst bundesein-
heitlich bekämpfen zu wollen, dann ist es doch sinnvoll,
dass man sich nicht in Festlegungen reinredet. Man hat na-
türlich Vorstellungen darüber, welche Möglichkeiten es
gibt. Aber man sagt doch nicht vor einem Treffen, wie es
ausgeht. Wer so etwas fordert, hat nur Interesse daran, ir-
gendwelche politischen Spielchen zu spielen; aber man
muss ihn wirklich fragen, ob er ernsthaft verstanden hat,
was die Stunde geschlagen hat.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU)

Parlamentsbeteiligung so, wie wir das verstehen, bedeutet,
als Parlament und als Parlamentarier zu sagen, was man
will, und sich den schwierigen Abwägungen in dieser Kri-
se zu stellen und zu sagen, zu welchem Ergebnis man am
Ende dieser Abwägungen kommt.

(Ulrike Alex (SPD): Dann mal los!)

Nur zu erzählen, was die Optionen sind, um nachher Hal-
tungsnoten geben zu können,

(René Rock (Freie Demokraten): Ich habe es doch
klar gesagt!)

das ist eindeutig zu wenig.

(Anhaltende Zurufe)

Wir haben nicht eine Zeit, in der wir Besserwisser brau-
chen; wir haben eine Zeit, in der wir Bessermacher brau-
chen, meine Damen und Herren.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU –
Zurufe Freie Demokraten und DIE LINKE)

Lassen Sie uns die Debatte verantwortlich führen. Wir ha-
ben weiterhin viel zu hohe Infektionszahlen. Es gibt eine
Reihe von Vorschlägen, die beispielsweise die Leopoldina
gemacht hat, wie wir durch weitere schmerzhafte Ein-
schränkungen diese Infektionszahlen hoffentlich in den
Griff bekommen.

(Unruhe)

Ich finde es überaus verantwortlich, dass alle Ministerprä-
sidenten, alle Landesregierungen, gleich welche Parteien
sie tragen, darüber beraten wollen. Ich finde das sehr ver-
antwortlich.

Ich verstehe überhaupt nicht, warum das verantwortliche
Handeln, das alle Parteien in Landesregierungen zeigen,
sich hier im Hessischen Landtag nicht in einem überpartei-
lichen Konsens wiederfindet. Hier wird jedes Mal wieder
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versucht, in einer der größten Krisen unseres Landes klein-
karierte politische Spielchen zu spielen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU –
Zurufe)

Vizepräsidentin Karin Müller:

Vielen Dank, Herr Abg. Wagner. – Mir liegen keine weite-
ren Wortmeldungen vor.

(Janine Wissler (DIE LINKE) begibt sich zum Präsi-
dium und gibt ihre Wortmeldekarte ab.)

– Ah, Frau Abg. Wissler. Bitte schön.

(René Rock (Freie Demokraten): Der Minister muss
auch noch einmal etwas sagen!)

Janine Wissler (DIE LINKE):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! In den letzten
24 Stunden gab es 1.917 Neuinfektionen in Hessen. Am
Vortag waren es noch 1.340. Allein in den letzten 24 Stun-
den sind 58 Menschen in Hessen an COVID-19 gestorben.
Bundesweit waren es 598 allein in den letzten 24 Stunden.

Die Krankenhäuser sind an einigen Orten am Anschlag,
und an einigen Orten sind sie schon weit darüber. Wir se-
hen die Bilder z. B. aus Krankenhäusern in Sachsen, wo
Patienten ausgeflogen werden, wo zum Teil Ehrenamtliche
helfen. Das zeigt, wie dramatisch die Situation ist, wie
ernst die Situation ist und wie dringend gehandelt werden
muss.

Ich habe hohen Respekt vor all denen, die in den Kranken-
häusern COVID-19-Patienten pflegen, die um deren Leben
kämpfen, die an vorderster Front gegen das Virus kämpfen
und die das auch an den Weihnachtsfeiertagen tun werden,
die auch an Silvester um das Leben dieser Menschen
kämpfen werden.

Herr Ministerpräsident, ich fand es gut, dass Sie so aus-
führlich auf die Situation in den Pflegeheimen eingegangen
sind, auf die Situation, die in zwei Dimensionen drama-
tisch ist: gesundheitlich, aber auch sozial. Wie schützen
wir das Leben der Menschen in den Pflegeheimen, ohne
dass diese Menschen vollkommen vereinsamen, weil sie
ihre Familie nicht sehen dürfen?

Herr Rock, Sie haben die Frage aufgeworfen: Schutz vul-
nerabler Gruppen oder Lockdown bzw. Kontaktbeschrän-
kungen für alle? Da muss ich sagen, diese Frage ist beant-
wortet. Die Frage ist durch die Realität beantwortet. Es ist
nicht möglich, die vulnerablen Gruppen in einer solchen
Pandemie zu schützen. Es ist nicht möglich. Wir können
FFP2-Masken verteilen. Das ist richtig, und das kann man
tun.

Aber die vulnerablen Gruppen, die Menschen mit Vorer-
krankungen leben in Haushalten mit anderen Menschen zu-
sammen. In den Pflegeheimen haben wir doch gesehen,
dass es möglich ist, dass sich die Pflegekräfte infizieren,
dass die Menschen sich infizieren. Es ist nicht möglich, in
einer Gesellschaft zu sagen: Wir nehmen eine Gruppe her-
aus, und die schützen wir, damit das Leben für die anderen
normal weitergeht. – Herr Rock, ich finde, diese Frage
stellt sich nicht.

(Beifall DIE LINKE, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und vereinzelt SPD)

Sie ist durch die Realität beantwortet, zum einen epidemio-
logisch, aber ich glaube, man kann die Frage auch gesell-
schaftlich nicht so diskutieren.

Ich denke, es war vielleicht zu lange die Illusion, dass dies
möglich sei, dass man das Leben für alle mit Einschrän-
kungen einigermaßen normal laufen lassen kann und be-
stimmte Gruppen besonders schützt.

Jetzt sind die Zahlen so dramatisch hoch, dass wir drasti-
sche Maßnahmen brauchen, um Kontakte insgesamt zu re-
duzieren. Wir haben darüber am Dienstag lange diskutiert.
Herr Ministerpräsident, ich war nicht Ihrer Meinung, als
Sie gesagt haben, es gebe kaum noch Instrumente, die man
ergreifen könnte. Das sehen wir anders.

Wir haben in dieser Woche lang und breit über Schulen
diskutiert, über volle Schulklassen und volle Schulbusse.
Da haben wir deutlich gemacht, dass wir hier durchaus
Möglichkeiten sehen, dass wir ein hohes Potenzial für in-
telligente Kontaktbeschränkungen sehen, ohne die Schulen
zu schließen. Wir halten Wechselunterricht für möglich,
zumindest für die Mittel- und Oberstufen und die berufli-
chen Schulen, wo man kein Betreuungsproblem hat, wenn
man auf Wechselunterricht geht. Es hätte Möglichkeiten
gegeben, das Arbeitsleben weiter herunterzufahren, durch
mobiles Arbeiten zu regulieren.

Aber natürlich haben Sie recht, wenn Sie die Frage aufwer-
fen: Wenn es jetzt weitere Beschränkungen und gar Ge-
schäftsschließungen gibt, dann muss man sich natürlich die
Frage stellen, wie man die Existenzen der Menschen absi-
chern kann. Diese Frage stellt sich. Bund und Länder müs-
sen hier gemeinsam etwas entwickeln, damit diese Existen-
zen gesichert werden. Das ist zum einen eine finanzielle
Frage.

Aber ich sehe natürlich auch das Problem: Wenn man zwei
Wochen vor Weihnachten erklärt, in drei Tagen schließen
die Geschäfte, dann kann man sich vorstellen, was das am
Ende bedeutet. Ob das die Infektionszahlen herunterbringt,
wenn alle erst noch in die Innenstädte rennen, glaube ich
nicht. Das ist schwierig, und ich finde, dass es richtig ist,
alles miteinander abzuwägen. Man muss jede Maßnahme
abwägen, auf der einen Seite auf Infektionsschutz und auf
der anderen Seite darauf, was es für das gesellschaftliche
Leben bedeutet und welche Auswirkungen es hat.

Natürlich brauchen wir einheitliche Regelungen. Das ha-
ben wir gesehen. In Sachsen schließen die Geschäfte, und
Thüringen sagt: Jetzt fahren die alle zu uns. – Das heißt,
man erzeugt durch die Maßnahme mehr Mobilität.

Ich denke, das sind die Sachen, die Sie am Sonntag disku-
tieren werden. Ich habe gesagt, ich habe Skepsis bei den
nächtlichen Ausgangssperren. Da habe ich eher das Ge-
fühl, es ist Symbolpolitik, auch weil ich nicht weiß, wer es
am Ende kontrollieren soll.

Völlig unstreitig ist aber, dass wir jetzt Maßnahmen brau-
chen, und zwar für alle, um das gesellschaftliche Leben
herunterzufahren, soziale Existenzen abzusichern und so-
ziale Härten abzufedern. Das ist jetzt notwendig.

Frau Präsidentin, ich komme zum Schluss. – Ich glaube,
der beknackteste Vorschlag in der gesamten Debatte ist die
Einrichtung einer Enquetekommission, der Vorschlag von
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der AfD. Die kann dann zwei Jahre arbeiten. Bis dahin ist
die Pandemie vorbei, oder wir haben noch mehr Tote.

(Beifall DIE LINKE und SPD – Zurufe AfD)

Sie sollten aufhören, darüber zu reden, wir müssten die
Wissenschaft einbeziehen, wenn Sie sich bei jedem The-
menfeld allen wissenschaftlichen Erkenntnissen verwei-
gern. Über das Maskentragen brauchen wir von Ihnen erst
recht keine Belehrungen. – Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, vereinzelt CDU, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und SPD)

Vizepräsidentin Heike Hofmann:

Für die CDU erteile ich der Fraktionsvorsitzenden, Frau
Claus, das Wort.

Ines Claus (CDU):

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Herren!
Die Krise dauert an, und die Maßnahmen werden härter.
Bei mir zu Hause gilt ab heute Abend eine Ausgangssper-
re. Ich hätte mir das vor einem Jahr oder einem Dreiviertel-
jahr nicht vorgestellt.

Wir haben 30.000 Neuinfizierte pro Tag. Viele Menschen
sterben. Das ist die Lage, in der wir uns befinden. Da die
Maßnahmen hart sind und die Lage ernst ist, haben wir uns
entschieden, ein Gesetz auf den Weg zu bringen, um diese
Maßnahmen zu legitimieren. Deswegen passt auch dieses
Gesetz genau in diese Beratungen hinein. Wir haben ge-
sagt: Wenn die Krise länger dauert, müssen die Maßnah-
men von diesem Haus getragen werden. Sie müssen mitge-
tragen werden. Deswegen sind wir hier zusammen.

Teil unseres Gesetzes war, und das an die Krise angepasst:
Wir wollen Transparenz im Parlament. Wir wollen eine
handlungsfähige und flexible Regierung in dieser Krise,
und wir wollen eine zeitnahe Unterrichtung. Wenn ich mir
das anschaue, stelle ich fest: Sie kann zeitnäher nicht sein.
Wir haben die letzten Maßnahmen ausgiebig am Dienstag
besprochen. Die nächsten Maßnahmen gibt es noch gar
nicht, und wir werden schon darüber unterrichtet. Zeitnä-
her kann Parlamentsbeteiligung nicht stattfinden.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich kann zu unserem Gesetzgebungsverfahren sagen: Wir
haben zügig, aber nicht verkürzt beraten.

(Vereinzeltes Lachen SPD)

Wir haben drei Lesungen in einem geordneten Geschäfts-
ordnungsgang gemacht, und wir kommen heute zu dem
Punkt, dass das Gesetz in Kraft tritt, sodass wir für die
schärfsten Maßnahmen, die wir bislang hatten, auch die
parlamentarische Legitimation haben. Das ist ein guter und
richtiger Weg gewesen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Da wir in dieser Woche schon viel miteinander zusammen
waren, habe ich auch gut zugehört. In einer Rede – ich
glaube, es war eine Rede der Kollegin Böhm; aus Treburer
Verbundenheit greife ich das gerne auf – haben wir gehört:
Wir sollen auch loben, weihnachtlich oder insgesamt lo-
ben.

(Christiane Böhm (DIE LINKE): Das ist das Einzi-
ge, was Sie sich haben merken können?)

– Seien Sie doch froh, dass ich mir irgendetwas gemerkt
habe, Frau Böhm.

(Heiterkeit und Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich möchte ausdrücklich die FDP loben. Im Problembe-
schreiben ist sie immer besser geworden. Sie kann sehr ge-
nau beschreiben, wo die Probleme liegen, und sehr genau
die Alternativen aufzeigen.

(Beifall Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (Freie Demokra-
ten))

Aber welche Alternative zu ergreifen ist – darauf kommt es
doch an –, das kann sie nicht deutlich sagen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Zuruf Jürgen Lenders (Freie Demokraten))

So langsam habe ich das Bild wie von Zuschauern, die
„Wer wird Millionär?“ spielen. Das sind diejenigen, die,
wenn die Frage aufgerufen wird, sagen: Es könnte A sein,
ich bin mir aber ziemlich sicher, dass es auch B sein könn-
te. C schließe ich nicht aus, aber D könnte es sein. – Dann
wird aufgelöst, und es wird gesagt: Siehst du, C habe ich
doch gesagt.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

In die Richtung passt auch Ihr Antrag. Unterrichtung, ja.
Aber wenn Sie so genau festgelegt sind, warum steht nicht
unter Punkt 1 „Lockdown sofort“, unter Punkt 2 „Schulen
schließen“ oder unter Punkt 3 „Wechselunterricht landes-
weit“? Das steht nicht darin. Es stehen Fragen darin, die
damit nichts zu tun haben und die nur in die Richtung Par-
lamentsbeteiligung, aber nur irgendwie, gehen.

Deswegen sagen wir: Wir haben ein Gesetz vorgelegt, das
unverzüglich eine Unterrichtungspflicht durch die Landes-
regierung ermöglicht. Wir haben gesagt, wir wollen es im
Parlament beraten. Die aktuellen Maßnahmen kommen ir-
gendwann. Insoweit sehen wir uns vorweihnachtlich viel-
leicht noch einmal wieder.

Ansonsten bedanke ich mich nochmals herzlich beim Mi-
nisterpräsidenten, dass er uns schon im Vorgriff auf die
Maßnahmen unterrichtet hat. Ich bin stolz auf dieses Parla-
ment, dass wir uns so dezidiert, sogar im Vorgriff, damit
auseinandergesetzt haben. – Vielen herzlichen Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Heike Hofmann:

Für die SPD-Fraktion bitte ich nun die Fraktionsvorsitzen-
de, Frau Faeser, ans Rednerpult.

Nancy Faeser (SPD):

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir haben heute den Mi-
nisterpräsidenten mit einem Antrag gebeten, zu berichten.
Wenn am Sonntag – wie es aussieht und wie die Medien
gerade berichten – die Ministerpräsidenten mit der Kanzle-
rin wieder tagen, soll er hier sagen, mit welcher Position
aus Hessen er dorthin fährt. Herr Ministerpräsident, ich ha-
be sehr viel Verständnis dafür, wenn man sagt: „Das ist un-
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sere Idee davon, wie die nächsten Wochen aussehen, weil
nämlich dazugehört …“ Ich habe ein bisschen vermisst,

(Beifall Freie Demokraten)

dass Sie sagen, wie die Situation in den hessischen Kran-
kenhäusern aussieht, wie prekär die Situation ist.

Herr Ministerpräsident, ich und wir als Fraktion sind die
Ersten, die sagen: Wenn die Intensivstationen in Hessen
zuzulaufen drohen, dann sind wir für einen harten Lock-
down, und zwar möglichst bald. – Das ist eine Position der
SPD, und deswegen wollten wir es heute diskutieren. Dazu
gehören aber die Fakten. Die haben Sie leider heute nicht
auf den Tisch gelegt.

(Beifall SPD und Freie Demokraten)

Die Kollegin Claus hat es angesprochen: Es sind 30.000
Neuinfektionen von gestern auf heute, innerhalb eines Ta-
ges. Es sind 598 Menschen gestorben. Deswegen ist die
Lage so ernst, und deswegen ist es so wichtig, vor einer
solchen Konferenz darüber zu reden, wie man Menschen-
leben schützen kann.

Ich will ein gutes Beispiel aus neun Monaten herausgrei-
fen. Einbindung und tolle Information war leider nicht die
Regel in Hessen. Sie hat nicht stattgefunden. Aber letzte
Woche hat vor der letzten Ministerpräsidentenkonferenz
erstmals eine Einbindung stattgefunden. Man hat uns vor-
her angerufen, bevor Herr Bouffier dorthin gefahren ist.

Da haben wir z. B. über die Frage diskutiert: Wie sollen
die Kontaktbeschränkungen bei Kindern aussehen? Ich ha-
be sehr vehement gesagt – Sie können sich an die Diskus-
sion erinnern –, dass es mit dem einen Haushalt für Kinder
nicht geht, dass man es vielleicht eher daran orientieren
sollte, ob Kinder andere Kinder aus der gleichen Einrich-
tung auch nachmittags treffen können. Sie haben gesagt,
Sie nehmen das mit.

Darum geht es dieser Tage. Ich finde es unverantwortlich –
ich will es noch einmal sagen –, dass Sie, Herr Kollege
Wagner, angesichts dieser schwierigen Lage Begriffe wie
Klamauk nutzen. Das ist völlig unangemessen.

(Beifall SPD, AfD, Freie Demokraten und DIE LIN-
KE)

Es geht darum, hier die einzelnen Maßnahmen vorher zu
besprechen und zu hören, mit welcher Position der Minis-
terpräsident am Sonntag für Hessen dorthin fährt, um nicht
mehr und um nicht weniger. Das möchten wir heute tun.

Ich möchte Ihnen z. B. etwas für das Dilemma in den Al-
tenpflegeeinrichtungen mitgeben, das Sie beschrieben ha-
ben. Für uns – das sagen wir schon sehr lange – ist ein
richtig und viel stattfindendes Testen in den Altenpflege-
einrichtungen jetzt das Gebot der Stunde. Nur so können
wir die Vereinsamung der Menschen in diesen Pandemie-
zeiten an Weihnachten verhindern, indem wir möglichst
viel und schnell die Besucherinnen und Besucher und die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter testen.

(Lebhafter Beifall SPD)

Bitte nehmen Sie das noch einmal mit für die Frage, wie
man mit Weihnachten umgeht. Ich halte das für enorm
wichtig. Darum geht es doch jetzt. Wir müssen über die
Maßnahmen sprechen.

Es ist so, dass manche sagen, in den Krankenhäusern sei es
schlimm. Ich glaube, der Erste, der das gesagt hat, war der

Leiter der Charité in Berlin. Es war der erste Chef einer
Klinik, der offen gestanden hat, dass die Intensivstationen
drohen, vollzulaufen. Das sagte er angesichts der schwieri-
gen Zahlen. Da muss man doch sagen: Jawohl, dann ma-
chen wir einen Lockdown, um das zu verhindern.

Das würde ich Ihnen auch gerne noch einmal mitgeben. Es
geht z. B. auch um die Frage, wie wir mit den Arbeitge-
bern umgehen. Man schaut auf die Straßen. Offensichtlich
befinden sich nicht alle Menschen im Homeoffice. Man
sollte die Arbeitgeber noch einmal auffordern, indem man
sagt: Schicken Sie die Leute jetzt ins Homeoffice, damit
sie wenige Kontakte haben und damit sie sich eben nicht
infizieren können. Dann würde die Zahl möglicherweise
auch nach unten gehen. – Meine Damen und Herren, das
ist eine weitere Maßnahme, die wir Ihnen mitgeben, damit
Sie das am Sonntag diskutieren können.

(Beifall SPD)

Ich will Ihnen noch etwas weiteres Konkretes mitgeben.
Denn ich glaube, auch das ist wichtig. Die Lage ist doch
wirklich ernst genug. Es geht dieser Tage darum, dass wir
in der Krise von dem lernen, was wir bereits gemacht ha-
ben.

Wir haben schon einmal den Einzelhandel geschlossen,
weil es nicht anders ging. Ich verstehe all die Abwägun-
gen, die Sie vorhin in finanzieller Hinsicht hier dargelegt
haben. Wenn wir den Einzelhandel wieder schließen, weil
die Zahlen so hoch sind, um zu verhindern, dass weitere
Menschen sterben, dann bin ich an Ihrer Seite.

Aber dann lassen Sie es uns bitte so machen, wie wir es
aus der Krise gelernt haben. Machen Sie gleich die ent-
sprechenden Verordnungen mit, damit mancher im Einzel-
handel, wie z. B. der Buchhändler, seine Ware auch nach
außen verkaufen kann, so wie andere Essen nach außen ge-
ben können. Machen Sie das gleich mit. Sie würden damit
den Einzelhändlern in dieser schweren Stunde helfen.

(Beifall SPD und Freie Demokraten)

Ich glaube, dass es auch um Folgendes geht: Man muss in
einer Pandemie, einer Krise, die für uns alle neu ist, lernen,
wie man damit umgeht. Das einzig Sinnvolle ist doch, dass
man das Parlament vor solchen Konferenzen beteiligt. Man
sollte hier dann auch sagen, was man möchte.

Herr Ministerpräsident, da muss ich sagen: Ich finde es
schon interessant, dass sich die Rednerinnen und Redner
von Schwarz-Grün hierhin stellen und sagen: Der hat
nichts Konkretes gesagt; und der hat auch nichts Konkretes
gesagt. Was sind denn ihre Inhalte?

Herr Rock hat mehrfach gesagt, dass er gegen einen Lock-
down ist. Da unterscheiden wir uns von Herrn Rock. Wir,
die Mitglieder der SPD-Fraktion, unterscheiden uns von
den Mitgliedern der FDP-Fraktion bei diesem Thema.
Aber er sagt wenigstens, was er möchte. Er hat Ihnen auch
sehr konkret Dinge mitgegeben. Meine Damen und Herren,
das habe ich bei Ihnen vermisst.

(Beifall SPD)

Ich glaube, wir müssen in der Pandemie Wege finden, die
zeigen, wie wir uns vorher austauschen. Das muss nicht
immer im Plenarsaal sein. Ich bin die Letzte, die sagt, man
muss jedes Mal ein Sonderplenum einberufen. Herr Minis-
terpräsident, es geht nicht darum, sich in der Öffentlichkeit
zu streiten. Ich habe es Ihnen gesagt: Die letzte Konferenz
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war ein sehr positives Beispiel. Denn da haben Sie uns das
erste Mal während der Pandemie vorher eingebunden.

Darum geht es auch heute. Denn wir sitzen hier alle zu-
sammen. Dann geht es doch darum, zu definieren, mit wel-
chen Positionen man aus Hessen dorthin geht.

Ich will Ihnen ein weiteres inhaltliches Thema mitgeben:
Bevor Sie über längere Schulschließungen nach den Ferien
in Hessen nachdenken – bekanntermaßen sind die Ferien
relativ lang, sie fangen Ende nächster Woche schon an und
gehen bis zum 10. Januar 2021 –, bevor Sie weitere Schul-
schließungen durchführen, möchten wir, dass Sie sich für
das Wechselmodell einsetzen, damit der Unterricht wenigs-
tens nach wie vor stattfinden kann und damit die Schüle-
rinnen und Schüler eine Chance haben.

(Beifall SPD)

Das sind sehr konkrete Maßnahmen.

Frau Kollegin Claus, Sie waren die Einzige, die etwas zu
dem Entwurf des Infektionsschutzgesetzes gesagt hat. So
wollten wir es während dieser Debatte machen. Deswegen
möchte ich das jetzt auch tun. Sie haben gesagt, Sie hätten
Ihren Gesetzentwurf in einem ordnungsgemäßen Verfahren
in erster, zweiter und jetzt dritter Lesung gehabt. Das
stimmt nicht. Denn Sie haben eine schriftliche Anhörung
verweigert. Also ist es kein ordentliches Verfahren.

(Beifall SPD und Freie Demokraten)

Frau Claus, ich will Ihnen etwas zu Ihren Angeboten sa-
gen. Warum haben Sie uns denn nicht während der letzten
Plenarsitzungsrunde im November 2020 angesprochen und
gesagt: „Frau Faeser, hören Sie einmal zu, wir haben es ei-
lig; wir würden dieses Gesetz gerne noch in diesem Jahr
auf den Weg bringen“?

Das haben Sie nicht getan. Warum machen Sie es denn so?
Wir finden, dass man über diesen Gesetzentwurf auch An-
fang Februar 2021 hätte entscheiden können. Auf die ein-
einhalb Monate jetzt über die Feiertage kommt es nämlich
nicht an. Ich glaube, wir hätten einen gemeinsamen Weg
gefunden.

Der wäre in dieser Frage mehr als angemessen gewesen.
Denn es geht um unsere Rechte. Es wäre klug gewesen,
den Sachverstand von außen auf beide Gesetzentwürfe
schauen zu lassen. Meine Erfahrung aus den vielen Jahren
in diesem Hause ist, dass man dadurch klüger wird. Des-
wegen wäre das angemessen gewesen.

(Beifall SPD und Freie Demokraten)

Jetzt schauen wir uns Ihren Gesetzentwurf noch einmal an.
Was wollen Sie damit regeln? Sie wollen damit regeln,
dass die Rechtsverordnungen zeitnah im Plenum behandelt
werden müssen. Das sieht unser Gesetzentwurf auch vor.
Das ist auch richtig. Darin stimmen wir überein. Deswegen
glaube ich auch, dass man an einer gemeinsamen Lösung
hätte arbeiten können.

Der nächste Schritt ist aber, dass Sie sagen: Dann kann das
Parlament von seinem Recht nach Art. 80 Abs. 4 Grundge-
setz Gebrauch machen. – Das muss ich nicht in ein Gesetz
schreiben. Das ist jetzt schon Gesetzeslage. Das ist Verfas-
sungsrecht. Das muss ich nicht in ein Gesetz schreiben.
Frau Claus, ich glaube, es wäre gut gewesen, wenn nicht
wir Ihnen das gesagt hätten, sondern wenn das Sachver-
ständige gemacht hätten.

(Beifall SPD und Freie Demokraten)

Ich glaube, dass es sich gelohnt hätte, in der Sache darüber
zu streiten. Jetzt haben wir zwei Gesetzentwürfe vorliegen.
Der eine ist an das Hamburger Gesetz angelehnt. Den ha-
ben Sie vorgelegt. Wir haben einen Gesetzentwurf vorge-
legt, der sich an dem Gesetz in Baden-Württemberg orien-
tiert. Ich glaube, es wäre gut gewesen, beides zusammen-
zubinden und für uns die beste Handhabung zu finden.

Vizepräsidentin Heike Hofmann:

Frau Faeser, ich weise Sie darauf hin, dass Ihre Redezeit
abgelaufen ist.

Nancy Faeser (SPD):

Aber diese Chance haben Sie mit Ihrem abgekürzten Ver-
fahren und einer erneuten Nichtbeteiligung der Opposition
vertan. Es hätte diese Einigung geben können. Sie haben
das leider mit Füßen getreten. Das tut mir wegen der Sache
sehr leid. Denn es geht dabei um wirklich wichtige Dinge,
die wir gemeinsam für uns alle hätten regeln können. –
Vielen Dank.

(Anhaltender Beifall SPD – Vereinzelter Beifall
Freie Demokraten)

Vizepräsidentin Heike Hofmann:

Wir sind am Ende der Aussprache zu diesen beiden Tages-
ordnungspunkten angelangt. Die Beschlussfassung findet
heute Nachmittag am Ende der Tagesordnung statt.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 14 auf:
Zweite Lesung
Gesetzentwurf 
Landesregierung
Gesetz über die Zuständigkeiten und Gebühren im
Schornsteinfegerwesen (Schornsteinfegerzuständig-
keits- und Gebührengesetz – SchfZuGG)
– Drucks. 20/4171 zu Drucks. 20/3917 –

Für die Berichterstattung bitte ich Herrn Eckert von der
SPD-Fraktion ans Rednerpult.

Tobias Eckert, Berichterstatter:

Frau Präsidentin, ich darf den Bericht des Ausschusses
nennen. Der Ausschuss für Wirtschaft, Energie, Verkehr
und Wohnen empfiehlt dem Plenum, den Gesetzentwurf in
zweiter Lesung anzunehmen. Das Abstimmungsergebnis
war einstimmig. – Herzlichen Dank.

Vizepräsidentin Heike Hofmann:

Es ist verabredet, dass die zweite Lesung ohne Aussprache
stattfindet.
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Ich rufe daher Tagesordnungspunkt 68 auf:
Zweite Lesung
Gesetzentwurf 
Fraktion der AfD
Gesetz zur Änderung des Gesetzes über das Sonderver-
mögen „Hessens gute Zukunft sichern“ (Gute-Zukunft-
Sicherungsgesetz – GZSG)
– Drucks. 20/4215 zu Drucks. 20/4002 –

Zusammen damit rufe ich Tagesordnungspunkt 70 auf:
Bericht
Haushaltsausschuss
Antrag
Minister der Finanzen
auf Erteilung der Zustimmung des Haushaltsausschus-
ses gemäß § 8 Abs. 1 Satz 1 GZSG zum fünften GZSG-
Maßnahmenpaket
– Drucks. 20/4220 –

Für die Berichterstattung bitte ich Herrn Heidkamp von der
AfD ans Rednerpult. Sie sind auch der Erste, der sich zu
Wort gemeldet hat.

(Unruhe)

– Können Sie die Zwiegespräche bitte beenden? – Herr
Heidkamp, Sie haben das Wort.

Erich Heidkamp (AfD):

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen
und Kollegen Abgeordnete! Herr Bouffier verlässt gerade
den Landtag. Ich habe es als sehr angenehm und positiv
empfunden, wie er berichtet hat. Das war menschlich sehr
tiefgehend. Meine Frau liegt zurzeit im Krankenhaus. Ich
weiß, was auf den Intensivstationen los ist.

(Zustimmung AfD)

Ich kann der Regierung nur ein glückliches Händchen
wünschen, damit wir aus dieser Krise herauskommen.

(Zustimmung AfD)

Wir haben heute ein paar kleinere Probleme zu lösen. Ne-
ben den schwerwiegenden rechtlichen Bedenken, die die
Fraktionen der FDP und der SPD mit uns teilen, haben wir
beim Gute-Zukunft-Sicherungsgesetz zwei weitere
Schwachpunkte bemerkt, von denen wir dachten, zum po-
sitiven Gelingen beitragen zu können, indem diese beiden
Punkte bereinigt würden.

Der erste war, die unnötige und potenziell zu Missver-
ständnissen führende mögliche Geltendmachung der Eilbe-
dürftigkeit bzw. der Dringlichkeit aus dem GZSG zu strei-
chen. Die Intention war, die Regierung über einen entspre-
chenden Antrag zu dieser Änderung aufzufordern. Abg.
Kaufmann hat uns dankenswerterweise darauf hingewie-
sen, dass wir unser Anliegen besser über einen Gesetzent-
wurf erreichen könnten. Das haben wir hiermit getan.

Für Maßnahmen in Höhe bis zu 1 Million € braucht die
Regierung die Zustimmung des Haushaltsausschusses
nicht. Bei Maßnahmen bis 5 Millionen € kann die Regie-
rung bei unvorhergesehenen und unabweisbaren Bedürf-
nissen gemäß § 11 Haushaltsgesetz im Rahmen einer Vor-
finanzierung eine überplanmäßige oder außerplanmäßige
Ausgabe veranlassen, ohne dass ein Nachtragshaushalt auf-
gestellt werden muss. Bei Maßnahmen über 5 Millionen €

finden wir, es wäre gerechtfertigt, eine sofortige Einberu-
fung des Haushaltsausschusses zu verlangen, der laut Ge-
schäftsordnung des Hessischen Landtags mit einer Frist
von nur 24 Stunden einberufen werden kann.

Damit dürfte klar sein, dass das mögliche Schlupfloch der
Eilbedürftigkeit und Dringlichkeit im GZSG gestrichen
werden sollte. Denn es hätte seine Berechtigung eigentlich
lediglich für Maßnahmen über 5 Millionen €, für die man
erst einmal nicht beabsichtigt, die Zustimmung des Haus-
haltsausschusses einzuholen.

Ich komme zu Tagesordnungspunkt 70. Infolge des Dring-
lichen Antrags der Regierung kann jede einzelne Fraktion
verlangen, dass dem Plenum ein Bericht über die erfolgte
Beschlussfassung im Haushaltsausschuss vorgelegt wird.
Zusammen mit dem Bericht können Anträge der Fraktio-
nen aufgerufen werden, die eine Abweichung von den Be-
schlüssen des Haushaltsausschusses begehren.

Herr Abg. Schalauske hat sich übrigens mit fremden Fe-
dern geschmückt, als er behauptete, dass die Wiedervorla-
ge im Plenum durch eine Initiative der Fraktion DIE LIN-
KE ermöglicht wurde. Wir waren es.

(Vereinzelter Beifall AfD)

Die Regierung reagierte interessanterweise mit dem Dring-
lichen Antrag, mit dem sie unserer Forderung nach Wie-
dervorlage der Beschlüsse des Haushaltsausschusses im
Landtag entsprach. Leider hat sie unserer Auffassung nach
das rechtlich entscheidende Wort „solange“ in den Antrag
geschrieben, wodurch die Idee der erneuten Beschlussfas-
sung des Plenums ad absurdum geführt wurde. Wenn die
Maßnahmen nämlich zeitlich zwischen dem Beschluss des
Haushaltsausschusses und der Wiedervorlage im Plenum
durchgeführt werden können, ist der Sinn dieser Wortwahl
natürlich klar. Das war sehr raffiniert. Das haben Sie gut
hinbekommen.

Das ursprünglich vorgesehene Verfahren der Abstimmung
der einzelnen Maßnahmen im Haushaltsausschuss und des
nachfolgenden Berichts seines Vorsitzenden im Plenum
über die Zustimmung des Haushaltsausschusses zum Ge-
samtpaket der Maßnahmen hätte den nicht im Haushalts-
ausschuss teilnehmenden Mitgliedern des Landtags die
Möglichkeit genommen, über von ihrer Fraktion strittig be-
urteilte Einzelmaßnahmen informiert zu werden und im
Plenum zu einer vom Gesamtergebnis abweichenden Ent-
scheidung zu kommen.

Die Begründungen der Zahlungen aus dem GZSG sind in
mehreren Fällen eher gewöhnungsbedürftig. Ein Beispiel
für die Notwendigkeit der Wiedervorlage ist der Defizit-
ausgleich im Landeshaushalt wegen des Wegfalls der Ge-
winnausschüttung der Helaba. Dabei geht es um den Ein-
zelplan 17, Kapitel 04, Produkt Nr. 2.

Nachdem wir aus dem sozio-ökologischen und sozialpäd-
agogischen Umfeld schon einiges bei Ihren Maßnahmen
gewohnt sind, möchten wir jetzt nicht ohne weitere Infor-
mationen über jedes Stöckchen springen, das die Europäi-
sche Zentralbank uns vorhält. Der Antrag zur Kompensati-
on des Wegfalls der Gewinnausschüttungen der Helaba aus
dem Sondervermögen hat keinerlei nachvollziehbare Grün-
de für die geforderte Maßnahme von immerhin über 28
Millionen €.

(Vereinzelter Beifall AfD)
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Wir haben also noch nicht einmal die Möglichkeit, die
Maßnahme zu verstehen, geschweige denn, zu hinterfra-
gen. Das wäre aber eine Mindestvoraussetzung für eine
qualifizierte Entscheidung.

Vizepräsidentin Heike Hofmann:

Herr Heidkamp, ich weise Sie darauf hin, dass die verein-
barte Redezeit abgelaufen ist.

Erich Heidkamp (AfD):

Ich bin am Ende meiner Rede.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Heike Hofmann:

Als Nächster erteile ich Frau Schardt-Sauer von der FDP
das Wort.

Marion Schardt-Sauer (Freie Demokraten):

Werte Frau Präsidentin, werte Kolleginnen und Kollegen!
Wir lehnen den Gesetzentwurf der AfD ab. Die Gründe
hatte ich bereits in der ersten Lesung dargelegt. Ich möchte
mich daher eher auf die Möglichkeit konzentrieren, das
fünfte Maßnahmenpaket zu beleuchten. Das schlägt auch
die eine oder andere Brücke zu der vorhergehenden Debat-
te.

Viele Maßnahmen, die die Landesregierung im fünften
Maßnahmenpaket vorgelegt hat, tragen wir Freie Demo-
kraten mit. Dennoch zeigt sich immer mehr – es ist ja Fol-
ge 5, ein Muster ist erkennbar –, dass die Landesregierung
weniger zielgenau, sondern mit zeitlichem Verzug handelt.
Jetzt, also Anfang Dezember, für das Jahr 2020  65 Millio-
nen € für Hygienemaßnahmen an Schulen und Kitas bereit-
zustellen, das kommt einen Monat zu spät.

(Beifall Freie Demokraten)

Wir Freie Demokraten hatten schon Anfang November –
wir wurden ja aufgefordert, immer zu sagen, was wir wol-
len – 100 Millionen € gefordert und konkret vorgeschla-
gen, was damit zu tun sei. Sie haben seinerzeit 10 Millio-
nen € für Luftfilter und CO2-Ampeln in ganz Hessen be-
schlossen. Das sind vertane Chancen für Schülerinnen und
Schüler sowie für die Kitas.

(Beifall Freie Demokraten)

Mit dem fünften Maßnahmenpaket sind nun insgesamt
rund 1,7 Milliarden € aus dem Sondervermögen für Maß-
nahmen beschlossen worden. Rechnet man die angemelde-
ten Maßnahmen aus dem Nachtrag I – Stichwort: Konto-
auszüge, wir haben die gut abgeheftet, digital und analog –
in Höhe von rund 1,2 Milliarden € hinzu, ergibt sich ein
Potenzial von 2,9 Milliarden € für die Bekämpfung der
Pandemie, die uns fordert, wie wir vorhin unstrittig alle
vernommen haben.

Aber, werte Kollegen von Schwarz-Grün, das ist ein Vier-
tel bzw. 1,1 Milliarden € weniger, als Sie selbst laut Ihrem
Gesetz und Wirtschaftsplan des Sondervermögens im Jahre
2020 ausgeben wollten. Das wird noch schlimmer. Von
diesem schon geschrumpften Teil haben Sie Anfang Okto-
ber gerade einmal 1,5 Milliarden € ausgegeben. Das kenn-

zeichnet Sie irgendwie in vielen Bereichen: Weniger blu-
mige Worte, sondern mehr Taten – das wäre das Gebot der
Stunde bei der energischen Bekämpfung der Krise. Ange-
sichts der Dramatik, in der wir uns befinden, wäre es auch
ein guter Vorsatz für 2021.

(Beifall Freie Demokraten und vereinzelt SPD)

Dieser geschrumpfte Geldberg wird von Ihnen auch noch
sachfremd ausgegeben. Viele beschlossene Maßnahmen
braucht man nicht zur Bekämpfung der Corona-Pandemie.
Energetische Sanierung, grüne Modellprojekte, Eigenkapi-
talerhöhungen, Fahrradabstellanlagen – was hat das mit
dem epidemischen Geschehen und der Abwendung wirk-
lich drastischer Maßnahmen zu tun?

(Zuruf)

Beherzt sich dem stellen, mehr Mittel für wirksame
Schutzmaßnahmen, Unterstützung der von der Krise be-
troffenen Bürger, Organisationen und Unternehmen – das
wäre jetzt das Gebot der Stunde.

(Beifall Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (Freie Demokra-
ten))

Man muss nicht auf Bundesmittel warten. Nein, man darf
nicht auf Bundesmittel warten und sagen: Wir warten auf
Herrn Altmaier. – Nein, hier liegt die Verantwortung:
schnell und zielgerecht handeln. Hessen vorn – es wäre
möglich. Wir könnten es nämlich. Dieser Hessische Land-
tag hat sich allein schon mit dem Nachtrag I derartig aus-
gestattet – unabhängig davon, ob das Sondervermögen
rechtlich zulässig ist –: Nutzen Sie diese Haushaltsmittel
doch, um die Corona-Pandemie auf allen Ebenen zu be-
kämpften und den Menschen zu helfen.

Wo bleiben die Vorschüsse an die Gastronomen? Im Januar
kommen die Versicherungsrechnungen, der Strom muss
bezahlt werden. Wenn wir die jetzt alle in Quarantäne ste-
cken, sozusagen ohne Licht, dann wird das noch schön.
Wären nicht mehr Testmöglichkeiten in Alten- und Pflege-
heimen und zusätzliche Schutzausstattung besser und not-
wendiger? Warum nicht großflächig Schnelltests machen
und zielgerichtet vorgehen? Was hält Sie davon ab, statt ei-
ner Werbekampagne „Hessen bleibt besonnen“ mit der
Verteilung von bedruckten Masken stattdessen FFP2-Mas-
ken flächendeckend kostenlos an alle – an das Personal, an
die alten, an die schutzbedürftigen Menschen – zu vertei-
len? Seien Sie nicht besonnen, sondern wachen Sie auf.
Energisch handeln – dafür sollten Sie das Vermögen einset-
zen.

Die Bilanz von 2020 auch in finanzieller Hinsicht ist sehr
deprimierend, aber für 2021 sind wir guter Hoffnung, dass
Sie es im sechsten Paket vielleicht packen. – Vielen Dank
für die Aufmerksamkeit.

(Beifall Freie Demokraten)

Vizepräsidentin Heike Hofmann:

Für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bitte ich Herrn Kauf-
mann ans Rednerpult.

Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich räu-
me ein, ein bisschen Ratlosigkeit ist bei mir aufgetreten,
weil ich die Ausführungen der Kollegin Schardt-Sauer ir-
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gendwie nicht so recht einordnen kann. Wir haben gehört –
das war auch das Ergebnis der Haushaltsausschusssitzung,
nach der Anhörung der Kommunalen Spitzenverbände –,
dass Sie dort die Vereinbarung auch gut finden. Hier kriti-
sieren Sie jetzt an dem einen Beispiel das, was als Folge
bzw. Maßnahme im Paket mit drin ist. Das erschließt sich
meiner Nachvollziehbarkeit nicht.

Aber ich will ganz kurz noch zum Gesetzentwurf reden
und zum Kollegen Heidkamp sagen: Wir haben im Prinzip
bei der ersten Lesung bereits alles Notwendige gesagt. Ich
hatte erwartet, dass von Ihrer Seite im Haushaltsausschuss
bei der Vorbereitung der zweiten Lesung vielleicht ein ein-
ziges Beispiel, ein einziger Hinweis kommen würde, war-
um Ihre vorgesehene Regelung sinnvoll sein kann – es kam
gar nichts. Sie bauen auf einer vermeintlichen Befürchtung
dessen auf, was sein könnte, was es zugestandenermaßen –
auch von Ihnen selbst zugestandenermaßen – noch nie ge-
geben hat. Also ist es ein völlig überflüssiger und unsinni-
ger Vorschlag, dieses Gesetz so ändern zu wollen. Deswe-
gen werden wir es auch heute endgültig ablehnen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU)

Wir müssen daraus schlussfolgern, dass es Ihnen als An-
tragsteller nicht um irgendwelche Klärungen geht, sondern
ausschließlich um den Versuch der Verunglimpfung des-
sen, was die Regierung und die sie tragende Koalition tun.
Ihnen geht es nämlich nicht um die zeitnahen Hilfen, son-
dern darum, andere zu diskreditieren. Das ist in der Tat in
der Pandemie eine Vorgehensweise, die wirklich keiner
braucht.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich komme jetzt zum fünften Maßnahmenbericht, der mit
aufgerufen ist und der auch dazugehört. Auch dazu muss
man sich wundern, warum die AfD es hier erneut darlegen
wollte. Ihrem Argument, damit die Kollegen, die es in der
Fraktion kritisch sehen, es auch hier in der Diskussion erle-
ben, könnte man dadurch abhelfen, dass diese Kollegen
gerne auch in die bisher zu diesem Punkt immer öffentlich
veranstalteten Ausschusssitzungen hinzukommen, einmal
abgesehen davon, dass wir ja wissen, Kolleginnen und
Kollegen des Hauses können an jeder Ausschusssitzung
teilnehmen, wenn sie Interesse daran haben, um mitzube-
kommen, was dort diskutiert wird. Also, dafür brauchen
Sie es nicht, sondern Sie brauchen es offensichtlich auch,
um öffentlich darzulegen, dass Sie völlig anderer Meinung
sind.

Das darf man sein, und das darf man auch darlegen, keine
Frage. Nur, dann hätte ich gerne ein bisschen mehr Sub-
stanz dabei. Wir wollen einmal festhalten: Insgesamt gab
es nur vier Punkte in dem Katalog, zu denen Sie Nein ge-
sagt haben. Dabei geht es darum, dass Sie vor allem den
Kommunen nicht helfen wollen. Sie waren bei der Digitali-
sierung ablehnend und bei den Mitteln im Kommunalen
Finanzausgleich, die wir zuführen wollen, damit es den
Kommunen nicht verloren geht. Das haben Sie auch abge-
lehnt.

Schließlich – das ist auch von Herrn Heidkamp angespro-
chen worden – zur Frage der ausgefallenen Gewinnabfüh-
rung: Ich verstehe nicht, was das mit unserem Sonderver-
mögensantrag, der ja bewilligt wurde, zu tun hat.

(Zuruf: Ich auch nicht!)

Der Ausfall der Gewinnausschüttung ist, glaube ich, un-
strittig. Die Helaba wird sich insoweit an den Vorschlag

bzw. die Vorgabe, wie immer Sie es nennen wollen, der
EZB halten und den Gewinn thesaurieren und nicht aus-
schütten. Das halten wir inhaltlich für richtig. Das können
Sie für falsch halten, gut. Unabhängig davon kommt das
Geld bei uns im Haushalt aber nicht an. Demzufolge müs-
sen wir es ersetzen, damit wir das, wofür wir das Sonder-
vermögen geschaffen haben, an dieser Stelle auch mitma-
chen. Die anderen sehen das entsprechend auch so, nur Sie
und die FDP nicht.

(Zuruf)

Deswegen ist an dieser Stelle auch nicht klar, warum Sie
das hier thematisieren, obwohl Sie eigentlich gar keine Al-
ternative bieten können, außer zu sagen: Wir wollen es
nicht.

Ich fasse zusammen: Auch an diesem Punkt wird deutlich,
die Diskussion des Pakets hier im Plenum dient Ihnen aus-
schließlich dazu, wieder gegen die Regierungsmehrheit zu
polemisieren.

Damit ich kurz vor Weihnachten nicht so böse ende, möch-
te ich noch einen Dank aussprechen,

(Beifall Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (Freie Demokra-
ten))

in diesem Fall einen Dank in Richtung der SPD, die mit
dem Sondervermögen ebenfalls ganz große Probleme hat.
Ich habe ein bisschen den Eindruck, in vorweihnachtlicher
Stimmung nähert sie sich langsam dem, was ich gern Ver-
nunft nennen würde. Immerhin dürfen wir festhalten, die
SPD hat allen Maßnahmen des Pakets zugestimmt. Das
heißt, so schlimm kann das, was wir Ihnen vorschlagen, ei-
gentlich nicht sein.

(Zuruf SPD)

Deswegen: Da mindestens ein Drittel der Maßnahmen
ganz eindeutig überjährig ist, merken Sie auch langsam,
wie gut es ist, dass wir das Sondervermögen haben, und
wie falsch es gewesen wäre, allein auf Trippelschritte von
diversen Nachtragshaushalten zu setzen, was Sie uns im-
mer noch verkaufen wollen. – Ich bedanke mich für die
Aufmerksamkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Heike Hofmann:

Für die CDU-Fraktion hat sich Herr Ruhl zu Wort gemel-
det.

Michael Ruhl (CDU):

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Herren!
Zum Gesetzentwurf der AfD habe ich bereits in der ersten
Lesung genug gesagt. Auch die Ausschusssitzung brachte
jetzt keine neuen Erkenntnisse, ebenso gab es heute Mor-
gen keine. Gerade in Krisenzeiten muss die Regierung
handlungsfähig bleiben. Deswegen lehnen wir den Gesetz-
entwurf ab.

Bleibt also mehr Zeit, um über die Maßnahmen aus dem
Gute-Zukunft-Sicherungsgesetz zu sprechen, denen der
Haushaltsausschuss in seiner letzten Sitzung zugestimmt
hat. Frau Schardt-Sauer hat jetzt zwar wieder Maßnahmen
kritisiert, die nicht in ihren Corona-Check reinkommen,
aber das waren gar keine Maßnahmen, über die wir jetzt im
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Haushaltsausschuss beraten haben, weswegen ich sie ganz
kurz beleuchten möchte:

Da sind z. B. 4 Millionen € für die Hilfsorganisationen im
Katastrophenschutz. Diesen fielen nicht nur eigene Einnah-
men weg, da wegen der Pandemie weniger Veranstaltun-
gen und Fortbildungen stattgefunden haben, sondern es
gibt erheblichen Mehraufwand, z. B. für Schutzkleidung.
Gerade in diesen Zeiten der Pandemie sind wir froh, die
Ehrenamtlichen zu haben.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
Torsten Warnecke (SPD))

Da sind zum Beispiel rund 13 Millionen € für die Bereit-
stellung des Schulportals. Über die Notwendigkeit haben
wir diese Woche häufiger diskutiert. Die Geschwindigkeit
des Bedarfs ist ebenfalls pandemiebedingt. Da sind rund
3 Millionen € Kostenersatz für abzusagende Exkursionen,
2 Millionen € fürs Lernen in den Ferien, um zwangsläufig
anfallende Defizite aufzufangen.

29 Millionen € gehen als Liquiditätszuschuss an die Ver-
kehrsverbünde, um gemeinsam mit dem Bund die Einnah-
meausfälle von rund 255 Millionen € wegen wegbrechen-
der Fahrgastzahlen aufzufangen. Wir wollen den ÖPNV
auch in dieser Pandemie aufrechterhalten.

150 Millionen € sind für den Aufbau der Impfzentren vor-
gesehen.

Weitere 6 Millionen € stellen wir für die Testungen von Er-
zieherinnen und Erziehern in den Kindertageseinrich-
tungen zu Verfügung.

Um insgesamt 27 Millionen € stocken wir die bereits im
Kernhaushalt veranschlagten 50 Millionen € für den Aus-
bau der Kinderbetreuung auf und verdoppeln damit die zu-
sätzlichen Bundesmittel.

Knapp 1,8 Millionen € erhalten die koordinierenden Kran-
kenhäuser für ihren zusätzlichen Aufwand.

Gut 4 Millionen € gehen an einen Film-Ausfallfonds, um
zu vermeiden, dass kleine und mittlere Produktionsfirmen
ihre Existenz verlieren.

Wegen der zurückgehenden Gewerbesteuereinnahmen der
Kommunen stocken wir die Heimatumlage um rund 65
Millionen € auf.

Weitere 65 Millionen € erhalten die Schulträger und Ju-
gendhilfeträger für die Umsetzung von Schutzmaßnahmen
in Schulen und Kitas. Das kann, muss aber nicht der Luft-
filter sein, das entscheiden die Träger vor Ort.

Insgesamt rund 13 Millionen € gehen in eine Zusatz-Ver-
waltungsvereinbarung „Administration“ zum Digitalpakt
Schule, um den zusätzlichen Administrationsaufwand wäh-
rend der Pandemie zu berücksichtigen.

Gut 28 Millionen € werden verwendet, um Einnahmeaus-
fälle durch wegbrechende Gewinnausschüttungen der Lan-
desbeteiligungen auszugleichen.

Insgesamt 15 Millionen € sollen teilweise die Verluste der
hessischen Heilkurorte ausgleichen.

Mit 40 Millionen € erhalten die Kommunen die weggefal-
lenen Elternbeiträge in den Kitas aus dem ersten Lock-
down erstattet.

Um 120 Millionen € werden im nächsten Jahr die Investiti-
onspauschalen für Krankenhäuser aufgestockt. Weitere 40

Millionen € gehen in den Krankenhauszukunftsfonds, um
die Krankenhäuser auch digital besser aufzustellen.

Zusammenfassend kann man hervorheben, dass mit einer
ganzen Reihe von Maßnahmen im Rahmen der Einigung
mit den Kommunalen Spitzenverbänden die Kommunen
bei der Bewältigung dieser Pandemie unterstützt werden.

Sie sehen: Nach über sechs Stunden Beratungen im Aus-
schuss und damit breiter Beteiligung des Parlaments ist aus
dem Gute-Zukunft-Sicherungsgesetz wieder ein ganzes
Bündel an notwendigen Maßnahmen beschlossen worden,
um diese Krise wirksam zu bekämpfen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Heike Hofmann:

Als Nächster hat sich Herr Schalauske von der LINKEN zu
Wort gemeldet.

Jan Schalauske (DIE LINKE):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Die AfD-
Fraktion hat einen Gesetzentwurf eingebracht, um die Lan-
desregierung dazu zu zwingen und zu bringen, alle Ausga-
ben aus dem Corona-Sondervermögen ohne Ausnahmen
vorab durch den Haushaltsausschuss genehmigen zu las-
sen. Dieses Vorgehen ist aus unserer Sicht überhaupt nicht
geboten. Die Beratungen zu den Ausgaben des Sonderver-
mögens lassen gegenwärtig nicht erkennen, dass die Lan-
desregierung Ausgaben nicht nur dann ohne vorherige Zu-
stimmung des Haushaltsausschusses vornehmen wird,
wenn sie besonders dringlich und eilbedürftig sind. Ich
glaube, die Empirie hält dieser Betrachtung stand. Es ist
bisher überhaupt erst einmal vorgekommen, dass eine sol-
che Ausgabe getätigt worden ist.

Ich glaube, dass auch viele Fraktionen hier im Parlament
die Landesregierung davor warnen würden, mithilfe des
GZSG den Versuch zu machen, das Parlament zu umge-
hen. Die öffentliche Diskussion, die juristische Diskussion
wäre so intensiv, dass ich davon ausgehe, dass es nicht im
Interesse der Landesregierung wäre, so etwas zu tun.

Das Gegenteil ist doch eher der Fall: Bisher sind die Bera-
tungen im Haushaltsausschuss über die Maßnahmen aus
dem Corona-Sondervermögen davon geprägt, dass wir im
Haushaltsausschuss regelmäßig so lange, detailliert und
ausführlich über die Maßnahmen beraten, dass es umfang-
reichere Fragen und Diskussionen gibt und dass am Ende
die allermeisten Maßnahmen auch eine deutliche Mehrheit
im Ausschuss finden. Das gilt auch für den jetzt vorgeleg-
ten Maßnahmenkatalog.

Weil jetzt ein Punkt besonders herausgegriffen wurde: Na-
türlich kann man darüber diskutieren, ob es sinnvoll ist,
dass die Helaba keine Gewinnausschüttung vornimmt, ob-
wohl sie doch eigentlich wieder ganz gute Zahlen schreibt.
Es ist sicherlich richtig, dass man auch die Helaba dazu
bringen müsste, doch Gewinnausschüttungen vorzuneh-
men, damit man die Mittel nicht kompensieren muss. Des-
halb ist die Diskussion darüber schon berechtigt. Aber un-
abhängig davon – das ist jetzt einer von mehreren Punkten
– haben die meisten Maßnahmen auch in diesem Paket ei-
ne breite Mehrheit gefunden.

Wir hatten bei der Beratung des Sondervermögens gefor-
dert, die Schwelle der Zustimmung des Haushaltsausschus-
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ses von 10 Millionen € auf 1 Million € zu senken. – Das ist
geschehen. Da sind Sie einem Vorschlag der LINKEN ge-
folgt. Wir fanden es auch richtig, dass die Maßnahmen hier
im Parlament diskutiert werden. Das kann Herr Heidkamp
in den Plenardebatten auch noch einmal nachlesen; genau
das hatten wir hier gefordert, wobei unser damaliger Ver-
gleich sich auf die Frage bezog, dass das so nach der Ge-
schäftsordnung auch bei Grundstücksgeschäften der Fall
ist, auch wenn man dieses Verfahren sicherlich nicht 1 : 1
übertragen kann. Das ist wohl so. Dafür bräuchte es dann
wiederum andere gesetzliche Änderungen. Dazu hat die
AfD aber überhaupt nichts vorgelegt, wie man dieses Pro-
blem lösen kann. Auf jeden Fall ist es richtig, dass wir das
hier debattieren.

Eines aber, finde ich, sollten wir dann an dieser Stelle, an
der alle ihre Grundsatzpositionen zu Protokoll geben, doch
sagen: Für uns war es immer klar, zu sagen, dass man den
Weg eines Sondervermögens gehen kann. Das ist auch gut,
um die Schuldenbremse auszuhebeln, die wir dann gerne
abschaffen wollen.

Wir wissen auch, dass die Maßnahmen und der Umfang
des Sondervermögens, den Sie sich vorgenommen haben,
nicht ausreichen, um den Neustart aus der Krise zu schaf-
fen, wie wir ihn uns vorstellen. Natürlich kann man an der
einen oder anderen Stelle immer diskutieren, wie man das
Parlament noch besser beteiligen kann. Allerdings, und
weil dieser Vergleich zur ordentlichen Haushaltsführung
hier immer bemüht wird, ist und bleibt mein Eindruck –
das habe ich auch schon mehrfach hier am Pult gesagt –,
dass die einzelnen Punkte aus dem Sondervermögen sehr
viel ausführlicher, intensiver und detaillierter diskutiert
werden, als das in einer ordentlichen Haushaltsberatung
überhaupt möglich wäre. Allein die Tatsache, dass der
Haushaltsausschuss jetzt jedes Mal regelmäßig sechs Stun-
den tagt, zeigt das auch. Deswegen kann ich mich über die
Beratungen der Maßnahmen über das Sondervermögen im
Ausschuss überhaupt nicht beschweren. Ich sehe keinen
Anlass, das zu einem Problem zu machen.

Ich glaube nämlich – und jetzt komme ich zum Ende –,
dass die AfD eigentlich ein ganz anderes Problem hat. Sie
will verschleiern, wie zerrissen sie in ihrer Fraktion ist. Es
gibt einige Abgeordnete, die ohne Maske und Abstand mit
allerlei obskuren Thesen in Berlin demonstrieren. Andere
stimmen dann im Haushaltsausschuss dem Antrag der Lan-
desregierung zu, 150 Millionen € für die Einrichtung von
Impfzentren bereitzustellen.

(Robert Lambrou (AfD): Ist doch logisch!)

Eigentlich ist es schade, dass wir hier und heute nicht über
jede einzelne Maßnahme abstimmen können. Dann hätte
ich nämlich gern eine namentliche Abstimmung und würde
gern einmal wissen, ob Herr Vohl und Herr Heidkamp für
die Impfzentren stimmen und wie sich die anderen, die da
in Berlin mit den Querdenkern unterwegs sind, dazu ver-
halten. – Aber zu diesem Problem haben Sie hier und heute
auch nichts vorgelegt.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Heike Hofmann:

Für die SPD-Fraktion darf ich nun Herrn Weiß nach vorne
bitten.

Marius Weiß (SPD):

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich
glaube, zum Gesetzentwurf der AfD muss man nichts mehr
sagen. Ich habe hier in der ersten Lesung einen Satz dazu
gesagt, warum wir ihn ablehnen und warum ihn keiner
braucht. Ich glaube, das war ausreichend.

Deswegen will ich, wenn das Thema schon aufgerufen ist,
noch zwei kurze Sätze zum Maßnahmenpaket sagen. Kol-
lege Kaufmann, ich finde es schon bemerkenswert. Irgend-
wie müssen sich die Regierungsfraktionen doch einmal
entscheiden. Gestern waren wir, was den Umgang mit dem
Sondervermögen angeht, noch niederträchtige Erpresser;
heute sind wir die verantwortungsvolle Opposition.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): So wandlungsfähig ist die SPD!)

– Nein, ich glaube, Sie müssen sich einfach einmal ent-
scheiden, Herr Kaufmann, wie Sie damit umgehen.

(Beifall SPD)

Bei den meisten Punkten in dem Gesetzentwurf geht es in
der Tat um die Umsetzung der Einigung der Landesregie-
rung mit den Kommunalen Spitzenverbänden. Einen Teil
davon, und zwar das, was die KFA-Stabilisierung angeht,
die wir dann im FAG implementiert haben, hatten wir ges-
tern schon.

Wir schauen uns die Vorlagen zu diesen Maßnahmenpake-
ten immer unter zwei Aspekten an. Wir fragen uns erstens:
Sind sie aus unserer Sicht sinnvoll und notwendig? – Dann
stimmen wir dem zu. In einer zweiten Runde prüfen wir:
Ist es denn tatsächlich notwendig gewesen, ein Sonderver-
mögen dafür aufzulegen, oder hätte man das auch anders
finanzieren können? – Da sind wir bisher bei jeder Maß-
nahme zu dem Resultat gekommen, dass es nicht notwen-
dig war, ein Sondervermögen zu machen. All das hätte
man auch aus regulären Haushalten, aus regulären Nach-
tragshaushalten machen können. Das gilt im Übrigen auch
für das FAG – also auch die KFA-Stabilisierung –, das wir
gestern behandelt haben.

(Beifall SPD)

Ich habe die Punkte, die vernünftig waren, erwähnt, vor al-
lem diejenigen, die den Kommunen in dieser Zeit helfen.
Diesen Punkten haben wir selbstverständlich zugestimmt.

Ich will einmal ein Beispiel aus diesem Maßnahmenpaket
dafür nennen, wie irrsinnig das mit dem Sondervermögen
eigentlich ist und welche Vermischungen es da gibt: Das
gibt es die Kofinanzierung der 77 Millionen € Bundesmit-
tel für die Kita-Investitionen. Von diesen 77 Millionen €,
die das Land kofinanzieren muss, kommen 50 Millionen €
aus dem Kernhaushalt und 27 Millionen € aus der Sonder-
finanzierung. Bisher konnte mir kein Mensch erklären,
warum für ein und dieselbe Maßnahme der eine Teil aus
dem Kernhaushalt und der andere aus dem Sondervermö-
gen genommen wird. Die 27 Millionen € sind auch noch
auf drei Jahre gesplittet. Das heißt, je 9 Millionen € davon
sind für das nächste Jahr, für 2022 und für 2023. Warum
man diese letzten 9 Millionen € im Jahr 2023 dann nicht
einfach über den regulären Haushalt 2023 abwickeln kann,
erschließt sich mir schlicht und einfach nicht. Allein dieses
Beispiel mit der Mischfinanzierung von ein und derselben
Maßnahme aus Kernhaushalt und Sondervermögen zeigt
schon, dass das sehr fragwürdig ist.
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In diesem Sinne werden wir weiterhin die Maßnahmen, die
notwendig sind, konstruktiv begleiten, und das Sonderver-
mögen und die Finanzierungen daraus werden wir weiter-
hin sehr kritisch begleiten. – Herzlichen Dank für die Auf-
merksamkeit.

(Beifall SPD)

Vizepräsidentin Heike Hofmann:

Für die Landesregierung erteile ich nun Herrn Finanzmi-
nister Boddenberg das Wort.

Michael Boddenberg, Minister der Finanzen:

Frau Präsidentin, Kolleginnen und Kollegen! Ich will tat-
sächlich auf einige Punkte eingehen, weil es Sinn und
Zweck der Übung ist, dass wir auch hier im Plenum öffent-
lich – und nicht nur im Haushaltsausschuss in öffentlicher
Sitzung – über die Maßnahmen beraten.

Ich möchte kurz drei, vier Punkte aufgreifen. Herr Weiß,
den letzten haben wir im Haushaltsausschuss schon einmal
diskutiert. Für all diejenigen, die nicht dabei waren, möch-
te ich noch einmal die Geschichte dazu erläutern. Kollege
Klose und ich haben im Mai die Kommunalen Spitzenver-
bände informiert, dass wir zusätzlich zu den Maßnahmen,
die wir vorher schon im Bereich der Kindertagesstätten-In-
vestitionsprogramme hatten, noch einmal 50 Millionen €
aus dem Kernhaushalt investieren wollen. Dann kommen
Herr Kollege Scholz – Staatssekretär Worms hat eben da-
zwischengerufen, als das Thema aufgerufen wurde:
„Scholz fragen“; das haben wir dann auch gemacht – und
der Bund auf die Idee und sagen: „Aus unserem Sonder-
vermögen zur Bekämpfung der Corona-Krise legen wir,
auf Hessen heruntergebrochen, noch einmal 77 Millionen €
in diesen Topf“, was uns dann veranlasst hat, zu sagen:
„Dann gehen wir auf eine 1:1-Kofinanzierung“. Das hat
uns aber nicht veranlasst, zu sagen: „Dann nehmen wir die-
sen Betrag komplett aus dem Sondervermögen“; denn dann
hätten Sie den Streit an anderer Stelle geführt. Das ist der
einzige Grund, weshalb wir dort 50 Millionen € aus dem
Kernhaushalt und 27 Millionen € aus dem Sondervermö-
gen kofinanzieren.

(Zuruf Torsten Warnecke (SPD))

Dann will ich darüber informieren, dass wir sehr kurzfristi-
ge Veränderungen in der Sitzung hatten. Ich will das aus-
drücklich sagen: Ich bin dankbar, dass Sie das auch mitge-
tragen haben – Stichwort: öffentlicher Personennahverkehr.
Dort hatten wir ursprünglich eine Summe von 75 Millio-
nen € für 2020 vorgesehen. Sie wissen, dass der Bund mit
rund 180 Millionen € für Hessen geholfen hat. Nachdem
wir den Gesamtschaden mit den Verkehrsverbünden hoch-
gerechnet haben und auf einen Betrag von 245 Millionen €
gekommen sind, wir aber dann gesehen haben, dass die
Querfinanzierung bzw. Ausgleichsmechanismen zwischen
den Ländern bei uns liquiditätsmäßig früher ankommen,
als es ursprünglich vom Bund und den Ländern verabredet
war – Sachsen-Anhalt hat 46 Millionen € überwiesen –,
sind wir jetzt anstatt mit 75 Millionen € mit 29 Millionen €
dabei. Ich glaube, darüber sollten wir uns erst einmal freu-
en. Ich bedanke mich für die sehr kreative und konstrukti-
ve Begleitung – auch durch die Opposition – in diesem
Punkt.

Dann will ich den dritten Punkt, und vielleicht später noch
einen letzten, nennen. Der dritte Punkt betrifft das Thema
Schutzmaßnahmen von Schulen und Kitas. Ich wiederhole
das, was ich schon x-fach gesagt habe: Hier hat keiner
auch nur eine Sekunde irgendetwas aufgehalten. Die
Schulträger sind verantwortlich, und das Gleiche gilt für
die Träger der Kita-Einrichtungen. Wir haben seit April in
jeder Telefonschalte über diese Punkte gesprochen und im-
mer signalisiert, dass wir am Ende des Tages helfen wer-
den. Es gab daher gar keinen Grund für die Kommunen, zu
sagen: Wir warten auf das Land und den Beschluss des
Haushaltsausschusses. – Da Sie das heute noch einmal an-
gesprochen haben: Das ist wirklich der Versuch, hier ein
Konstrukt zu bauen nach dem Motto: „Die haben ver-
pennt“. Das ist schon abenteuerlich. Die 75 Millionen € in
Summe bzw. die 100 Millionen €, wenn man die 25 Millio-
nen € für die Ganztagsbetreuung noch mit hinzunimmt,
sind immer kommuniziert worden. Insofern glaube ich,
dass das sehr bedarfsgerechte Volumina sind, die wir dort
vorgesehen haben.

Letzter Punkt. Zum Wegfall der Gewinnausschüttung der
Helaba. Die Beschlüsse sind dort noch nicht gefasst. Sie
wissen, dass ich Mitglied des Verwaltungsrats bin. Als
Mitglieder des Verwaltungsrats – das gilt an anderer Stelle
auch für Aufsichtsräte – sind wir zunächst einmal vor allen
Dingen und ausschließlich dem Unternehmen verpflichtet,
in dem wir solche Aufgaben übernommen haben. Ich bin
sehr dafür – das sage ich auch außerhalb des Gremiums –,
dass wir im Auge haben, dass die Eigenkapitalhinterlegung
der Kreditinstitute eher gestärkt werden muss. Sie wissen,
dass Brüssel Basel III teilweise ausgesetzt hat. Da geht es
um Risikobewertungen und Eigenkapitalhinterlegungen
von risikogewichteten Aktiva. Das Zweite ist: Stresstests
sind zurzeit ausgesetzt. Ich sage Ihnen voraus: Alle Kredit-
institute, nicht nur die Helaba, werden thesaurieren müs-
sen; es sei denn, dass es besser läuft, als ich es jedenfalls
im Moment erwarte.

Deswegen haben wir die Beschlussfassung auf das Früh-
jahr verschoben. Tendenziell bin ich aber dafür, dass wir
Eigenkapitalquoten von deutlich über 14 % anstreben. Das
ist auch das Ziel der Helaba. Das erreichen wir tatsächlich
nur, wenn wir – jedenfalls teilweise – thesaurieren. Aber
die Entscheidung steht noch aus. Wir schauen uns jetzt an,
wie die Bilanzen am Jahresende aussehen, und dann wird
der Verwaltungsrat darüber sehr aktuell und zeitnah im
Frühjahr entscheiden. Wir werden den Haushaltsausschuss
und gern auch den Landtag über alles Weitere unterrichten.
– Herzlichen Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Heike Hofmann:

Damit sind wir am Ende der Beratungen zu diesen Tages-
ordnungspunkten.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 16 auf:
Zweite Lesung
Gesetzentwurf 
Landesregierung
Gesetz zu dem Staatsvertrag zur Änderung des Staats-
vertrages zum grenzüberschreitenden Abbau von Sal-
zen im Werra-Kalirevier
– Drucks. 20/4249 zu Drucks. 20/3990 –
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mit Tagesordnungspunkt 85:
Beschlussempfehlung und Bericht
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz
Dringlicher Entschließungsantrag
Fraktion der AfD
K+S-Wirtschaftsstandort sichern, Düngerproduktion
erhalten, aktiven Umweltschutz betreiben
– Drucks. 20/4251 zu Drucks. 20/4050 –

mit Tagesordnungspunkt 86:
Beschlussempfehlung und Bericht
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz
Entschließungsantrag
Fraktion der CDU, Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, Fraktion der SPD
Langfristige Sicherung der Kaliproduktion im hessisch-
thüringischen Revier bei gleichzeitiger Einhaltung ho-
her Umweltstandards durch K+S
– Drucks. 20/4252 zu Drucks. 20/4248 –

und mit Tagesordnungspunkt 87:
Dringlicher Entschließungsantrag
Fraktion der AfD
K+S-Wirtschaftsstandort sichern, Düngerproduktion
erhalten, aktiven Umweltschutz betreiben, Langzeitsi-
cherheit erhalten
– Drucks. 20/4254 –

Für die Berichterstattung darf ich Frau Gronemann von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ans Rednerpult bitten.

Vanessa Gronemann, Berichterstatterin:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Der Ausschuss für Um-
welt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz
empfiehlt dem Plenum mit den Stimmen von CDU,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD, AfD und Freien De-
mokraten gegen die Stimme der LINKEN, den Gesetzent-
wurf in zweiter Lesung unverändert anzunehmen.

Ebenso empfiehlt der Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz dem Plenum mit
den Stimmen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD, LINKEN und Freien Demokraten gegen die Stimmen
der AfD, den Dringlichen Entschließungsantrag der AfD
abzulehnen.

Der Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz empfiehlt dem Plenum mit den
Stimmen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und Freien Demokraten bei Enthaltung von AfD und LIN-
KEN, den Entschließungsantrag der Fraktionen von CDU,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SPD anzunehmen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und verein-
zelt CDU)

Vizepräsidentin Heike Hofmann:

Meine Damen und Herren, als Erster hat sich Herr Gagel
von der AfD zu Wort gemeldet.

Klaus Gagel (AfD):

Frau Präsidentin, verehrte Kolleginnen und Kollegen! Die
schriftliche Anhörung und die Diskussion im Umweltaus-
schuss haben für uns ein wenig mehr Licht in die heute zu
diskutierende Problematik gebracht. Daher haben wir unse-
ren bisherigen Antrag ergänzt. Wir haben den alten Antrag
herausgenommen und einen neuen hineingegeben, den wir
heute Abend zur Abstimmung stellen wollen.

Dem vorliegenden Staatsvertrag muss eine Lösung der
technischen Umsetzung vorauslaufen, indem er rechtliche
Sperren beseitigt. Das hatte ich bereits in der ersten Lesung
so vermerkt.

Betonen möchte ich nochmals, welche Bedeutung der Ka-
libergbau in der strukturschwachen Region Nordhessens
hat, welche Bedeutung er für die Arbeitsplätze hat und
welche Bedeutung er für den Wohlstand der dort arbeiten-
den Menschen hat. Ich erwähne es noch einmal: Ka-
li + Salz hat 14.800 Beschäftigte weltweit, 10.000 davon in
Deutschland, 5.000 davon in Hessen. Kali + Salz hat schon
allein deswegen im Interesse der Weiterführung eines er-
folgreichen Geschäftsbetriebes unsere Unterstützung ver-
dient.

(Beifall AfD)

Allerdings muss das Unternehmen dies im Rahmen der
geltenden Vorschriften tun, da ab Ende 2021 die Versenk-
genehmigung wegfällt. Es wird höchste Zeit, sich eine Lö-
sung zu überlegen. Das hat das Unternehmen getan, und
diese Lösung ist im Bereich des Machbaren. Der neue
Staatsvertrag soll jedenfalls die rechtlichen Probleme be-
seitigen. Mit der Verklappung der Lauge in Form der Ein-
stapelung auf Thüringer Seite, nämlich in Springen, soll es
geschehen.

Wir von der AfD und vermutlich wir alle in diesem Parla-
ment sind nicht unbedingt in der Position, genau beurteilen
zu können, ob dies technisch einwandfrei ist oder ob Rest-
risiken gewichtige Zweifel hervorrufen könnten. Dies kön-
nen wir heute und hier auch nicht prüfen und im Einzelnen
abwägen. Wir sehen jedoch umweltbedingte Risiken, die
wir in unserem aktualisierten Antrag benennen.

Daher kann nach Ratifizierung des Staatsvertrages die Um-
setzung der vorliegenden technischen Lösung nur unter
den von uns beispielhaft im Antrag genannten Vorbehalten
bestehen,

(Beifall Robert Lambrou (AfD))

z. B. die Stabilität der eingestapelten Lauge, das Problem
der ungesättigten Zuflüsse, die Stabilität des Markscheide-
pfeilers insgesamt, um zu verhindern, dass für die Umwelt
und für die Menschen langfristig unkalkulierbare Risiken
entstehen; denn es gibt verschiedene unkalkulierbare Risi-
ken.

Das größte denkbare Risiko ist aber wohl die Gefährdung
der Langzeitsicherheit der Untertagedeponie Herfa-Neuro-
de. Hierbei muss absolut sichergestellt werden, dass durch
die eingestapelte Lauge keine langfristige Gefahr ausgeht.
Denn über eines müssen wir uns klar sein: Ein Gebirgs-
schlag auf thüringischer Seite, der eine unkontrollierbare
Flutung der Untertagedeponie verursachen würde, wäre ein
Super-GAU und ginge wohl ausschließlich zulasten des
Landes Hessen. Im Staatsvertrag ist leider zu Haftungsrisi-
ken nichts weiter vermerkt; das halten wir für einen prinzi-
piellen Mangel.
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Die Ratifizierung des Staatsvertrages kann also kein Präju-
diz dafür sein – das hat auch die Frau Ministerin gesagt –,
ob das alles technisch machbar und vertretbar für die Lang-
zeitsicherheit ist. Das haben wir hier auch nicht zu prüfen.

Aber unter den von uns genannten Vorbehalten können wir
dem Staatsvertrag mit leichten Bauchschmerzen zustim-
men und vermerken ausdrücklich, dass unsere heutige Zu-
stimmung zum Staatsvertrag keine Zustimmung zur Reali-
sierung der technischen Details und zur Lösung möglicher
Probleme bedeutet. – Vielen Dank für die Aufmerksam-
keit.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Gagel. – Das Wort hat der Abg. Mi-
chael Ruhl, CDU-Fraktion.

Michael Ruhl (CDU):

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren!
Als CDU haben wir immer die herausragende Bedeutung
der Kaliproduktion betont – sowohl hinsichtlich des Be-
darfs des gewonnenen Kalis als auch hinsichtlich der öko-
nomischen Bedeutung für eine ganze Region.

Vor diesem Hintergrund ist es ein starkes Signal an das Un-
ternehmen, an die Kommunen in der Region und natürlich
besonders an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von
K+S und ihre Familien, dass sich in diesem Haus bei der
ersten Lesung eine breite Mehrheit für die Änderung des
Staatsvertrags abgezeichnet hat.

Die Herausforderungen in den Kaliabbaugebieten sind be-
reits jetzt groß genug, wenn es darum geht, eine Zukunfts-
perspektive für die Zeit nach dem absehbaren Ende der
Produktion zu schaffen. Es gilt, die verbleibenden Jahr-
zehnte klug zu nutzen, um die ökonomischen Potenziale zu
heben – unter Berücksichtigung der ökonomischen Belan-
ge und der rechtlichen Anforderungen.

Der Druck auf K+S war groß, geeignete Lösungen für den
Umgang mit den salzhaltigen Produktionsabwässern zu
finden. Mit der Änderung des Staatsvertrags wollen wir die
Chance auf eine Lösung ermöglichen, die aus einer tradi-
tionellen Bergmannssicht – sagen wir mal – unkonventio-
nell ist: die Durchbohrung der Markscheide zwischen zwei
Bergwerken, um die Einstapelung der Produktionsabwäs-
ser auf thüringischer Seite zu ermöglichen.

Derartige neue Ansätze lösen ohne Zweifel beim einen
oder anderen ein gewisses Unbehagen aus. Dies konnten
wir bei der ersten Lesung ebenfalls feststellen. Allzu oft
wurde in den Reden der ersten Lesung der Aspekt der Si-
cherheit thematisiert; das wird sicherlich in dieser zweiten
Lesung genauso sein.

Folgerichtig drehten sich die Fragestellungen in der Anhö-
rung und der Diskussion im Umweltausschuss primär dar-
um, mit welchen Folgen und welchen Gefahren zu rechnen
ist, wenn das Unternehmen seine Pläne umsetzt. Für uns ist
klar: Die Sicherheit der Bergleute und der Einwohner der
Region muss an erster Stelle stehen. Ebenso ist der Schutz
der Umwelt inklusive des Grundwassers von herausragen-
der Bedeutung.

Ich will an dieser Stelle gar nicht weiter auf die Details des
Verfahrens eingehen, nicht darauf, wie sicher das Gruben-
gebäude oder wie dick die Markscheide ist. Auch als Inge-
nieur fühle ich mich außerstande, jeden einzelnen techni-
schen Aspekt vollständig zu überprüfen. Das ist aber auch
gar nicht unsere Aufgabe. Der Landtag ist nicht die Geneh-
migungsbehörde, wo die entsprechenden Fachleute vor-
handen sind.

Wichtig ist: Die Anhörung der Experten hat gezeigt, dass
unsere Prioritäten – Sicherheit, Umweltschutz, Arbeitsplät-
ze – nicht unvereinbar sind. Natürlich gab es auch kritische
Stimmen. Aber es gibt Experten, welche die Pläne des Un-
ternehmens für durchführbar halten – ohne eine Gefähr-
dung der Sicherheit der Kalikumpel, des Grundwassers
oder der Untertagedeponie Herfa-Neurode.

Letztlich geht es nicht darum, dass wir hier die Betriebssi-
cherheit beurteilen. Wir sind nicht die Bergaufsicht. Wir
sind als Landtag auch nicht die Genehmigungsbehörde. Es
geht darum, dass wir dem Unternehmen die Möglichkeit
eröffnen, für sich – und damit für die Region, für Osthes-
sen, für das Werratal – eine Lösung zu entwickeln, wie der
Betrieb in den nächsten Jahren fortgeführt werden kann.

Der Staatsvertrag ersetzt keine Genehmigung, kein Geneh-
migungsverfahren, keine Prüfung und keine Aufsicht durch
die verantwortlichen Stellen. Die Bedenken müssen ernst
genommen und geprüft werden. Aber ebenso müssen die
über einen langen Zeitraum von den Fachleuten des Unter-
nehmens entwickelten Pläne ernst genommen und über-
prüft werden.

Die Änderung des Staatsvertrags ermöglicht diese Prüfung.
Eine Entscheidung gegen die Änderung des Staatsvertrags
wäre das Signal, dass wir aus politischen Gründen und so-
mit vor der fachlichen Prüfung dem Unternehmen, den
Kommunen und der Region die Zukunftschance nehmen.
Wir als CDU stehen dazu, dem Unternehmen und den
Menschen in der Region eine Perspektive zu geben.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Mit dem Staatsvertrag wollen wir die Grundlage dafür
schaffen, dass das Genehmigungsverfahren eingeleitet wer-
den kann und dass all die Fragen, die in der ersten Lesung,
in der Anhörung und im Ausschuss aufgeworfen wurden,
tatsächlich auch geprüft und beantwortet werden können.

Ohne dem Genehmigungsverfahren vorgreifen zu wollen,
sind wir überzeugt, mit diesem Weg mehrere Ziele errei-
chen zu können, nämlich die Bergsicherheit zu gewährleis-
ten, die Salzfracht in der Werra weiter zu reduzieren und
gleichzeitig den Kaliabbau bis zur voraussichtlichen Er-
schöpfung der Quellen im Jahr 2060 und damit die Ar-
beitsplätze und die Wertschöpfung in der Region zu si-
chern. – Wir stimmen dem Staatsvertrag zu.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Michael Ruhl. – Nächste Rednerin ist Frau
Kollegin Wiebke Knell, FDP-Fraktion. Bitte sehr.

Wiebke Knell (Freie Demokraten):

Sehr geehrter Herr Präsident, meine verehrten Kolleginnen
und Kollegen! Ich hatte beim letztem Mal schon erklärt:
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Kali- und Steinsalz haben eine lange Tradition in Hessen
und in Thüringen, etwa für die Düngemittelproduktion, die
für die Landwirtschaft sehr wichtig ist, für die Versorgung
der Kulturen mit Nährstoffen, um ertragreiche Ernten ein-
zufahren, und damit letztlich für die Sicherung der Welt-
ernährung oder auch für Tierfutter, Lecksteine, Streusalz
oder Tafelsalz. Die Produktion ist unverzichtbar wie das
berühmte Salz in der Suppe.

Für meine Fraktion kann ich sagen: Wir sind froh, dass die
Produktion genau hier in Hessen und nicht irgendwo an-
ders stattfindet.

(Beifall Freie Demokraten und Petra Müller-Klepper
(CDU))

Denn – auch das haben wir in der letzten Plenardebatte
schon gehört – der Bergbau ist auch ein riesiger wirtschaft-
licher und gesellschaftlicher Faktor für die Region in Ost-
und Nordhessen.

Wir diskutieren erneut über den Staatsvertrag zur Ände-
rung des Staatsvertrages zum grenzüberschreitenden Ab-
bau von Salzen im Werra-Kalirevier. Eigentlich hatte ich
im Ausschuss den Eindruck, als gäbe es keine größeren
Meinungsverschiedenheiten bei dem Thema. Aber DIE
LINKE hat offenbar Diskussionsbedarf.

Als Freie Demokraten haben wir schon immer eine klare
Haltung zur Kaliproduktion in Hessen; ich habe das schon
angedeutet. Ich muss Ihnen sagen: Die Anhörung hat uns
nicht davon abgebracht. Der Kalibergbau gehört zu Hessen
und auch zu Thüringen. Der Staatsvertrag ist notwendig.
Deswegen stimmen wir selbstverständlich zu.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der LINKEN, ich
weiß: Alle Unternehmen ab einer gewissen Größe sind Ih-
nen etwas unheimlich, vielleicht auch ein Dorn im Auge.
Dazu zählt dann natürlich auch K+S.

(Zuruf Jürgen Lenders (Freie Demokraten) – Gegen-
ruf Janine Wissler (DIE LINKE))

Aber ich muss sagen: Die schriftliche Anhörung bietet
überhaupt keinen Grund, der uns davon abhält, diesem
Staatsvertrag zuzustimmen. Jede Fraktion kann natürlich
frei entscheiden, welche Anzuhörenden sie einlädt, und die
Anzuhörenden sind auch frei in ihren Äußerungen. Aber
was die Einschätzungen mancher Anzuhörender mit dem
Staatsvertrag zu tun haben sollen, ist mir, ehrlich gesagt,
nicht ganz klar geworden.

(Beifall Freie Demokraten und Torsten Warnecke
(SPD))

Die Schutzgemeinschaft Deutscher Wald hat sicherlich Ex-
pertise in Waldthemen. Sie kann natürlich auch ihre Mei-
nung zum Bergbau haben. Aber mit dem Staatsvertrag hat
sie doch gar nichts zu tun. Gleiches gilt für den BUND.

Ministerin Hinz hat es auch im Ausschuss schon erläutert:
Es geht hier um den Staatsvertrag und nicht um eine Ge-
nehmigung für eine Durchbohrung.

(Beifall Freie Demokraten)

Das ist auch gut so. Denn meines Wissens sind im Parla-
ment keine Bergleute unter uns. Wir sind keine Fachleute
für Kalibergbau.

(Zuruf)

– Herr Warnecke vielleicht. – Die Experten, die über sol-
che Genehmigungen entscheiden, sitzen in den entspre-
chenden Fachbehörden, und das ist auch gut so.

Wenn Sie sich in der Diskussion um den Staatsvertrag
trotzdem an das Sicherheitsthema klammern – ich habe ge-
rade erklärt, warum das hier eigentlich gar nichts zu su-
chen hat –, empfehle ich Ihnen auch, alle schriftlichen Stel-
lungnahmen durchzulesen. Ich habe den Eindruck, dass das
noch nicht passiert ist. Deswegen möchte ich ein paar Aus-
sagen vorlesen.

Die IG BCE führt beispielsweise aus – ich zitiere –:

Die Einstapelung der salzhaltigen Abwässer im Gru-
bengebäude Springen ist nach unserer aktuellen Ein-
schätzung ebenfalls vertretbar. Das Fluten der berg-
männisch nicht mehr genutzten Grubenfelder mit
hoch konzentrierter Salzabwasserlösung ist eine im
Verwahrungsbergbau erfolgreich angewandte Siche-
rungsmethode.

Wenn Sie der Gewerkschaft keinen Glauben schenken wol-
len, schauen wir doch mal, was die Wissenschaftler sagen.
Wir haben in dieser Plenarwoche zu Recht schon darüber
gesprochen, dass wir auch verstärkt auf die Wissenschaft
hören wollen.

Der Bergbauprofessor Ludwig Wilke erklärt – ich zitiere –:

Es kann davon ausgegangen werden, dass – bei Ein-
haltung der beschriebenen Voraussetzungen und Be-
dingungen – keine Beeinträchtigung der Sicherheit
beim Einstapeln der Abwässer zu erwarten ist.

Prof. Ziegenbalg von der IBZ Salzchemie schreibt – Zi-
tat –:

Es erfolgt keine Durchfeuchtung des Salzgesteins,
… Damit ist ein Modell, welches angelösten Berei-
chen eine Festigkeit von null zuweist, das verblei-
bende Gestein jedoch als intakt betrachtet, gerecht-
fertigt.

Und weiter:

Insofern sind … auch keine Gefahren hinsichtlich
der Untertagedeponie Herfa-Neurode gegeben.

Ja, die Kaligewinnung ist mit Eingriffen in die Natur ver-
bunden. K+S ist sich dessen bewusst. K+S hat allein des-
wegen in den Jahren 2006 bis 2015  500 Millionen € im
Bereich des Gewässerschutzes investiert und wird das auch
fortsetzen. Das sind 50 Millionen € pro Jahr. Deswegen
setzen wir uns an der Seite von K+S dafür ein, dass die
Produktion in Hessen so lange wie möglich weiter betrie-
ben werden kann.

(Beifall Freie Demokraten und Torsten Warnecke
(SPD))

Meine Damen und Herren, aus unserer Sicht geht es am
Ende schlichtweg um die Frage, ob wir in Hessen weiter
Rohstoffe gewinnen können und ob wir als Politik in der
Lage sind, der Rohstoffindustrie in Hessen eine Zukunft zu
bieten. Wir Freie Demokraten wollen das. Es geht sicher-
lich auch um die Frage, ob wir in Osthessen noch Wirt-
schaft haben oder nicht. Auch das wollen wir.

(Beifall Freie Demokraten)

Ich will die Zeit nicht überstrapazieren; denn eigentlich
sind alle Argumente ausgetauscht. Die Kaliindustrie ist für
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Hessen systemrelevant. Deswegen werden wir dem Staats-
vertrag zustimmen. – Vielen Dank.

(Beifall Freie Demokraten)

Vizepräsident Frank Lortz:
Vielen Dank, Kollegin Knell. – Das Wort hat Frau
Abg. Vanessa Gronemann, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Vanessa Gronemann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir sprechen heute er-
neut über die Änderung des Staatsvertrags zwischen Hes-
sen und Thüringen zum grenzüberschreitenden Abbau von
Salzen im Werra-Kalirevier.

Aber warum braucht es die Änderung überhaupt? Seit Jahr-
zehnten werden salzhaltige Abwässer aus den Produktions-
prozessen des Kaliabbaus in die Werra eingeleitet. Und es
ist nicht so, wie die AfD im Umweltausschuss behauptet
hat, dass das alles nicht so schlimm sei, weil es im Meer ja
auch Salzwasser gibt.

(Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

– Das hat die AfD tatsächlich behauptet. – Nein, meine
Damen und Herren, die Einleitung der Abwässer hat mas-
sive Auswirkungen auf das Ökosystem Werra und Weser.
Das darf uns – auch unabhängig von der gesetzlichen Ver-
pflichtung und der Wasserrahmenrichtlinie – nicht egal
sein.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und Dr. Ralf-
Norbert Bartelt (CDU))

Daher ist es wichtig und richtig, dass K+S die Verpressung
in den Untergrund nach 2021 nicht mehr vornehmen darf
und dass die Einleitung in die Oberflächengewässer stark
reduziert werden muss. Das ist die Grundlage dafür, dass
wir den leider noch weiten Weg bis hin zum guten ökologi-
schen Zustand der Gewässer schaffen. Dieses Ziel ist nicht
nur eine Frage des Umweltschutzes, sondern auch eine
Frage der Generationengerechtigkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

K+S hat das inzwischen verstanden. Die Beschäftigten dort
wissen, dass es einer Transformation bedarf, und sie wis-
sen, dass die Zukunftsfähigkeit des Unternehmens davon
abhängig ist. Abwässer vermeiden, reduzieren und die
nicht vermeidbaren Abwässer möglichst umweltschonend
entsorgen – das ist der klare Auftrag, dem das Unterneh-
men nachkommen muss.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Nun befassen wir uns hier mit einer möglichen Antwort,
die K+S darauf geben möchte: eine Rohrleitung unterir-
disch zum Transport der Salzabwässer – vom Entstehen im
Abbaugebiet bis zum Ort der Einstapelung. Die dafür not-
wendigen Durchbohrungen sind bisher nicht zulässig.

Nach der Ausnahme aus dem Jahr 2002 für das Förderroll-
loch zwischen der Grube Unterbreizbach und Hattorf sieht
die vorliegende Änderung eine weitere Ausnahme für Win-
tershall/Springen vor. Die zentrale Frage betrifft die Si-
cherheit und vor allem die Langzeitsicherheit. Daher ist ex-
plizit in die Änderung aufgenommen worden, dass die Bar-
rierefunktion des Markscheidesicherheitspfeilers sicherge-

stellt werden muss. Das ist die Voraussetzung dafür, dass
es überhaupt zu einer Genehmigung kommt.

Darum geht es hier. Mit der Ratifizierung des Staatsver-
trags schaffen wir überhaupt erst die Grundlage dafür, dass
geprüft werden kann, ob die Durchörterung der Markschei-
de auf der einen und die Einstapelung auf der anderen Sei-
te so umsetzbar sind. Wenn wir den Staatsvertrag nicht ra-
tifizieren – das hat die Ministerin in der letzten Sitzung des
Umweltausschusses noch einmal klargemacht –, gibt es
keine Grundlage für eine Prüfung.

Was das bedeutet, sollte uns allen klar sein. Ich habe es
eben gesagt: Bis 2021 ist Schluss mit der Verpressung in
den Untergrund. Wenn K+S bis dahin keine Lösung für die
Entsorgung der Produktionsabfälle findet, hat das Konse-
quenzen: auf die Produktion, auf die Arbeitsplätze, auf die
Region.

Und ja, hier geht es um nicht mehr als eine Chance. Ge-
wissheit bringt die Zustimmung zum Staatsvertrag nicht.
Sollte sich bei der Prüfung im Genehmigungsverfahren
herausstellen, dass z. B. die Barrierefunktion des Mark-
scheidesicherheitspfeilers nicht gewährleistet werden kann,
gibt es keine Genehmigung für K+S. Dann wird sich das
Unternehmen etwas Neues einfallen lassen müssen, damit
es zukünftig weiter produzieren kann.

Die Bedenken bezüglich der Langzeitsicherheit kann ich
absolut nachvollziehen; wir teilen sie. Aber der Nachweis
dafür, dass das gewährleistet werden kann, ist explizit Be-
standteil des Genehmigungsverfahrens. Ich möchte Ihnen
die fachliche Kompetenz nicht absprechen; aber ich finde,
ein bisschen Vertrauen in die hessischen und thüringischen
Behörden, die die Prüfung letztlich vornehmen, könnten
Sie an dieser Stelle ruhig mal haben.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn man noch nicht mal den Schritt gehen kann, die
Grundlage dafür zu schaffen, dass geprüft wird, muss man
zumindest eine Art von Antwort darauf geben, wie es bei
K+S weitergehen soll – vor allem in Richtung der Beschäf-
tigten vor Ort. Verstehen Sie mich nicht falsch: Diese Ver-
antwortung liegt beim Unternehmen. Aber ich habe eben
darauf hingewiesen, was es bedeuten würde, wenn wir da-
bei nicht weiter vorankommen.

Wir haben das gemeinsame Ziel, den guten ökologischen
Zustand von Werra und Weser zu erreichen und im besten
Fall die Arbeitsplätze in der Region zu erhalten. Natürlich
kann man K+S als Unternehmen – trotz seiner Bedeutung
für die Region – kritisch sehen. Als naturschutzpolitische
Sprecherin meiner Fraktion und als Person, die an der We-
ser aufgewachsen ist, tue ich das. Man muss aber auch sa-
gen: Das Unternehmen hat lange Zeit – vor allem bei der
Einleitung in die Werra – auch nur das gemacht, was man
es hat machen lassen. Das hat zum Glück durch Frau Mi-
nisterin Hinz ein Ende gefunden.

Dennoch gilt hier das Verursacherprinzip: K+S trägt die
Verantwortung. Sie hört bei der Einstapelung nicht auf. Die
Haldenabdeckung sowie die Reduzierung der Abwässer
müssen weiter vorangetrieben werden. Ökologie und Öko-
nomie zusammenzudenken, ist der Schlüssel für die Zu-
kunftsfähigkeit des Unternehmens.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und Dr. Ralf-
Norbert Bartelt (CDU))
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Meine Damen und Herren, dass der salzigste Fluss Europas
in Hessen beheimatet ist, ist ein trauriger Rekord, den wir
so schnell wie möglich loswerden sollten. Dafür muss der
eingeschlagene Weg konsequent weitergegangen werden.
Wir können heute mit der Zustimmung zu dem Gesetzent-
wurf zumindest eine Chance auf den Abbau  e i n e r
Hürde auf dem Weg dahin geben. – Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und Dr. Ralf-
Norbert Bartelt (CDU))

Vizepräsident Frank Lortz:
Herzlichen Dank. – Das Wort hat der Kollege Torsten Fels-
tehausen, Fraktion DIE LINKE. Torsten, bitte.

Torsten Felstehausen (DIE LINKE):
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ja, wir stehen
vor einem großen Problem bei der Entsorgung der Produk-
tionsabwässer und anderer Produktionsrückstände bei Ka-
li + Salz. Dieses Problem ist seit Jahrzehnten bekannt. Seit
Jahrzehnten wird es hier diskutiert. Seit Jahrzehnten sucht
K+S nach Lösungen, und wir streiten über die Fragen: Was
ist eigentlich der richtige Weg? Welche Alternativen gibt
es?

Eben ist es schon aufgezeigt worden: Das Einleiten der
Produktionsabwässer in die Werra – ich glaube, dass wir
uns darin alle einig sind – ist nicht zukunftsfähig und muss
so schnell wie möglich zu Ende gebracht werden, um einen
guten ökologischen Zustand der Werra herzustellen.

Der zweite Weg der Entsorgung, das Verpressen der Pro-
duktionsrückstände in den Untergrund, hat sich als fatal er-
wiesen. Das Grundwasser wird gefährdet; die ganze Regi-
on wird gefährdet. Auch das muss schnellstmöglich been-
det werden. Leider – aus unserer Sicht – wird das noch bis
Ende 2021 weitergehen.

Auch der dritte bisher gewählte Entsorgungsweg, nämlich
das Aufhalden, haldet nicht nur das Salz, sondern haldet
auch große Probleme in der Zukunft auf. Niemand weiß
bisher, wie diese Halden irgendwann abgebaut werden sol-
len.

Wir brauchen also eine Lösung. DIE LINKE hat sich im-
mer dafür starkgemacht und hat das Verfahren, das jetzt im
Raum steht, mit ins Spiel gebracht, nämlich die Einstape-
lung von Produktionsresten in die offengelassenen Berg-
werke unter Tage. Dafür sind verschiedene Verfahren mög-
lich: die flüssige Einstapelung, die jetzt Gegenstand des
Genehmigungsverfahren ist, und die feste Einstapelung.
Die Firma K-UTEC hat dort sehr viel geforscht und ver-
schiedene Vorschläge gemacht, wie so etwas aussehen
kann. K+S hat sich jetzt für den Weg entschieden, flüssig
im flachen Bergbau einzustapeln. Dazu soll dieser Staats-
vertrag geändert und die Markscheide durchörtert werden.

Dazu haben wir eine Anhörung durchgesetzt und durchge-
führt. Das Ergebnis dieser Anhörung ist, dass es erhebliche
Bedenken gibt, den Entsorgungsweg der flüssigen Einsta-
pelung, wie jetzt geplant, tatsächlich zu gehen. Im schriftli-
chen Anhörungsverfahren sind schwerwiegende Argumen-
te gegen die Verfüllung der Grube in Springen mit Salzlau-
ge aus der Kaliproduktion genannt worden. Die Lösungs-
prozesse, die möglicherweise auftreten, können die Stand-
sicherheit der Grube so herabsetzen – so sagen zumindest
die Experten, die angehört worden sind –, dass ein Berg-

sturz nicht auszuschließen sei. Ich glaube, alle meine Vor-
rednerinnen und Vorredner haben das eben erwähnt.

Darüber hinaus würde die Lauge am Ende direkt an der
Markscheide anliegen und damit langfristig die Standsi-
cherheit dieser Markscheide, die so wichtig ist, in Gefahr
bringen. Warum diese Markscheide so wichtig ist, ist uns
auch allen klar. Sie trennt die beiden Grubenreviere und si-
chert in Hessen die Untertagedeponie Herfa-Neurode und
damit die größte Giftmülldeponie, die wir in Europa haben.

Ich möchte die Ergebnisse der Anhörung zusammenfassen.
Es wurde gesagt, die flüssige Einlagerung der Produktions-
abwässer erhöhe die Standsicherheit der Grube Springen
nicht. Die flüssige Einlagerung könne nicht die Grundwas-
serzutritte stoppen. Dies erhöhe das Gefahrenpotenzial für
einen Bergsturz, und die flüssigkeitsgefüllten Stollen könn-
ten das damit verbundene Gefahrenpotenzial bei einem
Bergsturz deutlich erhöhen.

Im Thüringer Teil dieses Bergwerkes gab es schon Berg-
stöße. Was passiert mit einer flüssig eingestapelten Salz-
lauge, wenn der Druck von 800 bar auf diese Salzlauge
drückt? Das ist logisch: Aus allen Löchern und in alle
Richtungen wird sich diese Salzlauge verbreiten. Sie wird
gegen den Markscheidepfeiler drücken. Wenn nicht sicher-
gestellt ist, dass das Rollloch, das jetzt gebohrt werden
soll, das langzeitsicher verschließen kann, ist tatsächlich
die Untertagedeponie Herfa-Neurode in Gefahr.

Das alles – da haben Sie völlig recht, Frau Gronemann,
denn auch ich bin kein Bergbauexperte – sind aber Szena-
rien, die dargestellt worden sind. Wir haben die Verantwor-
tung, dies sehr genau zu prüfen und – an dieser Stelle un-
terscheidet sich unser Vorgehen – uns erst davon überzeu-
gen zu lassen, dass dieses Verfahren tatsächlich langzeitsi-
cher ist, um dann erst einen Staatsvertrag zu unterschrei-
ben, der das Ganze ermöglicht.

Frau Gronemann hat gerade ausgeführt – die Frau Ministe-
rin hat das eigentlich auch im ersten Teil der Anhörung bis
zu meiner konkreten Nachfrage gesagt –, der Staatsvertrag
sei aber doch die Voraussetzung, um in das Genehmi-
gungsverfahren einzutreten.

(Ministerin Priska Hinz: Die Prüfung, ja!)

Jetzt habe ich noch einmal nachgefragt: Das Genehmi-
gungsverfahren läuft bereits.

(Widerspruch BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Zuru-
fe – Glockenzeichen)

Die Prüfunterlagen liegen dem Ministerium bereits vor.

(Ministerin Priska Hinz: Uns nicht, um Gottes wil-
len!)

– Sie sind bereits eingereicht. – Das heißt, der kausale Zu-
sammenhang, nach dem wir erst einen Staatsvertrag brau-
chen, um dann erst in die Prüfung eintreten zu können, ist
nicht richtig.

Das ist der entscheidende Punkt, weshalb wir an dieser
Stelle als LINKE sagen: Wenn wir Verantwortung über-
nehmen wollen, dann, bitte schön, für eine Lösung, bei der
auch dokumentiert ist, bei der auch geprüft ist, dass sie
funktioniert. Dann können Sie auch unsere Zustimmung er-
warten, aber doch nicht andersherum.

Sie stellen das Verfahren tatsächlich auf den Kopf. Sie sa-
gen: Wir sprechen jetzt eine Genehmigung aus. Wir ändern

Hessischer Landtag · 20. Wahlperiode · 63. Sitzung · 11. Dezember 2020 4973



jetzt einen Staatsvertrag, der aus gutem Grund einmal so
beschlossen worden ist. Wir geben das jetzt frei, sodass et-
was geändert werden kann. Erst anschließend prüfen wir.

Wir sind der Meinung, wir müssen es genau andersherum
machen. Wir brauchen eine intensive Prüfung. Dafür gibt
es Fachleute. Die sitzen tatsächlich im Bergamt. Die soll-
ten diese Prüfung im Rahmen des Genehmigungsverfah-
rens vornehmen. Dann entscheiden wir darüber, ob der
Staatsvertrag geändert wird oder nicht geändert wird. So
gehen wir genau in die verkehrte Richtung.

Aus unserer Sicht muss ergebnisoffen geprüft werden. Er-
gebnisoffen heißt für uns – –

(Hans-Jürgen Müller (Witzenhausen) (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Dann brauchen wir das nächste
Mal auch keine Ausschusssitzung und keine Anhö-
rung mehr!)

– Das sind doch genau die Ergebnisse der Ausschusssit-
zung und der Anhörung, die ich hier vortrage. Genau damit
müssen wir uns beschäftigen. Genau das ist doch unsere
Verantwortung. Wir können doch nicht einfach sagen: Wir
haben da ein Bergamt, das regelt das für uns. – Nein, wir
haben im Rahmen des Staatsvertrages die Verantwortung
dafür, ob wir es letztlich freigeben oder nicht. Deshalb
müssen wir von den Experten überzeugt werden. Das ist
die richtige Reihenfolge.

(Beifall DIE LINKE)

Noch einmal etwas zur ergebnisoffenen Prüfung. Die Fir-
ma K-UTEC hat verschiedene Varianten vorgeschlagen
und verschiedene Prozesse ins Spiel gebracht, wie so etwas
gemacht werden kann. Unter anderem hat die Firma K-
UTEC vorgeschlagen, die Einstapelung mit Zuschlagsstof-
fen so vorzunehmen, dass die eingestapelte Lauge nach
Ablauf von drei bis fünf Jahren tatsächlich aushärtet und
langfristig vom flüssigen in den festen Zustand übergeht.

Ja, meine Damen und Herren, dieses Verfahren kostet mehr
Geld. Das ist richtig. Wir sind aber der Meinung, dieses
Geld muss aufgewandt werden für eine langfristige Stand-
sicherheit der Grubengebäude. Damit sichern wir die Ar-
beitsplätze: nicht dadurch, dass wir ein zusätzliches Risiko
eingehen, sondern dadurch, dass eine Einstapelung in der
Form passiert, dass das Grubengebäude tatsächlich gesi-
chert wird, dass langfristige Schäden ausgeschlossen wer-
den.

Wenn wir von langfristig reden, reden wir nicht nur über
die nächsten 60 Jahre, in denen K+S den Abbau dort noch
betreiben will. Die Verantwortung, die wir haben, geht weit
darüber hinaus. Die Standsicherheit muss für Jahrhunderte
und Jahrtausende gegeben sein. Das muss in den Prüfver-
fahren nachgewiesen werden.

Meine Damen und Herren, dann sind wir durchaus bereit,
einem solchen Staatsvertrag zuzustimmen. Das darf aber
nicht in der umgekehrten Reihenfolge gemacht werden, so-
dass erst eine pauschale Freigabe gegeben wird und nach-
her geprüft wird. Damit würden wir die Möglichkeiten, die
wir als Parlament haben, aus der Hand geben. – Vielen
Dank.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Felstehausen. – Das Wort hat der
Abg. Torsten Warnecke, SPD-Fraktion.

(Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Das würde der Bodo doch nie machen,
was Sie sagen! – Gegenruf Torsten Felstehausen
(DIE LINKE) – Ministerin Priska Hinz: Rechtlich
geht das doch gar nicht!)

Torsten Warnecke (SPD):

Lieber Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Stellen
wir uns einmal vor, das gesamte Grubengebäude läge auf
hessischem Gebiet, und es gäbe keinen Staatsvertrag. Dann
würde das Verfahren, das uns im Ausschuss vorgestellt
wurde, in der Tat greifen. Wir würden als Parlamentarierin-
nen und Parlamentarier – ich vermute, Sie als LINKE vor-
neweg – Nachfragen stellen. Wir würden nach dem Geneh-
migungsstand fragen. Möglicherweise würden wir eine
Anhörung zu dem einen oder anderen Punkt machen, der
aufgerufen würde. Daran ändert sich null. Auf thüringi-
scher Seite übrigens auch. Das wird alles passieren.

Jetzt stilisieren die LINKEN den Staatsvertrag zum Ent-
scheidungskriterium. Darum geht es überhaupt nicht.

(Beifall SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, darum ging es übrigens
schon damals nicht, als der erste Staatsvertrag geschlossen
wurde. Damals ging es nur um Produktionssalze, die man
in den Westen beförderte. Wenn ich mir die damalige Aus-
einandersetzung in Erinnerung rufe, bin ich schon ein biss-
chen verwundert, mit welcher Gelassenheit heutzutage dar-
über diskutiert wird.

Es gibt nämlich zwei Probleme. Das eine ist ein originär
thüringisches Problem. Das hat mit Kali + Salz eigentlich
gar nichts zu tun. Die Frage ist: Wie kann man dort die
Standsicherheit der Grube, nicht nur in trockenem Zustand,
sondern unter ständigem Süßwasserzufluss sicherstellen?

Offenkundig gibt es die Idee, zu sagen: Wir können das
herstellen, indem wir entsprechende Restwässer von Ka-
li + Salz – so beschreibe ich diese einmal, weil diese ja
nicht Süßwasser darstellen – einbringen. – Es gab übrigens
eine absurde Idee in Niedersachsen. Dort hat man gesagt,
man sichert ein Grubengebäude mit Süßwasser. Es gab
Auseinandersetzungen darüber, ob Kali + Salz aus unserer
Region Restwässer, die hoch gesättigt sind mit Natrium-
chlorid, mit Resten von Magnesiumchlorid, mit Kaliumsul-
fat, dort einstapelt. Das hat man jetzt gemacht, meine Da-
men und Herren. Offenkundig funktioniert das.

Jetzt ist die Frage, ob wir den Thüringerinnen und Thürin-
gern eine Möglichkeit verwehren wollen, langfristig die
Grubensicherheit in Thüringen sicherzustellen. Das ist erst
einmal der abstrakte Punkt. Wenn Sie sagen, dass das in
Thüringen so nicht geht – –

(Zuruf Torsten Felstehausen (DIE LINKE))

– Nein, das sage ich ja: wenn das die Position der LINKEN
wäre. – Wenn die Thüringer das nicht wollen, dann ist das
ihre Position. Dann müssen wir uns weder mit einem Roll-
loch mit einem Rohr befassen noch mit der Frage, ob wir
das überirdisch machen. Das ist dann ihre Position.
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Das Süßwasser wird allerdings weiterhin einfließen und
natürlich ganz andere Auslaugungs- oder Aussolungsfunk-
tionen erfüllen als eine hoch gesättigte Sole. Das wissen
Sie auch. Das wird natürlicherweise so sein.

Das heißt, wenn der Mensch dort nicht mehr eingreifen
würde, würde das Grubengebäude sehr wahrscheinlich ge-
füllt werden. Das Wasser würde dann übrigens auch weiter
fließen, und zwar nicht nur über das Rollloch, sondern
auch über möglicherweise vorhandene Strukturen, die Gru-
bengebäude miteinander verbinden könnten. So könnte das
Wasser gen Westen kommen.

Dann wäre es unser Interesse, das zu stoppen. Dazu for-
dern wir Thüringen auf. Thüringen prüft hoffentlich auch
all das, was gesagt worden ist.

Das ist eine Aufgabe des Restkalibergbaus, der in der da-
maligen DDR zu Zuständen und Umständen geführt hat,
die keinerlei heutige technologische Standards erfüllen.
Ganz im Gegenteil, man hat damals in der DDR dem
schnöden Profit gefrönt,

(Zurufe)

dem Interesse an einer Ausbeutung der Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer und auch dem Interesse an einer Aus-
beutung von Natur und Umwelt. Insofern ist das anschei-
nend ein gescheitertes Modell. Kali + Salz wiederum sorgt
mit seiner Expertise dafür, dass die Standsicherheit der
Gruben herbeigeführt wird.

(Beifall SPD und Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (Freie De-
mokraten))

Liebe Kolleginnen und Kollegen, weshalb spreche ich das
an? – Weil es nicht nur um den technologischen Fortschritt
geht, sondern natürlich auch darum, was Stand der Technik
ist. Darüber hinaus möchte ich ein Argument erwähnen,
das wir nicht aus der Diskussion herausbringen können.
Dabei geht es um die Frage, was der Beurteilungsmaßstab
ist.

Herr Felstehausen, Sie machen das sehr geschickt. Sie be-
fragen gute Wissenschaftlerinnen und gute Wissenschaft-
ler. Gute Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler können
ein Restrisiko nie ausschließen. Ein Wissenschaftler, der
ein Restrisiko ausschließt, ist ein schlechter Wissenschaft-
ler. An dieser Stelle möchte ich Asterix und Obelix zitie-
ren: Wir haben nur vor einem Angst, nämlich, dass uns der
Himmel auf den Kopf fällt. – Auch das kann passieren. Es
kann einen Meteoriten geben, der möglicherweise in dieses
Grubenfeld einschlägt. Das kann alles sein. Kein Wissen-
schaftler wird das ausschließen.

Uns Menschen ist aber geboten, nach bestem Ermessen
und bestem Stand der Technik eine Abwägung zu treffen.

(Torsten Felstehausen (DIE LINKE): Das sollten wir
jetzt tun!)

– Nein, das wird immer getan. Wenn Ihr Maßstab aber im-
mer ist, dass wir es ausschließen müssen, dann kommen
wir immer zu dem Ergebnis, dass wir es nicht machen.

(Torsten Felstehausen (DIE LINKE): Nein, wir müs-
sen prüfen!)

– Nein. Wir müssen nicht prüfen, ob es ein Restrisiko gibt.
Das gibt es. Das will ich Ihnen deutlich sagen. Ein Restri-
siko gibt es selbstverständlich immer. Sie wollen das aber
immer ausschließen und sagen, dass Sie das prüfen wollen.

Ihr Zirkelschluss ist immer der, dass Sie zu dem Ergebnis
kommen, dass es ein Restrisiko gibt, das wir angeblich
nicht abgewogen hätten. Das ist immer das gleiche Spiel.
Es wird selbstverständlich immer ein Restrisiko geben.
Auch das Prinzip, das die Firma K-UTEC vorgeschlagen
hat, ist mit einem Restrisiko verbunden. Wenn Sie das be-
zweifeln, kann ich Ihnen nur sagen, dass das unseriös ist.

Am Ende sind wir immer in einem Abwägungsprozess.
Die Abwägungsfrage ist in diesem Falle die, ob wir bei ei-
nem Problem, das in Thüringen ganz materiell vorhanden
ist, dieses Abwägungsrisiko so treffen, dass wir sagen, dass
das eine Lösung für das Problem in Thüringen wäre. Dann
stellt sich die Frage, ob wir helfen können.

Das will ich Ihnen auch offen sagen: Was wir zurzeit mit
über 4 Millionen m3 diskutieren, wird all dem, was wir an-
sonsten hier diskutieren, um Kali + Salz eine Zukunft zu
geben und gleichzeitig die Einleitung in die Werra zu redu-
zieren, nicht gerecht, weil Kali + Salz das nicht hinbekom-
men wird; es sei denn, es gibt eine Perspektive, das Gru-
benfeld auch aus Sicherheitsgründen weiter zu befüllen.
Das will ich uns allen hier offen sagen. Es geht nicht nur
um diese 4 Millionen m3. Das wären vielleicht drei Jahre.
Wir reden zu Recht über 40 bis 50 Jahre, die wir noch wei-
terhin den Bergbau wollen. Deshalb will ich es hier und
heute deutlich sagen. Da wird alles Mögliche vermengt.
Wir reden außerdem davon, dass wir beim Grubenfeld
noch 40 Millionen m3 einstapeln können. Das ist die Di-
mension, über die wir eigentlich reden.

(Zuruf Torsten Felstehausen (DIE LINKE))

– Das sagen Sie jetzt so einfach. 40 Millionen m3 sind
doch etwas anderes als 4 Millionen m3. Deshalb will ich
auf das hinaus, was auch die ursprüngliche Idee der thürin-
gischen Landesregierung war: Ja, wir wollen diesen Staats-
vertrag machen, weil Kali + Salz selbstverständlich Unter-
lagen geliefert hat.

Glauben Sie denn, dass Frau Ministerin Siegesmund ge-
meinsam mit Frau Ministerin Hinz zusammengesessen hat,
meinen Sie, dass die beiden die Ministerpräsidenten Rame-
low und Bouffier hinzugebeten haben und gesagt haben:
„Lassen Sie uns einmal bei einem Frankfurter Kranz ge-
meinsam überlegen, was man da so machen könnte“?

(Lisa Gnadl (SPD): Wäre zumindest lecker!)

Dann haben die da so gesagt: Wasser könnte man herüber-
leiten. Das könnte man auch machen. – Dann sagt Herr
Bouffier: Da haben wir schon einmal ein Rollloch gebaut.
Einen Staatsvertrag hat es auch schon gegeben. Irgendwie
funktioniert das technisch. Gut.

Jetzt muss aber erst einmal bei Kali + Salz nachgefragt
werden, ob die das überhaupt wollen. Das wäre ein weite-
rer Vorwurf. Kali + Salz will das tatsächlich, weil auch am
runden Tisch darüber geredet wurde, ob es noch andere
Möglichkeiten gibt. Die haben im Vorfeld auch schon ent-
sprechende technologische Untersuchungen in Auftrag ge-
geben. Jetzt können Sie denen auch noch sagen, dass sie so
unverschämt gewesen seien und vorweggedacht hätten.
Die haben antizipiert, was die bei einem Frankfurter Kranz
bereden. Damit es nicht nur um etwas geht, was es in unse-
rer Region gibt: Das hätte man auch bei Thüringer Klößen
und Rostbratwürsten besprechen können.

(Zuruf)

– Rouladen gibt es da auch. Ja, genau.
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, damit will ich nur sagen:
Man muss doch nicht die Öffentlichkeit kirre reden, indem
man den Eindruck erweckt, dass dieser Staatsvertrag ein
Verschwörungswerk ist, als ob Kali + Salz da irgendetwas
beantragt hätte. Nein, es ist doch notwendig, dem Staat zu
signalisieren, was man machen möchte. Dazu bedarf es ei-
nes Staatsvertrages. Sonst müssten die Prüfungsbehörden
sagen: Ihr könnt alles Mögliche beantragen. Ihr wisst aber
doch, dass wir das gar nicht genehmigen können. – Also
muss doch eine Grundlage dafür geschaffen werden, um es
überhaupt zu prüfen. Dann müssen die Bergbaubehörden in
Thüringen den Problempunkt, den ich gerade benannt habe
und der nicht ohne ist, prüfen und abwägen.

Wenn die Thüringerinnen und Thüringer zu dem Ergebnis
kämen, dass die Frage der Einstapelung von feuchten Stof-
fen und von Sole nicht funktioniert, dann wird Hessen alles
Mögliche dazu sagen können, aber dann wird das nicht
passieren. Trotz Staatsvertrag wird das einfach nicht pas-
sieren, weil die sagen: Das Risiko ist uns nach menschli-
chem Ermessen zu groß. – Thüringen hat es in der Hand.

Derselbe Punkt ist bei uns. Die Thüringer könnten sagen:
Machen kann man das schon, aber die Wahrscheinlichkeit,
dass die Wässer wieder im Westen ankommen, ist nicht un-
ser Problem. – Dann wird Hessen sagen: Die Untertagede-
ponie Herfa-Neurode, das geht ja gar nicht, was ihr euch
da ausgedacht habt. Das wird nicht funktionieren.

Das heißt, trotz eines Staatsvertrages würde man sagen,
dass das nicht geht. Insofern müssen wir uns davon lösen,
Dinge in den Raum zu stellen, bei denen dann alle denken:
Oh, da macht der Staat wieder einmal Dinge. Und dann
noch das Unternehmen.

Nein, das ist ein ganz normales Verfahren. Im Gegensatz
zu diesem Staatsvertrag herrschte beim Staatsvertrag 2002
ganz massive Aufregung. Das scheint darauf hinzudeuten,
dass wir in dieser Gesellschaft gelernt haben, mit solchen
Dingen etwas realistischer umzugehen und die Frage des
Restrisikos als das zu betrachten haben, was wir zu ent-
scheiden haben. Es sollte deshalb nicht immer behauptet
werden, das Restrisiko müsse ausgeschlossen werden. Das
geht nicht. Es geht um eine Abwägung. Ich glaube, dass
wir vernünftig abwägen können. Ich glaube – das will ich
Ihnen umgekehrt zusagen –, dass wir uns im Landtag im-
mer wieder mit dieser Frage beschäftigen werden.

(Beifall SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Insofern hoffe ich, dass Sie beim Staatsvertrag noch um-
denken werden. DIE LINKE in Thüringen wird bei der
Frage der Genehmigung mit noch viel größeren Problemen
zu kämpfen haben. Wenn die thüringische LINKE im
Landtag zustimmen sollte, dann wüsste ich nicht, welche
Erkenntnisse die hätten, die Sie nicht auch hätten haben
können.

(Zuruf Torsten Felstehausen (DIE LINKE))

Insofern ein herzliches Glückauf und eine schöne Weih-
nachtszeit.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn ich eines noch sa-
gen darf: Vor nunmehr 760 Jahren, am 28. Dezember, ist
die erste Bergknappschaft gegründet worden. Das war der
Auftakt dafür, dass man solidarisch füreinander einsteht.
Ich finde, das ist etwas, was wir in der leider vorhandenen
Corona-Zeit benötigen, nämlich das Füreinander-Einste-
hen. – Alles Gute, danke, Glück auf.

(Beifall SPD, vereinzelt CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und Freie Demokraten)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Kollege Warnecke. – Das Wort hat Frau
Staatsministerin Hinz.

Priska Hinz, Ministerin für Umwelt, Klimaschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ein Ziel dieser
Landesregierung und auch von mir persönlich war es in
den letzten sechs Jahren, die Umweltsituation im Werra-
Kalirevier zu verbessern und zugleich den dortigen Wirt-
schaftsstandort zu sichern.

Wir haben es geschafft, dass die Salzabwasserversenkung
in den Untergrund im nächsten Jahr beendet wird

(Torsten Felstehausen (DIE LINKE): Abwarten!)

und dass K+S eine KKF-Anlage gebaut hat. Ich bin selbst-
verständlich auch sehr froh darüber, dass wir – im Verbund
der FGG Weser – erreicht haben, dass weder ein Stapelbe-
cken noch die sogenannte Oberweserpipeline durch Hessen
gebaut wurde.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir wollen, dass die Menge der in die Werra eingeleiteten
Salzabwässer und damit die Belastung der Oberflächenge-
wässer in den nächsten Jahren sinkt.

Wenn man sich all diese echten, harten Maßnahmen an-
schaut, dann muss man sich auch überlegen, was das Un-
ternehmen mit den Produktionsabwässern, die nun einmal
anfallen, jenseits der Aufhaldung – hier läuft ein Großver-
such, wie die Halden überdeckt werden können – tun soll.
Wo sollen die Produktionsabwässer hin?

Vor diesem Hintergrund ist doch klar, dass sich Vertreterin-
nen und Vertreter der Länder, die für das Thema zuständig
sind, Gedanken machen und mit dem Unternehmen dar-
über reden, welche Optionen es eigentlich gibt. Ein Wirt-
schaftsunternehmen braucht nämlich Planungssicherheit –
auch im Sinne der Arbeitsplatzsicherheit, die Sie – und
zwar zu Recht – immer hochhalten. Auch ich finde, dass
wir einen Blick darauf haben müssen.

Wenn wir all das im Blick haben, dann müssen wir den
nächsten Schritt tun. Ich bin den Thüringern sehr dankbar,
dass sie sich überlegt haben, welchen Beitrag sie leisten
können. Für Thüringen kann es eine Win-win-Situation
werden; Herr Kollege Warnecke hat das schon dargestellt.
Es ist aber auch eine Möglichkeit, die Belastung der Ge-
wässer zu verringern und die Arbeitsplätze bei K+S zu si-
chern.

Um bei einer Genehmigungsbehörde ein Verfahren führen
zu können – das ein schwieriges Verfahren werden wird –,
braucht man eine rechtliche Grundlage. Jeder Mensch kann
bei einer Behörde beantragen, was auch immer er will; das
ist das gute Recht eines jeden Einzelnen. Ein Verfahren
wird aber nur dann geführt – und eventuell positiv beschie-
den –, wenn es eine rechtliche Grundlage dafür gibt. Des-
wegen ist dieser Staatsvertrag so wichtig.

Es gibt einen Markscheidesicherheitspfeiler; aber damit die
Einstapelung in Thüringen gelingen kann, muss eine
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Durchörterung erfolgen. Eine Durchörterung kann nur
nach geltendem Recht erfolgen. Dieses kann nur hergestellt
werden, wenn wir zuvor den Staatsvertrag ändern und die
Genehmigungsbehörden auf dieser Grundlage die Geneh-
migungsunterlagen prüfen und dann nach Recht und Ge-
setz bescheiden können. So ist der Weg – nicht umgekehrt.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Behörden prüfen keine Genehmigungsunterlagen, be-
schäftigen nicht über Monate Experten und Gutachter,
während wir uns überlegen, ob wir den Staatsvertrag viel-
leicht im nächsten Jahr schließen. So arbeiten Behörden
Gott sei Dank nicht. Wenn sie so arbeiten würden, bräuch-
ten sie die doppelte Zahl von Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern.

Wir haben die Aufgabe, unseren Behörden eine rechtliche
Grundlage an die Hand zu geben. Erst dann weiß die Be-
hörde, ob eine Sache von Staats wegen überhaupt ge-
wünscht ist. Der Staatsvertrag ist die Grundlage für die Be-
hörden, damit diese prüfen und gegebenenfalls eine Ge-
nehmigung aussprechen können.

Um eine Genehmigung aussprechen zu können, muss es
notwendigerweise Genehmigungsunterlagen geben. Die
kommen aber nicht zu mir ins Ministerium; zuständig und
federführend ist das Regierungspräsidium in Kassel.

Wir haben aus der Anhörung die Information mitgenom-
men, dass eine solche Genehmigung grundsätzlich möglich
ist. Es gab, wie bei jeder Anhörung, auch Kritik am Ver-
fahren bzw. an dem, was da passieren soll. Das ist bei jeder
Anhörung der Fall. Ich bin seit 1982 Mitglied von Parla-
menten: des Hessischen Landtages und des Bundestages.
Ich habe noch nie eine Anhörung erlebt, bei der alle Anzu-
hörenden einer Meinung waren, dass alle gesagt haben, al-
les sei super, es gebe überhaupt keine andere Idee. Gerade
bei Fragestellungen, bei denen es auch um die Untertage-
deponie Herfa-Neurode geht, muss die Frage der Sicher-
heit besonders gut geprüft werden. Bei widerstreitenden
Interessen gibt es immer auch Kritik und vor allem Besorg-
nisse. Das ist doch völlig klar. Auch ich teile diese Besorg-
nisse; ich hoffe, die teilen wir alle.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und Torsten
Warnecke (SPD))

Wir haben in der Ausschusssitzung und in der ersten Le-
sung alle gesagt, dass die Standsicherheit von Herfa-Neu-
rode auf jeden Fall gesichert sein muss. Das Unternehmen
K+S muss nachweisen, dass es mit seinem Verfahren die
Standsicherheit und die Langzeitsicherheit der Untertage-
deponie Herfa-Neurode nicht gefährdet. Das wird im Ver-
fahren geprüft.

Wenn das Verfahren gut abgeschlossen werden kann und
anschließend genehmigt werden kann, sind wir in der Fra-
ge der Reduzierung der Belastung der Werra und der Weser
ein großes Stück weiter. Das war – so habe ich es jeden-
falls bislang verstanden – in den letzten Jahren immer das
gemeinsame Ziel. Die Wege dorthin waren ein bisschen
unterschiedlich, manchmal war strittig, ob man es besser
so oder anders machen sollte, aber das Ziel hat uns immer
geeint.

Ich verstehe wirklich nicht – das ist mein Schlusswort –,
warum eine Fraktion, deren Partei in Thüringen den Minis-
terpräsidenten stellt, meint, wir dürften den Staatsvertrag
nicht ändern, um ein Problem zu lösen, das Thüringen hat,
und das Problem der Gewässerbelastung zu lösen, das bei-

de Länder gemeinsam haben. Das verstehe ich wirklich
nicht.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, AfD
und Freie Demokraten)

Vor allen Dingen verstehe ich nicht, warum Sie der Mei-
nung sind, dass rechtliche Verfahren gerade an diesem
Punkt auf den Kopf gestellt werden sollten; denn das kann
und wird nicht funktionieren. Ich hoffe sehr auf eine große
Mehrheit bei der Abstimmung über den Gesetzentwurf zur
Änderung des Staatsvertrags und auf ein zügiges Genehmi-
gungsverfahren.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Frank Lortz:
Vielen Dank, Frau Staatsministerin. – Es gibt keine weite-
ren Wortmeldungen. Abgestimmt wird heute Nachmittag.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 80 auf:
Zweite Lesung
Dringlicher Gesetzentwurf
Fraktion der CDU, Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN
Gesetz zur Änderung des Hessischen Kommunalwahl-
gesetzes und anderer Vorschriften aus Anlass der Coro-
na-Pandemie
– Drucks. 20/4262 zu Drucks. 20/4239 –

Berichterstatter ist der Abg. Alexander Bauer. Bitte sehr.

Alexander Bauer, Berichterstatter:
Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Die Beschlussempfehlung des Innenausschusses lautet:
Der Innenausschuss empfiehlt dem Plenum, den Dringli-
chen Gesetzentwurf in zweiter Lesung mit folgender Ände-
rung anzunehmen: In Art. 2 wird die Angabe „31. März
2022“ durch die Angabe „30. September 2021“ ersetzt.

Der Beschlussempfehlung haben CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, AfD, Freie Demokraten und DIE LINKE zuge-
stimmt, die SPD hat die Beschlussempfehlung abgelehnt.

Vizepräsident Frank Lortz:
Vielen Dank, Herr Berichterstatter. – Das Wort hat der
Abg. Alexander Bauer.

Alexander Bauer (CDU):
Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Wir haben über diesen Gesetzentwurf intensiv beraten. Er
ist in der Tat dringlich, weil wir einige Corona-bedingte
Änderungen herbeiführen möchten.

Wir haben bereits im März dieses Jahres parteiübergreifend
eine Änderung der Hessischen Gemeindeordnung dahin
gehend herbeigeführt, dass in pandemischen Ausnahmesi-
tuationen den Gemeinden ermöglicht werden soll, ihre po-
litischen Entscheidungen vor Ort in entsprechenden Son-
dergremien zu treffen. Wir haben uns darauf verständigt,
dass, wenn die Gemeindevertretung nicht zusammentreten
kann, der Haupt- und Finanzausschuss als Pflichtausschuss
auf kommunaler Ebene als Eilentscheidungsgremium diese
Entscheidungen treffen kann. Diese Regelung war bis zum
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31. März nächsten Jahres befristet. Da wir die Situation so
einschätzen, dass wir über diesen Zeitpunkt hinaus weite-
ren Handlungsbedarf auf kommunaler Ebene haben, gab es
den Vorschlag, diese damals gefundene Regelung einfach
zu verlängern.

Wir haben uns im Fachausschuss darauf verständigt – das
ist der parteiübergreifende Konsens, den wir hoffentlich
herstellen können –, dass wir diese Regelung nicht, wie ur-
sprünglich vorgesehen, um ein weiteres Jahr verlängern,
sondern die Geltungsdauer bis zum 30. September befris-
ten; denn es handelt sich um einen Ausnahmetatbestand,
der nur dann greift, wenn es vor Ort gewollt ist. Die Eilent-
scheidung, die ein Sondergremium trifft, muss auf jeden
Fall durch eine Gemeindevertretung bzw. eine Stadtverord-
netenversammlung nachträglich legitimiert werden. Sie
kann auch aufgehoben werden. Entscheidend ist, dass nach
unseren Vorgaben im Rahmen der Eilentscheidungsfunkti-
on nur Entscheidungen von großer örtlicher Bedeutung ge-
troffen werden dürfen. Die gleiche Regelung sehen wir für
die Kreisebene vor; dort ist der Kreisausschuss zuständig.

Diese Regelung war unstrittig, genauso wie die Frage, ob
man den Parlamentariern vor Ort, die ehrenamtlich agie-
ren, bei virtuellen Treffen das Sitzungsentgelt gewähren
soll. Auch diese Regelung haben wir verlängert, weil es
nach wie vor sein kann, dass auch im nächsten Jahr die
Treffen virtuell stattfinden. Auch dann kann weiterhin eine
Entschädigungsleistung für die Ehrenamtler gezahlt wer-
den.

Neu hinzu kam der Punkt, dass in einer richterlichen Ent-
scheidung zum Kommunalwahlgesetz Baden-Württem-
bergs darauf hingewiesen wurde, dass es schwierig ist, für
die Wahlvorschläge, die zur Kommunalwahl eingereicht
werden, die bisher geforderte Zahl von Unterstützerunter-
schriften zu sammeln. Wir haben uns darauf verständigt,
diese Hürde etwas zu senken, sodass nicht mehr die dop-
pelte Zahl der Stimmen – gemessen an der Zahl der zu ver-
gebenden Mandate – erforderlich ist, bei einem 31er-Parla-
ment also 62 Stimmen, sondern dass die Anzahl der zu ver-
gebenden Mandate für die Zahl der Stimmen entscheidend
ist, im dargestellten Fall also 31 Stimmen.

All das sind Erleichterungen, die das politische Arbeiten
vor Ort besser machen. Deshalb werbe ich nachdrücklich
um Zustimmung zu dem Gesetzentwurf. Im Ausschuss ist
nach einer intensiven Diskussion parteiübergreifend in der
Tat festgehalten worden, dass man diese Regelungen für
sinnvoll erachtet hat. Deshalb würde ich mich freuen,
wenn wir den Gesetzentwurf heute in Kraft setzen könnten,
damit man vor Ort weiß, wie die entsprechenden Rege-
lungen zur Kommunalwahl aussehen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Alexander Bauer. – Nächste Redne-
rin ist Frau Kollegin Eva Goldbach, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN.

Eva Goldbach (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Wir hatten im Innenausschuss eine längere Debatte,
wie der Kollege Alexander Bauer schon sagte.

Ich möchte ausdrücklich der LINKEN, namentlich Herrn
Kollegen Schaus, dafür danken, dass wir einen Kompro-
miss gefunden haben, was die Eilentscheidungen nach
§ 51a HGO und § 30a HKO angeht, indem wir diese Aus-
nahmeregelungen nicht um ein Jahr verlängern, sondern
nur bis zum 30. September 2021. Wir werden uns die epi-
demische Lage anschauen. Dann haben wir immer noch
die Möglichkeit, sollte es notwendig sein, das Eilentschei-
dungsrecht nochmals zu verlängern. Die Regelung wird
erst einmal bis zum 30. September 2021 befristet. Vielen
Dank für den an der Stelle gefundenen Kompromiss.

Zu dem Unterschriftenquorum bei den Unterstützungslis-
ten. Zu der Regelung, die Quoren einfach zu halbieren, hat
uns folgende Überlegung bewogen: Das Bundesverfas-
sungsgericht hat sich klar dazu geäußert. Es hat gesagt:
Erstens. Die wahlrechtlichen Unterschriftenquoren sind zu-
lässig, damit der Wahlakt auf ernste Bewerberinnen und
Bewerber gestützt ist. Zweitens. Das Unterschriftenquorum
muss so hoch sein, dass eine Unterstützung aus der Bevöl-
kerung deutlich zu sehen ist. Drittens. Das Quorum darf
aber auch nicht zu hoch sein, damit den Bewerbern die
Möglichkeit der Teilnahme an der Wahl nicht verweigert
wird.

Wir haben eine Sondersituation: Das Sammeln von Unter-
schriften ist in der Corona-Krise, mit allen Einschränkun-
gen und Kontaktverboten, deutlich erschwert. Deswegen
haben wir gesagt, wir halbieren das Quorum. Wir glauben,
dass wir dann den Anforderungen des Bundesverfassungs-
gerichts vollumfänglich gerecht werden.

Ich bitte Sie alle um Zustimmung zu dem Gesetzentwurf,
damit wir ihn jetzt in Kraft setzen können. – Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und verein-
zelt CDU)

Vizepräsident Frank Lortz:
Vielen Dank, Kollegin Goldbach. – Das Wort hat der Abg.
Günter Rudolph.

Günter Rudolph (SPD):
Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Ich bin dem Kollegen Bauer dankbar, dass er nicht gesagt
hat – zumindest habe ich es nicht gehört –, das sei ein tol-
les parlamentarisches Verfahren gewesen. Da sind wir uns
einig. Bei einem solchen Gesetzentwurf hätte uns in der
Tat eine Anhörung gut angestanden, weil es schon gravie-
rende Fragen sind. Das will ich deutlich sagen.

Erster Punkt. Sie schaffen in vorauseilendem Gehorsam
obergerichtlichen Entscheidungen in zwei Bundesländern
gegenüber eine gesetzliche Regelung und halbieren die
Unterstützungszahlen. Wir haben in Darmstadt Fälle, in
denen eine bestimmte Organisation – Darmstadt ist eher ei-
ne größere Stadt – die Unterschriften zusammenbekommen
hat. Wenn man natürlich drei Tage vor Ablauf der Frist für
die Einreichung der Wahlvorschläge anfängt, kann man
auch darüber streiten, ob wir das alles so erleichtern müs-
sen. Ich glaube, da sind wir uns fast alle einig: Wir bewe-
gen uns eher in Richtung Lockdown in den nächsten Ta-
gen. Dann Unterschriften zu sammeln wird sicherlich auch
nicht einfacher.

Von daher haben wir eher grundsätzliche Probleme mit die-
ser Regelung. Ich habe jetzt auch eine Mail von einem die-

4978 Hessischer Landtag · 20. Wahlperiode · 63. Sitzung · 11. Dezember 2020



ser Leute bekommen. Er hat gesagt – das finde ich gut –, er
hat die Diskussion im Livestream verfolgt. Er kann auch
die Position der SPD nachvollziehen, dass das kein geord-
netes Verfahren ist und insbesondere eine Anhörung dem
Ganzen gutgetan hätte. Aber er bittet herzlich, dass man
diese Regelung ermöglicht. Das werden wir am Schluss se-
hen.

Wir hätten uns auch gern mit der kommunalen Ebene aus-
getauscht. Es ging jetzt nur mit ein paar Telefonaten, und
dann sagen mir diejenigen, die dort sind, nämlich die Ge-
schäftsführer: Ja, unsere Gremien konnten wir damit auch
nicht mehr befassen. – Das ist schade bei einer sehr evi-
denten Geschichte hinsichtlich der Quoren.

Zweiter Punkt. Wenn es um den § 51a der Hessischen Ge-
meindeordnung und um den § 30a der Landkreisordnung
geht: Wenn wir etwas an den Finanzausschuss delegieren,
was dringlich ist, hätten wir jetzt auch die Änderung vor-
nehmen müssen: Dann ist das die abschließende Entschei-
dung. – So steht die Entscheidung unter Vorbehalt der Ver-
tretungskörperschaft. Wenn wir es denn schon machen –
und wir haben Krisenzeiten –, dann kann man auch end-
gültige Entscheidungen treffen; denn dringende Angele-
genheiten sind dann definiert und dürfen nicht unter recht-
lichem Vorbehalt stehen. Das ist ein inhaltlich durchaus re-
levanter Punkt, den man hätte regeln können.

(Beifall SPD)

Dritter Punkt. Kollege Schaus hat es angeführt, und ich ha-
be es in der ersten Lesung auch gesagt: Ein Jahr ist uns zu
lang. 30.09.2021: Dem Änderungsantrag haben wir in der
Sitzung des Innenausschusses zugestimmt; denn ich finde,
gerade bei befristeten Vorschriften, die eingreifen, muss
man die Zeitdauer immer im Auge haben. Deswegen ist
die Dauer bis zum 30.09.2021 in der Sache berechtigt.

Ich komme zum Schluss. Ich will uns an der Stelle etwas
von der Lebensqualität zurückgeben, die wir in den letzten
dreieinhalb Tagen nur bedingt hatten. Das Gesetzesvorha-
ben wäre normalerweise ein klassischer Fall für eine dritte
Lesung gewesen. Wir verzichten ausdrücklich auf eine
dritte Lesung.

Ich will nur sagen, das ist ein Recht, das wir uns selbst
nehmen. Die Verfahren sind auch so nicht in Ordnung. Ich
will das an der Stelle noch einmal sehr deutlich hinterle-
gen. Aber da die Corona-Pandemie gravierende Auswir-
kungen hat und wir in Richtung Lockdown gehen, kann ich
es Ihnen nicht zumuten. Ich weiß nicht, ob Sie zu einer
dritten Lesung einberufen hätten. Aber das ist mir an der
Stelle egal. Wir sind uns unserer Verantwortung für uns al-
le bewusst. Deswegen verzichten wir auf eine dritte Le-
sung. Dass das nicht honoriert wird, wissen wir. Aber, wie
gesagt, dieser Vorgang, nämlich erneut eine Gesetzesbera-
tung ohne jegliche Anhörung, ohne dass wir uns Expertise
holen, ist nicht gut. Ich will das deutlich hinterlegen.

Deshalb werden wir den Gesetzentwurf aus inhaltlichen
Gründen ablehnen. – Vielen Dank.

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Günter Rudolph. – Das Wort hat der Kollege
Dr. Jörg-Uwe Hahn.

Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (Freie Demokraten):

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Präsi-
dent hat mich gebeten mich kurzzufassen. Ich mache das
auch aus eigenen Überlegungen so.

Erstens. Lieber Kollege Rudolph, man kann über das Ver-
fahren eigentlich nicht streiten. Es ist völlig richtig, was
Sie gesagt haben. Unser parlamentarischer Geschäftsführer
hat bei der ersten Lesung von diesem Pult aus das Verfah-
ren kritisiert. Auf der anderen Seite sind wir in diesem
Punkt alle verantwortungsbewusst.

Zweitens. Sicherlich hat sich die Hürde bei der Frage, ob
man zustimmt, um Längen gesenkt. Es ist ein Kompromiss
bei dem Thema Frist: Wie lange ist die Geltungsdauer des
Gesetzes? Ich finde, es ist ein guter Kompromiss, den wir
jetzt haben.

Drittens. Ich hatte das Glück, das einen Tag nach der Ältes-
tenratssitzung, in der dieser Gesetzentwurf zum ersten Mal
auf einem Tisch lag – auch wenn er irgendwie nicht in die
Tagesordnung passte; oder war das ein anderes Gesetz? –,
meinen Kollegen im Beirat der Vereinigung Liberaler
Kommunalpolitiker vorzutragen. Wie es so ist im Leben,
eigentlich fanden sie es gut. Insbesondere fanden die
Hauptamtlichen es gut, die möglicherweise im nächsten
Jahr eine Direktkandidatur vor Augen haben. Das Leben ist
halt so, wie es ist. Hätte ich meine kommunalen ehrenamt-
lichen Kollegen gefragt, wäre das vielleicht ein bisschen
anders gelaufen.

Wir kritisieren – das ist mein letzter Punkt, Herr Präsi-
dent –, dass die Digitalisierung da nicht vorkommt. Ich ha-
be gerade als Gast an einer digitalen Sitzung eines regiona-
len Gremiums teilgenommen. Das ist schon ganz okay in
Zeiten wie diesen.

In Zeiten wie diesen: Bitte nicht falsch verstehen, die FDP
fordert nicht, dass wir die persönliche Präsenz z. B. in Ma-
gistrats- und Stadtverordnetensitzungen nach Ende der Co-
rona-Pandemie – hoffentlich bald – aufgeben. Aber in Zei-
ten wie diesen ist das nicht drin, sodass mit dieser Krücke
gegangen wird: Es kann eigentlich jeder machen, was er
will. Es muss nur letztlich der HuF absegnen. Das ist doch
das praktische Leben, oder? Habe ich in meiner Kommune
irgendetwas falsch verstanden?

(Beifall Freie Demokraten – Zuruf)

– Das ist irgendwie so. Ich erlebe das in der Stadt, ich erle-
be es im Kreis. Wieso soll das woanders anders sein? –
Man hätte es wenigstens etwas anders formulieren und die
Möglichkeit, an einer solchen Sitzung mittels digitaler Me-
dien teilzunehmen, hineinschreiben können. Das hat man
nicht gewollt. Trotzdem wird die FDP diesem Gesetzent-
wurf zustimmen. – Vielen Dank.

(Beifall Freie Demokraten)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Jörg-Uwe Hahn. – Jetzt kommt Hermann
Schaus, Fraktion DIE LINKE. Der macht das auch zügig.
Das sehe ich schon daran, wie er nach vorne läuft.

Hermann Schaus (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Keine Angst, ich werde die zehn Minuten Redezeit bei
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Weitem nicht ausschöpfen; das ist völlig klar. Ich will aber
noch einmal darauf hinweisen: Wir haben es hier mit ei-
nem Gesetzentwurf zu tun, der von den Koalitionsfraktio-
nen als Dringlicher Gesetzentwurf eingebracht wurde. Ich
habe es so verstanden, dass es deshalb so eilig war, weil
man die Kommunalwahlen rechtssicher durchführen will.
Das bezieht sich insbesondere auf die Unterschriftensamm-
lung und die Reduzierung des Quorums. Ich sehe es so,
dass man bisher abgewartet hat in der Hoffnung, dass keine
Verlängerung der Geltungsdauer des Gesetzes mehr mög-
lich sein würde oder dass aufgrund der Rechtsprechung,
die jetzt erfolgt ist, eine Gesetzesnovellierung vorgenom-
men werden muss. Das ist aus unserer Sicht okay, auch in
diesem Eilverfahren ist das notwendig.

Das muss die Botschaft sein, und das ist sie auch: Die
Kommunalwahlen sollen am 14. März nächsten Jahres
rechtssicher stattfinden. Das ist auch verbunden mit der
heutigen Gesetzesinitiative oder der heutigen Entschei-
dung. Ich finde, es ist eine wichtige Botschaft, die nach au-
ßen gegeben wird, die wir auch breit kommunizieren und
hinter der wir stehen. Deswegen war die Frage der Redu-
zierung des Quorums für uns nie ein Problem, sondern das
sehen wir in der Situation als notwendig und gegeben an,
um die Rechtssicherheit herzustellen.

Die Frage, inwieweit Videokonferenzen und Telefonkonfe-
renzen durchgeführt werden können, war auch nicht strit-
tig. Die Verlängerung der Geltungsdauer der Regelung zur
Aufwandsentschädigung war für uns an dieser Stelle nie
ein Problem.

Ich bin sehr dankbar – Frau Goldbach hat es angespro-
chen –, dass wir am Mittwochabend zu später Stunde doch
noch zu einer gemeinsamen Lösung gekommen sind: Bis
zum 30.09.2021, wenn die Geltungsdauer der Regelung
betreffend die Übertragung von Eilentscheidungen an den
Finanzausschuss nicht mehr verlängert wird, fahren wir auf
Sicht, verbunden mit der Hoffnung, dass wir bis dahin die
Pandemie überwunden haben. Wir alle hoffen, dass dann
die gesetzliche Regelung außer Kraft treten kann.

Insgesamt geht es aber darum – das muss man sagen –, die
kommunale Selbstverwaltung und die Arbeitsfähigkeit der
kommunalen Selbstverwaltung sicherzustellen. Es gibt
ganz viele Möglichkeiten, das zu machen, auch in dieser
Pandemie. Man muss nicht zwangsweise den Finanzaus-
schuss in Anspruch nehmen. Man kann auch kollektiv über
eine Verkleinerung des Parlamentes nachdenken. Auch das
lässt das Gesetz zu. Von daher ist das meiner Ansicht nach
in Gänze wichtig und richtig geregelt.

Ich bedanke mich noch einmal ausdrücklich bei den Koali-
tionsfraktionen dafür, dass sie bereit waren, zu später Stun-
de unserem Vorschlag zu folgen und diese Einjahresfrist
auf die Hälfte zu reduzieren. Das ist eine gute Lösung, die
wir gemeinsam tragen, mit der Botschaft: Am 14. März
nächsten Jahres finden in Hessen Kommunalwahlen statt.
Die Ergebnisse schauen wir uns dann an. – Danke schön.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Hermann Schaus. – Jetzt hat der
Kollege Robert Lambrou, Fraktionsvorsitzender der AfD,
das Wort.

Robert Lambrou (AfD):

Sehr verehrter Herr Präsident, sehr verehrte Kolleginnen
und Kollegen! Wir haben schon in der ersten Lesung ge-
sagt, dass wir Zustimmung signalisieren, und wir sagen es
auch in der zweiten Lesung. Ich möchte mich ansonsten
kurzfassen. Wir sehen in der Tat auch, dass aufgrund der
Gerichtsurteile Handlungsbedarf bestand, um Rechtssi-
cherheit für die Kommunalwahl in Hessen am 14. März
2021 herzustellen.

Inhaltlich begrüßen wir die Reduzierung der Zahl der be-
nötigten Unterstützerunterschriften in der aktuellen Coro-
na-Situation. Betroffen sind davon in der Regel kleinere
politische Organisationen – oft Bürgerlisten, die es in der
jetzigen Situation in der Tat schwer haben, die benötigten
Zahlen zusammenzubekommen. Die AfD kann sich noch
sehr gut daran erinnern, wie mühselig es sein kann, dieser
Unterstützerunterschriften einzusammeln. Insofern gibt es
auch in der zweiten Lesung Zustimmung von uns. – Vielen
Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Frank Lortz:

Herzlichen Dank, lieber Kollege Lambrou. – Das Wort hat
der Innenminister, Staatsminister Peter Beuth. Bitte.

Peter Beuth, Minister des Innern und für Sport:

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Ich bedanke mich bei den Fraktionen für die bisherigen
Äußerungen zu dem Gesetzentwurf der Koalitionsfraktio-
nen. Wir nehmen in der Tat eine, wie ich finde, erforderli-
che Rechtsänderung bei der Zulassung von Wahlvorschlä-
gen vor. Um einfach noch einmal für die Kollegen das
praktische Problem darzustellen, zitiere ich aus der Presse-
mitteilung des Verfassungsgerichtshofs in Baden-Württem-
berg:

Der Verfassungsgerichtshof geht in Übereinstim-
mung mit den Antragstellern davon aus, dass die
herkömmliche Art des Sammelns der Unterstüt-
zungsunterschriften im Wege der direkten Anspra-
che von Personen auf Straßen und Plätzen sowie an
der Haus- und Wohnungstür seit Ausbruch der Pan-
demie deutlich weniger erfolgversprechend ist. Es
liegt auf der Hand und entspricht der derzeitigen all-
gemeinen Lebenserfahrung, dass in der Pandemiesi-
tuation deutlich mehr Personen schon dem Versuch
einer Kontaktaufnahme aus dem Weg gehen.

Das ist der Grund, warum wir gesagt haben, wir müssen
die Hürde herabsetzen und die Zahl der Unterschriften hal-
bieren. Das haben wir in dem Gesetzentwurf jetzt so ver-
einbart.

Darüber hinaus haben wir einfach eine Regelung fortge-
setzt, die wir pandemiebedingt am Anfang des Jahres bzw.
im ersten Quartal eingeführt haben. Der Kompromiss, den
wir dort gefunden haben, ist angemessen und richtig. In der
Hoffnung, dass wir nach dem 30.09.2021 solche Rege-
lungen nicht mehr brauchen, bin ich dankbar, wenn dem
Gesetzentwurf zugestimmt wird. – Vielen Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Minister. – Wir sind am Ende der Aus-
sprache. Die Abstimmung erfolgt später.

Die jetzige Beratung hat gezeigt, dass man Zeit auch ver-
nünftig aufholen kann. Das soll für alle weiteren Redner
am heutigen Tag als Empfehlung gelten.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 17 auf:
Dritte Lesung
Gesetzentwurf 
Fraktion der SPD
Gesetz zur Sicherstellung der hausärztlichen Versor-
gung in Hessen
– Drucks. 20/3651 zu Drucks. 20/3445 zu Drucks.
20/2356 –

Berichterstatter ist der Kollege Ismail Tipi.

Ismail Tipi, Berichterstatter:

Hochverehrter Herr Präsident! Der Sozial- und Integrati-
onspolitische Ausschuss empfiehlt dem Plenum mit den
Stimmen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, AfD,
Freien Demokraten und DIE LINKE gegen die Stimmen
der SPD, den Gesetzentwurf in dritter Lesung abzulehnen.
– Vielen Dank.

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Ismail. – Ich eröffne die Aussprache. Es be-
ginnt Frau Kollegin Dr. Sommer. Daniela, bitte.

Dr. Daniela Sommer (SPD):

Lieber Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen!
Die ärztliche Versorgung ist eine der zentralen Herausfor-
derungen für das Gesundheitswesen in Hessen. Auch das
zeigt die Corona-Pandemie jeden Tag. Die Angst, keinen
Hausarzt mehr zu finden, wächst. Die Lage in Hessen, in
vielen anderen Bundesländern und in ländlichen Regionen
spitzt sich zu. Hausärzte gehen in den Ruhestand, Nachfol-
ger gibt es nicht, und in Hessen fehlen bislang schon 300
Hausärzte. Da müssen wir unbedingt etwas ändern.

Vor der Corona-Pandemie war es normal, dass Patienten
Schlange gestanden haben und zwei bis drei Stunden War-
tezeit hatten. Jetzt, in der Corona-Pandemie, sieht es ein
bisschen anders aus durch die Hygienekonzepte. Das darf
aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass wir einen großen
Bedarf an ärztlicher Beratung haben. Für Patienten, die ei-
nen neuen Hausarzt suchen, gibt es meistens einen Aufnah-
mestopp. Ärztinnen und Ärzte arbeiten schon längst am Li-
mit. Der Druck steigt noch, wenn man weiß, dass dem-
nächst im Umkreis wieder eine Praxis schließen wird. Mei-
ne Damen und Herren, das Problem verschärft sich, und
die Landesregierung hat jahrelang zugeschaut.

(Beifall SPD)

Das Problem war aber lange absehbar. Die Hausärzte ver-
greisen nicht seit gestern. Nur 6 % sind jünger als 40 Jahre.
Mehr als zwei Drittel sind älter als 50 Jahre. Jeder siebte
Hausarzt ist älter als 65 Jahre. Viele planen ihren Ruhe-
stand in der nächsten Zeit. Die düstere Prognose lautet:
2030 werden in Deutschland ungefähr 11.000 Hausärzte in
den Ruhestand gehen. Bei uns in Hessen sind es 4.200.

Daran sehen Sie, wie schlecht es in unserem Bundesland
um die hausärztliche Versorgung steht.

(Beifall SPD)

Es ist Zeit, gute und zielgerichtete Lösungen zu etablieren.
Ein Baustein ist für uns dabei die Landarztquote. Ich
möchte es noch einmal konkret machen: Nur jeder zweite
Hausarzt findet derzeit eine Praxisnachfolge. Deswegen
fragen wir: Wo ist Ihr Ansatz, um dieser Situation Rech-
nung zu tragen? Wo sind die konkreten Mittel zur Schaf-
fung weiterer Medizinstudienplätze? Sie hätten auch die
Möglichkeit gehabt, einen Änderungsantrag einzubringen.
Wir wissen, Sie wollen auch einen Gesetzentwurf einbrin-
gen.

(Unruhe – Glockenzeichen)

Aber bisher: kein Antrag, kein Plan, kein Entwurf Ihrer-
seits. Wir warten – hoffentlich nicht vergebens.

(Beifall SPD)

Es ist löblich, dass Sie mit Ihrem geplanten Gesetzentwurf
möglichst wenige Widerstände bezwecken wollen. Deswe-
gen die Frage: Wie weit sind Sie mit Ihren Gesprächen?
Ich bin sehr gespannt darauf, ob und wie es Ihnen gelingen
wird, die Beteiligten zu überzeugen, und wie Sie Ihren hes-
sischen Weg gehen werden. Jedoch verlieren wir dadurch
natürlich ganz wertvolle Zeit, in der wir nichts gegen den
Hausarztmangel tun.

Vielleicht können Sie uns schon sagen, wann Ihr Gesetz-
entwurf startklar ist und was Sie in der Zwischenzeit ma-
chen: vielleicht für verbesserte Verknüpfung von Theorie
und Praxis und für mehr Praxisanteile; für zusätzliche
Lehrangebote, die für die Arbeit auf dem Land motivieren
oder die Strukturen auf dem Land verbessern; für bessere
Investitionen in Gesundheitszentren und Daseinsvorsorge.
Denn da haben Sie Ihre Hausaufgaben noch lange nicht er-
ledigt.

Uns zumindest ist das Thema, dass alle Hessinnen und
Hessen gut medizinisch versorgt werden können, ein Her-
zensanliegen. Schade ist, dass Sie unserem Gesetzentwurf
– das wissen wir, weil Sie einen eigenen einbringen wollen
– nicht zustimmen werden, wenngleich wir in dem Vorha-
ben nicht weit voneinander entfernt sind.

Wir haben Ihnen mit der dritten Lesung noch einmal die
Möglichkeit eröffnet, Änderungsanträge einzubringen. Das
haben Sie nicht gemacht. Damit wären wir aber schon ein
Stück weiter und würden nicht noch weitere wertvolle Zeit
verlieren. Packen Sie es an. Wir brauchen ein stringentes
Maßnahmenpaket gegen den Landarztmangel statt grün-
schwarzen Müßiggangs. – Herzlichen Dank.

(Beifall SPD und Torsten Felstehausen (DIE LIN-
KE))

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank. – Nächster Redner ist der Kollege Pürsün,
Fraktion der Freien Demokraten.

Yanki Pürsün (Freie Demokraten):

Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Im Haushalt für das Jahr 2021 steht tatsächlich die
Landarztquote drin. Mehr noch: Wir haben erfahren, dass
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dazu Anfang nächsten Jahres ein Entwurf vorgelegt wer-
den soll.

Im Zuge der Debatte um den vorliegenden Entwurf der
Kollegen der SPD sind jedenfalls schon einige Punkte dis-
kutiert worden, die wir in jedem Fall ablehnen. Ich wieder-
hole die Punkte gerne, in der Hoffnung, diese bei der Bera-
tung zum kommenden Gesetzentwurf der Landesregierung
nicht wiederholen zu müssen. Hoffnungsvoll soll man ja
gerade in der Weihnachtszeit sein.

An dem Entwurf der SPD lehnen wir ab, dass er junge
Menschen in einem sehr frühen Stadium zu einer weitrei-
chenden Entscheidung zwingt: die Entscheidung, an einem
ungewissen Ort für zehn Jahre als Hausarzt zu praktizieren.
Zwischen der Entscheidung und dieser Verpflichtung lie-
gen aber selbst schon gut zehn Jahre, die Jahre der Ausbil-
dung, in der sich Stärken und Schwächen herausbilden,
Vorlieben und auch Lebenspläne abzeichnen. Wenn die am
Ende der Ausbildung nicht mehr zu dem Leben auf dem
Land als niedergelassener Arzt passen, werden diese Men-
schen zur Kasse gebeten: eine schlappe Viertelmillion Ver-
tragsstrafe wartet dann. Es gibt unwahrscheinlich viele
Gründe, die gegen dieses Vorgehen sprechen. Viele davon
wurden auch von den Angehörten vorgetragen. Wir hoffen
inständig, dass Sie gut zugehört haben, werter Staatsminis-
ter Klose.

Außerdem müssen wir klar konstatieren, dass wir einen
Arztmangel in allen Bereichen haben. Es hilft also keine
sozialistische Umverteilung der Studenten. Sinnvoll wäre
es, die Zahl der Studienplätze zu erhöhen und mehr Men-
schen die Chance zu geben, Arzt zu werden, aber auch die
Dauer zu verkürzen, in der Ärzte aus dem Ausland auf ihre
Zulassung warten und nicht praktizieren können. Dies dau-
ert in Hessen viel zu lange. Verkürzen Sie diese Zeit.

Es gibt bereits zahlreiche Projekte der Universitäten, die
das Problem des Landarztmangels angehen. Diese wurden
auch im Ausschuss vorgestellt. Vielleicht möchten Sie sich
mit den Experten ins Benehmen setzen. Das dürfte den ge-
planten Entwurf aufwerten.

Zuallerletzt möchte ich noch einmal daran erinnern, dass
uns keine Landarztquote helfen wird, wenn wir es nicht
schaffen, die Attraktivität des ländlichen Raums zu stei-
gern. Wir brauchen eine gute Infrastruktur, damit die Men-
schen auch auf dem Land leben wollen, und wir müssen
den Beruf des niedergelassenen Arztes attraktiver machen.

In der Pandemie hat die Landesregierung stets den statio-
nären Gesundheitsbereich betont und gefördert. Das hat
deutlich gemacht, welchen Stellenwert die niedergelasse-
nen Ärzte in der Landespolitik haben. Da brauchen wir uns
nicht zu wundern. Solange Ärzte einen Großteil ihrer Ar-
beit mit umständlichem Bürokratismus verbringen, wird
der Job für den Nachwuchs nicht attraktiver.

Wir sind weihnachtlich zuversichtlich, dass der im nächs-
ten Jahr zu beratende Entwurf es besser macht und eine
echte Lösung präsentiert – eine Lösung, die auch der Kritik
der Angehörten gerecht wird, eine Lösung, mit der wir die
flächendeckende verlässliche Versorgung durch Hausärzte
in Hessen sicherstellen.

(Beifall Freie Demokraten)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Pürsün. – Nächste Rednerin ist Frau
Kollegin Papst-Dippel, AfD-Fraktion.

Claudia Papst-Dippel (AfD):

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren!
Der Hausarzt ist die Basisstation der ambulanten medizini-
schen Versorgung, muss zwingend flächendeckend erhalten
werden und außerdem beruflich attraktiv sein. Gerade im
Hinblick auf die demografische Altersverschiebung dürfen
die Kapazitäten für Behandlungen nicht weniger werden.
Die Senioren von heute haben noch unseren vorhandenen
Reichtum erarbeitet. Versorgungsengpässe für multimorbi-
de Patienten dürfen gar nicht entstehen.

Insgesamt hat der Gesundheitspakt 3.0 schon Ende 2018
einen „absehbar erheblichen Bedarf an ärztlichem Nach-
wuchs in den grundversorgenden Facharztrichtungen“ so-
wohl in ländlichen Regionen als auch teilweise in Städten
beschrieben. Verbunden damit wurde die Notwendigkeit
einer Erhöhung der Zahl der Studienplätze genannt. Hier
erwarten wir, dass die Regierungskoalition in ihrem bereits
angekündigten Konzept der Landarztquote Lösungen an-
bietet. Ob z. B. die Umwandlung der 185 Teilstudienplätze
der Philipps-Universität Marburg in Vollstudienplätze bis
zum laufenden Wintersemester vorangebracht wurde,
konnte ich nicht recherchieren. Fakt ist, dass dies nicht
ausreicht und wir insgesamt – auch in anderen Fach-
arztrichtungen – Versorgungsprobleme haben werden.

Im September wurden hier im Plenum besonders die Kin-
der- und Jugendmediziner angeführt. Wenn man den Aus-
führungen des Bundesverbands der Kinder- und Jugendärz-
te folgt, wird bis 2025 ein Viertel der Kinderärzte in den
Ruhestand gehen. Eine Ausweitung der Prävention durch
regelmäßige verpflichtende Untersuchungen bei gleichzei-
tigem Anstieg chronischer Krankheiten der Kinder wird
die Situation verschärfen.

Deutlich wird Letzteres ebenfalls bei der psychiatrischen
Versorgung und im Bereich des ÖGD. Bei Statista konnte
man im März lesen, dass ein stetiger Personalabbau im öf-
fentlichen Gesundheitsdienst und in Hessen zudem eine
schlechtere Bezahlung Personalprobleme verursacht haben.
Dies rächt sich jetzt gerade in Bezug auf die Corona-Krise
und ist ein weiterer Grund dafür, mehr Medizinstudienplät-
ze anzubieten.

(Beifall AfD)

Bei dieser Gesamtlage eine 10-prozentige Landarztquote
aus dem allgemeinen Pool der Studienplätze abzuzweigen,
halten wir nicht für zielführend. Genauso wichtig ist aber,
dass die Arbeit als Landarzt für den Studenten und späte-
ren Arzt attraktiv ist. Dazu müssen die Themengebiete der
Leistungsvergütung, der Arbeitsbelastung und Bürokrati-
sierung und letztlich der Anerkennung des Landarztes und
nicht etwa eines Quotenarztes weiterbearbeitet werden.
Sprechende Medizin und Hausbesuche sollten gut hono-
riert werden.

Besonders erfolgversprechende, bereits existierende Mo-
delle sind aus unserer Sicht die Stipendien, die Landkreise
vergeben können. Aus Untersuchungen weiß man, dass oft
eine Bindung an den ursprünglichen Heimatkreis besteht,
die zum beiderseitigen Vorteil genutzt werden kann. Die
Attraktivitätssteigerung des ländlichen Raums muss daher
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immer Ziel der Kommunen und der Landesregierung sein,
ganz besonders die flächendeckende Digitalisierung, z. B.
für Videosprechstunden für den Arzt, aber auch für seine
Familie.

Überhaupt ist die Familienfreundlichkeit mit Bildungs-
und Freizeitangeboten und guter Anbindung an die Metro-
polregionen auch für Ärzte wichtig. Die Planungssicherheit
ist natürlich ein starkes Argument für schon gegründete Fa-
milien, für den Landarzt per Quote. Herr Pürsün, anderer-
seits kann die frühe Festlegung natürlich abschrecken.

In Corona-Zeiten ist die Belastung der Hausarztpraxen
durch Testungen, im Sommer auch durch Reiserückkehrer,
durch irrsinnigen Dokumentationsaufwand und jetzt ganz
frisch durch die Ausstellung von Attesten für Risikopatien-
ten im Hinblick auf die Impfung stark gestiegen. Bereits
heute unterversorgte Bereiche in Nordhessen werden aber
teilweise per Medibus versorgt, der wiederum als „zeitlich
befristete Übergangslösung“ bezeichnet wird.

Natürlich hat Herr Dr. Bartelt von der CDU in seinen Re-
den schon darauf hingewiesen, dass das Problem erkannt
worden sei, und hat eine Landarztquote angekündigt.
Selbstverständlich gilt es dabei, alle Akteure mitzunehmen.
In diesem Sinne sind wir sehr gespannt auf den Entwurf
und lehnen den vorliegenden Gesetzentwurf ab. – Vielen
Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Kollege Dr. Bartelt.
Norbert, bitte.

Dr. Ralf-Norbert Bartelt (CDU):

Verehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die
Koalition wird in der ersten Hälfte 2021 einen Gesetzent-
wurf einbringen, um die Landarztquote einzuführen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

2022 werden die ersten Studierenden ihr Medizinstudium
beginnen. Der Koalitionsvertrag wird umgesetzt. Wir leis-
ten damit einen wichtigen Beitrag, um die Unterversorgung
in der ambulanten medizinischen Versorgung im dünn be-
siedelten ländlichen Raum zu beseitigen. Der Gesetzent-
wurf der SPD ist eine Unterstützung dieses Vorhabens.
Frau Dr. Sommer hat die Problemlage, den Ausgangspunkt
richtig beschrieben. Wir können uns dem anschließen – mit
der kleinen Einschränkung, dass sie gesagt hat, es sei ein
spezifisch hessisches Problem. Das ist es nicht. Es ist in
der gesamten Bundesrepublik Deutschland ein Problem.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Anhörung brachte uns wichtige Erkenntnisse. Das, was
Kollege Pürsün gesagt hat, dass diese Maßnahme nicht die
einzige sein könne, sondern dass der ländliche Raum ins-
gesamt attraktiver gemacht werden müsse, ist natürlich
völlig richtig. Dennoch ist es ein Teufelskreis: Wenn ich im
Bereich der medizinischen Versorgung nichts mache, wird
der ländliche Raum automatisch unattraktiver. Wenn der
ländliche Raum unattraktiv ist, dann haben wir eine gerin-
gere Versorgung. Man muss also irgendwo einmal anfan-
gen; und dies tun wir.

Es wurde hier vorgetragen, dass die Kindermedizin mit
einbezogen werden solle. Das ist richtig; und das werden
wir tun. Es ist vorgetragen worden, dass der öffentliche
Gesundheitsdienst mit einbezogen werden solle. Auch das
ist richtig; auch das werden wir tun. Im Gegensatz zur Op-
position müssen wir auch für die Umsetzung sorgen. Dies
ist keine Kritik an Ihrem Entwurf, und es ist schon gar
nicht böse gemeint.

Die medizinischen Fakultäten an den hessischen Universi-
täten müssen Kapazitäten schaffen, um die Auswahl der
Studierenden durchzuführen. Sie müssen in der Allgemein-
medizin das Angebot der Lehre erweitern. Wichtige Schrit-
te sind bereits bei der Planung und Umsetzung des Master-
plans erfolgt: die Stärkung der Allgemeinmedizin, die Ein-
beziehung in das praktische Jahr und die letzte Prüfung.
Wir müssen dies im Rahmen des Hochschulpakts mit den
Universitäten besprechen.

Auch müssen wir – dies haben wir getan – entsprechende
Mittel in den Haushalt einstellen, und zwar sowohl in den
Bereich Soziales und Integration als auch in den Bereich
der Wissenschaft und Kunst. Dies haben wir gemacht. Das
Angebot, die Allgemeinmedizin zu erweitern, hat auch das
Ziel, Studierende in höheren Semestern, die jetzt studieren,
schon heute für eine berufliche Tätigkeit auf dem Land zu
motivieren. Wir wollen, dass den Studierenden entspre-
chende Lehrangebote gemacht werden. Vielleicht könnte
dies ein Impuls sein, sich auf dem Land niederzulassen.

Wir wollen weitere Maßnahmen ergreifen und finanzieren.
Stichwortartig sei gesagt: Gesundheitspakt, delegierbare
Leistungen, Unterstützung bei Pflichtpraktika und vieles
andere mehr. Im erweiterten Sinne: die Förderung von me-
dizinischen Versorgungszentren, die Überwindung von
Sektorengrenzen und die Neuregelung der Notfallversor-
gung, was für die Ärztinnen und Ärzte im ländlichen Raum
ein ganz besonderes Problem darstellt.

Die Stärkung der Akzeptanz bei den Ärztinnen und Ärzten
sowie Studierenden ist in dem Gesetzesverfahren ein wich-
tiger Punkt. Sie haben zu Recht darauf hingewiesen: In
diesem Zusammenhang gibt es noch Überzeugungsarbeit
zu leisten. Dies werden wir hoffentlich gemeinsam tun.
Wie gesagt, wir werden die Kinder- und Jugendmedizin im
ÖGD mit einbeziehen. Inwieweit weitere Fachgebiete ein-
bezogen werden müssen, wird sicherlich noch Gegenstand
der Diskussion sein. Es stellt sich auch die Frage, ob dies
schon im Gesetzestext geregelt werden muss oder ob man
gegebenenfalls durch eine Verordnung Flexibilität schaffen
und dem Bedarf gerecht werden könnte. Dies müssen wir
mit den Betroffenen noch einmal absprechen.

Wir bedanken uns für den bisherigen Verlauf der Diskussi-
on. Es ist richtig, dass dies ein Thema bleiben wird. Wir
werden diese Diskussion bei der Einbringung unseres Ge-
setzentwurfs fortsetzen. – Vielen Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Ralf-Norbert Bartelt. – Das
Wort hat Abg. Marcus Bocklet, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN.
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Marcus Bocklet (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Ich finde es durchaus vorbildlich, wie wir bei diesem The-
ma um die Sache ringen. Ich habe es in den letzten Jahren
in der Politik selten erlebt, dass wir bei einem Thema so
um die besten Ideen gerungen haben. Das ist etwas, was
ich in der Politik spannend finde und was für meine Be-
griffe zu selten stattfindet. Bei diesem Thema haben wir
bundesweit – alle Landesregierungen, egal welcher Partei-
bücher – mit denselben Rahmenbedingungen zu kämpfen:
Die Bevölkerung altert, und viele Ärzte setzen sich zur Ru-
he.

Die ländlichen Räume haben bundesweit ein Problem. Ich
erinnere mich noch an eine Prognose für den Werra-Meiß-
ner-Kreis, die besagte, dass die Bevölkerungszahl dort um
50 % sinken und es gleichzeitig in den Ballungsräumen zu
einer extremen Zunahme der Zahl der Menschen kommen
werde. Diese Probleme sind unbestreitbar; dies sehen wir
in diesem Haus sowie landes- und bundesweit so. Wir wis-
sen – auch darin sind wir uns alle einig –, dass wir als Ge-
genmaßnahme den ländlichen Raum stärken und alles in
unserer Macht Stehende tun wollen, um die Medizin, die
gesundheitliche Versorgung – stationär wie ambulant – auf
dem Land zu stärken. Darin sind wir uns eigentlich einig.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU)

Spannend ist in der Tat die Frage: Was macht man zuerst,
wie viel Geld gibt man wofür aus, und wer ist wofür zu-
ständig? In der Analyse müssen wir berücksichtigen, dass
wir in Bezug auf die niedergelassenen Ärzte eine Selbst-
verwaltung haben. Wir wussten dies in den letzten Jahren
bei der Kassenärztlichen Vereinigung in guten Händen.
Diese sind im Prinzip – dies habe ich schon beim letzten
Mal gesagt; und das ist keine Kritik – genauso hilflos wie
wir, weil sie im ländlichen Raum kaum noch Nachfolger
finden, obwohl sie dort Praxisgründungszuschüsse von bis
zu 50.000 € pro Praxis bezahlt haben. Diese Zuschüsse
sind, glaube ich, noch immer möglich; diese bezahlt jetzt
die KV, nicht mehr das Land.

Es gibt viele Anreizmodelle; beispielsweise kann man sein
Praktikum in einer Hausarztpraxis auf dem Land machen.
Die Landesregierung hat mit den Schwerpunktcurricula im
allgemeinen Medizinstudium, an alle Studenten gerichtet,
die Möglichkeit gegeben, die Attraktivität des Hausarztbe-
rufs zu steigern, in der Hoffnung, dass sich mit einem grö-
ßeren Hausarzt-Output in der Folge mehr Ärzte für den
ländlichen Raum interessieren werden. Dies ist schon alles
eingeleitet worden. Wir sehen: Wir sind uns in Bezug auf
die Problembeschreibung sowie in Bezug auf die Ziele
recht einig. Auch wir wollen diese Landarztquote.

Wir haben dazugelernt – auch in der von Ihnen beantragten
Anhörung. Wir fanden es sehr spannend, die Kritikpunkte
der Anzuhörenden zu hören. Ich will drei Punkte aufgrei-
fen: Erstens. Ein Punkt war sicherlich, dass man nicht nur
an die klassischen Hausärzte denken sollte, sondern auch
an hausärztliche Fachärzte, beispielsweise an die Kinder-
und Jugendärzte. Hierüber denken wir intensiv nach, wenn
wir dies – Herr Dr. Bartelt hat es gesagt – im nächsten Jahr
einbringen werden. Der zweite Punkt wird sein: Wir müs-
sen uns auch über die Stärkung des öffentlichen Gesund-
heitsdienstes Gedanken machen. Der dritte Punkt ist die
Quote.

Was ich erst spät erfuhr, ist – daher ist es gut, dass es eine
dritte Lesung gibt –, dass der Prozentsatz der SPD nicht

rechtskonform wäre. Ich weiß nicht, ob es Ihnen aufgefal-
len ist, aber sowohl unsere Recherchen als auch die Aus-
künfte des Ministeriums bestätigen, dass wir einen Staats-
vertrag haben. In § 9 des Staatsvertrags sind die sogenann-
ten Vorabquoten geregelt. Diese sind bis zu 20 % möglich.
Es gibt bereits Vorabquoten: 2 % für außergewöhnliche
Härtefälle, 2,2 % für Angehörige der Bundeswehr, 5 % für
ausländische Staatsangehörige und 3 % für die Zulassung
zum Zweitstudium. Das ergibt 12,2 %. Das heißt, es blei-
ben nur noch 7,8 % übrig. Sie haben zwar die Gesetzent-
würfe anderer Bundesländer kopiert, aber Sie haben die
Quoten verändert, und daher ist Ihr Gesetzentwurf rechts-
widrig. Das tut mir für Sie leid.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir werden also nicht nur die Aspekte zu beachten haben,
dass wir mehrere Fachberufe in Betracht ziehen wollen
und die Schwerpunktcurricula noch einmal stärken wollen,
sondern wir werden auch eine rechtskonforme Quote vor-
schlagen. Wir hoffen, dass dies dann an den Start geht.

Wir wissen alle, dass dies nur ein Instrument ist. Es sind
verschiedene Instrumente, die mir wichtig sind: Ich nenne
die Gemeindeschwester 2.0, die den Hausärzten hilft und
sie entlastet. Wir haben die Digitalisierung angestoßen, da-
mit es auch dort leichter wird, nicht nur bei der Abrech-
nung. Wir wissen, dass fast 30 % der Arbeitszeit von Fach-
ärzten für die Bürokratie draufgeht. Das kann nicht sein.
Wir haben erlebt, als der medizinische Dienst der Kranken-
kassen gesagt hat: „Wir kontrollieren die Krankenhäuser
nicht mehr“, hatten die Ärzte plötzlich 30 % mehr Zeit, um
am Patienten zu arbeiten. Das muss man sich einmal vor-
stellen: Mit einem Schlag gab es 30 % mehr Fachkräfte am
Patienten, nur, weil diese von Bürokratie entlastet wurden.

Das sind unsere Ziele, die wir angehen wollen. Darin sind
wir uns weitestgehend einig. Ich bin froh, dass wir in ei-
nem Wettbewerb der Ideen stehen; aber es ist unstrittig,
dass CDU und GRÜNE den richtigen Weg einschlagen.
Dies werden wir auch im nächsten Jahr aktiv angehen. Wir
hoffen, dass wir dies in den Griff bekommen werden, ob-
wohl wir wissen, dass nicht alles in unserer Hand liegt.
Das gehört auch zur Wahrheit dazu: Wir können nieman-
den mit vorgehaltener Pistole zwingen, in den ländlichen
Raum zu gehen. Aber wir können Anreize schaffen, bei-
spielsweise mit den Gesundheitszentren. Diese sind ein
sehr wichtiges Instrument, weil wir wissen, dass die Ärzte
Angst vor betriebswirtschaftlichen Risiken haben.

Vizepräsident Frank Lortz:

Kollege Bocklet, Sie müssen zum Schluss kommen.

Marcus Bocklet (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

All diese Maßnahmen sind richtig. Ich weiß, dass wir als
Regierungskoalition, wie so oft, auf dem richtigen Weg
sind. – Ich bedanke mich.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Bocklet. – Das Wort hat Frau Kolle-
gin Böhm, Fraktion DIE LINKE.
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Christiane Böhm (DIE LINKE):

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Her-
ren. Es ist gut, dass das Rätsel jetzt langsam aufgelöst
wird, ob in Hessen wirklich eine Landarztquote kommen
wird, ob Sie sie irgendwann, irgendwo oder irgendwie ein-
führen werden. Wir wissen es noch nicht ganz genau. Herr
Bocklet hat gerade angefangen, zu sagen, es sei ein guter
Prozess gewesen, eine kritische und tatsächlich konstrukti-
ve Auseinandersetzung und Diskussion über den Gesetz-
entwurf der SPD. Aber leider hat er wie immer damit geen-
det: Die Regierung weiß alles besser. – Das tut mir wirk-
lich leid. Daran merke ich, Sie haben aus der Diskussion
noch nichts gelernt. Ich habe überhaupt nicht verstanden,
warum Sie, wenn Sie einen Gesetzentwurf zur Landarzt-
quote machen wollen, nicht einfach den Entwurf der SPD
übernehmen und diesen mit einigen Änderungsanträgen so
weiterentwickeln, dass er so sein wird, wie Sie es sich vor-
stellen.

(Beifall DIE LINKE und SPD)

Es ist mir ein völliges Rätsel, wenn Sie zwar sagen: „tolle
Diskussion“, aber nichts übernehmen. Auch Sie haben
doch die Anhörung aufmerksam nachvollzogen und ge-
schaut, was man an Fehlern noch einmal machen könnte.
Ja, „noch einmal machen könnte“; denn wir sind gegen ei-
ne Landarztquote. Zugleich verstehe ich Ihre Argumente
nicht, ich verstehe Ihre ganze Haltung nicht. Dies scheint
mir sehr unproduktiv und nicht im Sinne der Sache zu sein.

(Beifall DIE LINKE und SPD)

Jetzt haben Sie es schon einmal im Haushalt drin; bei der
kursorischen Lesung konnte aber nicht genau gesagt wer-
den, was mit dem Budget passiert und wie dieses tatsäch-
lich ausgestaltet wird. Uns als LINKE interessiert insbe-
sondere – dies ist nämlich das Entscheidende –: Gibt es das
Geld, das die hessischen Hochschulen brauchen, um der
Allgemeinmedizin einen stärkeren Stellenwert zuzuweisen,
denn wirklich?

Übrigens lehnen auch die Hochschulen eine Landarztquote
ab. Ich denke, es ist sinnvoll, dies zu unterstützen. Mir wä-
re sehr daran gelegen, dass Sie dies tun; und wenn mir dies
der Minister nachher bestätigen würde, wäre ich sehr er-
leichtert, weil ich denke, dass es sehr wichtig war, was ge-
rade Prof. Dr. Gerlach in der Anhörung in Bezug auf die
Schwerpunktcurricula gesagt hat. Diese haben Sie schon
etabliert, und diese wollen Sie ausweiten. Sie wollen diese
weiterentwickeln, sodass sie für alle Studierenden möglich
sein und mehr motivierte Studierende im landärztlichen
Bereich tätig sein werden. Er sprach auch über lange Prak-
tika mit Anbindung an Hausarztpraxen. Er sagte auch, in
Hessen sei schon ein guter Weg gegangen worden, aber die
Hochschulen hätten das bisher aus Bordmitteln finanziert.
Sie brauchten die Unterstützung des Landes, damit das
möglich sei.

(Marcus Bocklet (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
900.000 €!)

– Nein, Sie haben gesagt, ungefähr 2 Millionen €. Ich habe
es vorhin zusammengerechnet.

(Zuruf Marcus Bocklet (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN) – Weitere Zurufe – Glockenzeichen)

Das wäre eine entscheidende Frage, und das muss in der
Ausbildung eine deutliche Position haben. Das hört sich
für uns sehr vernünftig an.

Es gibt sicher noch weitere Themen, die eine Rolle spielen:
die Auswahl der Studierenden, auch die Erhöhung der Zahl
der Medizinstudienplätze und natürlich der konsequente
Ausbau der Gesundheitszentren. Junge Ärztinnen und Ärz-
te wollen angestellt arbeiten, und sie wollen im Team ar-
beiten. Ich denke, das ist heute auch gut nachvollziehbar.

Wir brauchen gerade in den Kommunen, die landärztlich
nicht gut versorgt sind, die Gesundheitszentren – nicht mit
der Gießkanne über die Landschaft, sondern das muss von-
seiten des Landes auf den Weg gebracht werden, meinet-
wegen auch in Verbindung mit Medibussen. Wichtig ist al-
lerdings in der Frage der medizinischen Versorgungszen-
tren oder Gesundheitszentren, dass wir auf jeden Fall ver-
meiden, dass sie von Privatunternehmen betrieben werden.
Diese suchen sich nämlich nur die lukrativen Sparten her-
aus.

Es wurde schon angesprochen, es bleibt alles Makulatur,
wenn Sie nicht dafür sorgen – und das geht leider nicht bil-
liger –, die Lebenssituation der Menschen auf dem Lande
zu verbessern. Es fehlen Arbeitsplätze, es fehlt der öffentli-
che Personennahverkehr. Ein Bus, der nur zweimal fährt,
führt dazu, dass das Elterntaxi das Verkehrsmittel der Wahl
ist. Es fehlen Kita-Plätze, gerade für die unter Dreijähri-
gen; der ländliche Raum ist oft weit weg von Kulturein-
richtungen, da ist sozusagen immer Corona. Das ist nicht
so, wie junge Ärztinnen und Ärzte sich das Leben vorstel-
len. Ich denke, andere im Übrigen auch nicht.

(Zuruf Claudia Ravensburg (CDU))

Es ist dringend notwendig, in diesem Bereich etwas zu tun.
Man kann nicht nur an einem Punkt anfangen, man muss
alle Punkte gleichzeitig spielen, sonst fällt einem der eine
Punkt wieder weg.

Die Corona-Pandemie hat uns jetzt noch einmal vor Augen
geführt – das müsste eigentlich allen deutlich werden –,
dass die Strukturen unseres Gesundheitswesens prekär sind

Vizepräsident Frank Lortz:

Frau Kollegin Böhm, Sie müssen zum Schluss kommen.

Christiane Böhm (DIE LINKE):

– ja –, angefangen mit der personellen Situation, aber auch,
dass die Kliniken auf den Kosten für COVID-Patienten sit-
zen bleiben. Wir haben genug Geld im Gesundheitssystem,
es ist nur falsch verteilt. Da ist es notwendig, tatsächlich
aktiv zu werden. – Danke schön.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank. – Das Wort hat der Sozialminister, Staatsmi-
nister Kai Klose. Kai, bitte.

Kai Klose, Minister für Soziales und Integration:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Wir sprechen
das dritte Mal über den Gesetzentwurf der SPD zur Einfüh-
rung einer Landärztinnen- und Landärztequote. Wenn wir
eines aus der öffentlichen Anhörung mitnehmen können,
die ich durchaus spannend fand, dann ist es, dass es zwar
in diesem Haus einen breiten Konsens über die Einführung
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einer solchen Quote gibt, aber dass wir die Akzeptanz so-
wohl der Ärztinnen- und Ärzteschaft als auch der Studie-
renden dringend brauchen.

Damit wir sie auch erreichen, müssen wir ein solches Ge-
setz handwerklich richtig anpacken, und wir müssen auch
bereit sein, aus den Erfahrungen der anderen Länder zu ler-
nen. Das gilt für diesen Gesetzentwurf leider nach wie vor
nicht.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Studierende wollen im Rahmen einer solchen Quote eben
nicht Medizinerinnen und Mediziner zweiter Klasse sein.
Wir wollen Menschen für die Tätigkeit als Ärztin oder
Arzt im ländlichen Raum auswählen und auch gewinnen,
die auch wirklich dauerhaft dort arbeiten wollen.

Der Gesetzentwurf, über den wir heute zum dritten Mal de-
battieren, ist als bloße Kopie des NRW-Modells zu kurz
gesprungen. Wir haben das schon mehrfach gesagt. Ihr Ge-
setzentwurf umfasst weder andere Fachärztinnen- und
Fachärztegruppen, die in der hausärztlichen Versorgung tä-
tig werden könnten, noch gibt es irgendeine konzeptionelle
Überlegung dazu, wie junge Menschen schon während ih-
res Studiums im Rahmen eines speziellen Curriculums auf
diese spätere Tätigkeit vorbereitet werden können.

(Zuruf Christiane Böhm (DIE LINKE))

Genau das wollen wir machen. Ich bleibe dabei: Die Ein-
führung einer solchen Quote in Hessen wird dann erfolg-
reich sein, wenn wir es schaffen, die wesentlichen Akteu-
rinnen und Akteure einzubeziehen und einen Gesetzent-
wurf zu verabschieden, der wirklich langfristig trägt.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Zu dem Änderungsantrag, den Sie jetzt vorgelegt haben,
will ich anmerken: Wenn zur Feststellung eines besonderen
öffentlichen Bedarfs einer hausärztlichen Leistung jetzt
auch der Landesausschuss der Ärztinnen und Ärzte und
Krankenkassen beteiligt werden soll, dann ist das sinnvoll.
Das entspricht im Übrigen auch einer Forderung der Kas-
sen im Rahmen der öffentlichen Anhörung. Wenn Sie dem
aber folgen wollen, Frau Dr. Sommer, dann hätten Sie kon-
sequenterweise die zusätzliche Erwähnung der Kassenärzt-
lichen Vereinigung streichen müssen. Sie ist nämlich be-
reits im Landesausschuss der Ärztinnen und Ärzte und
Krankenkassen vertreten.

(Zurufe)

Die zweite Änderung, die Sie zum regelhaft durchzufüh-
renden Auswahlverfahren machen, ist zwar innerhalb Ihres
Entwurfs sachlich sinnvoll, ändert aber nichts daran, dass
mit heißer Nadel schnell noch etwas in einen insgesamt un-
zureichenden Gesetzentwurf eingefügt wurde, was den Ge-
setzentwurf dann auch nicht mehr rettet.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Zuruf Dr. Daniela Sommer (SPD))

Ich glaube, Sie wissen das auch. Zu Beginn der Debatte
über Ihren eigenen Gesetzentwurf waren ganze drei Kolle-
ginnen und Kollegen Ihrer Fraktion anwesend. Das sagt
vielleicht auch etwas über den Stellenwert, den dieser Ge-
setzentwurf in Ihrer Fraktion wirklich hat.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Zuruf Saadet Sönmez (DIE LINKE))

Im Gegensatz dazu wird das Ministerium für Soziales und
Integration in enger Abstimmung mit dem Ministerium für
Wissenschaft und Kunst und den medizinischen Fakultäten
einen sorgfältig vorbereiteten Gesetzentwurf auf den Weg
bringen, der sowohl die positiven Ansätze aus Nordrhein-
Westfalen übernimmt als auch die Lernkurve aufgreift, die
es seitdem gibt, und so einen spezifisch hessischen Weg
beschreitet.

Deswegen wird es Sie nicht überraschen, dass die Landes-
regierung empfiehlt, diesen Gesetzentwurf auch heute ab-
zulehnen, weil er der komplexen Thematik insgesamt nicht
gerecht wird. – Vielen Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Staatsminister. – Es liegen keine weite-
ren Wortmeldungen vor. Die Aussprache ist damit beendet.
Die Abstimmung findet später statt.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 18:
Dritte Lesung
Gesetzentwurf 
Fraktion DIE LINKE
Hessisches Gesetz zur Schaffung von Clearingstellen
sowie eines Behandlungsfonds zur Unterstützung von
Menschen ohne Krankenversicherungsschutz
– Drucks. 20/4178 zu Drucks. 20/3961 zu Drucks.
20/2969 –

Berichterstatter ist der Kollege Pürsün.

Yanki Pürsün, Berichterstatter:

Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich darf Bericht erstatten: Der Sozial- und Integrati-
onspolitische Ausschuss empfiehlt dem Plenum, den Ge-
setzentwurf in dritter Lesung abzulehnen. CDU, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, AfD, Freie Demokraten gegen
SPD und DIE LINKE.

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank. – Ich eröffne die Aussprache. Es beginnt
Frau Kollegin Papst-Dippel.

(Saadet Sönmez (DIE LINKE): Das ist unser Ge-
setzentwurf!)

– Ich habe nichts dagegen, dass es Ihr Gesetzentwurf ist.
Sie können auch anfangen. Sie wissen, dass der Präsident
die Reihenfolge festlegt.

(Zuruf Torsten Felstehausen (DIE LINKE))

– Herr Kollege Felstehausen, wir machen das freundschaft-
lich und liberal, das weißt du ja. – Dann beginnen wir mit
Frau Kollegin Sönmez.

Saadet Sönmez (DIE LINKE):

Vielen Dank, Herr Präsident. – Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Wie uns allen bekannt ist, sind Hundert-
tausende Menschen in Deutschland und Zehntausende in
Hessen ohne oder nur mit eingeschränktem Zugang zu me-
dizinischen Leistungen. Heute beraten wir in dritter Le-
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sung einen Gesetzentwurf meiner Fraktion DIE LINKE,
der zwei Dinge ermöglichen soll.

Erstens. Mittels Clearingstellen soll einem großen Anteil
dieser Menschen zu einem funktionierenden Krankenversi-
cherungsschutz verholfen werden. Zweitens soll über einen
Behandlungsfonds eine sofortige medizinische Versorgung
gewährleistet werden.

(Beifall DIE LINKE)

Warum das so wichtig ist, will ich Ihnen noch einmal mit
Zitaten aus der Anhörung vor Augen führen. Ich möchte
mich aber auch auf diesem Weg bei all den vielen Ehren-
amtlichen bedanken; denn sie sind es letztendlich, die im
Rahmen ihrer begrenzten Möglichkeiten das Menschen-
recht auf Gesundheit für alle aufrechterhalten wollen.

(Beifall DIE LINKE)

Herr Dr. Zimmer von den Maltesern in Offenbach hat die
Situation sehr zutreffend zusammengefasst:

Wir sind subsidiär dort tätig, wo der deutsche Staat
blind ist, wo wir eine Lücke im System haben, wo
wir weder den Art. 1 noch den Art. 2 des Grundge-
setzes ausreichend würdigen und wo wir auch die
entsprechenden Vereinbarungen auf EU- oder UNO-
Ebene momentan noch missachten. Dort treten wir
mit unseren Ehrenamtlichen ein.

Dann schauen wir einmal, wo sich der deutsche Staat blind
zeigt. Dazu möchte ich Ihnen zwei Beispiele von Frau
Haslach vom Medinetz Marburg vortragen:

Der erste Fall ist eine Frau aus dem EU-Ausland mit
chronischen Schmerzen, die eine Operation der Gal-
lenblase dringend brauchte. Sie wurde aufgrund feh-
lender Kostenträger zunächst nicht durchgeführt.
Die Schmerzen verschlimmerten sich. Sie musste
mehrmals notfallmäßig ins Krankenhaus, aus dem
sie mit Schmerzmitteln wieder entlassen wurde. Wir
konnten ihr letztendlich Untersuchungen und Be-
handlungen ermöglichen, jedoch mit monatelangen
Verzögerungen, einem schlimmen Leidensweg für
die Patientin und trotzdem mit nicht gedeckten und
nicht zielführenden Kosten.

Ein anderer Fall

… ist eine junge Frau, die für ein Freiwilliges Sozia-
les Jahr nach Deutschland kam. Kurz bevor das FSJ
ablief, wurde sie schwanger, und es endete auch ihr
Versicherungsschutz. Durch die Corona-bedingten
Reisebeschränkungen konnte sie aber nicht in ihr
Heimatland zurück. Die Kosten der nötigen Vorsor-
ge lagen weit über ihren finanziellen Möglichkeiten.
Dabei ist eine reguläre medizinische und behördli-
che Anwendung gerade für Schwangere besonders
wichtig.

Schwangere sind oft von mangelndem Krankenversiche-
rungsschutz betroffen.

(Beifall DIE LINKE)

Noch ein Beispiel von Frau Lehmann von den Maltesern
aus Frankfurt:

Bei uns war neulich eine Spanierin, die einen Tumor
hatte und jetzt operiert werden musste, nicht erst in
neun Monaten. Dann wäre nämlich alles zu spät ge-
wesen. Aber eine Tumoroperation kostet Unsum-

men. Deswegen plädieren wir extremst für den vor-
liegenden Gesetzentwurf und den Behandlungs-
fonds. Wir müssen schneller handeln können, …
Das ist uns aber nicht immer möglich.

Das muss man sich einmal vorstellen, diese Menschen sind
ehrenamtlich tätig. Sie wollen helfen, und unser bestehen-
des System hindert sie daran, effektiv Hilfe zu leisten.
Stattdessen müssen sie, wie Frau Lehmann verdeutlicht
hat, betteln gehen, oder die Menschen erleiden Schmerzen
oder sterben.

Auch das Gesundheitsamt in Frankfurt, das immerhin
100.000 € jährlich für die humanitäre Sprechstunde erhält,
beklagt dieselben Situationen, in denen sie sich über die
ärztlichen Tätigkeiten hinaus dafür einsetzen müssen, Pati-
enten wieder in das soziale System zu bringen. Das führt
auch bisweilen zu Überforderungen.

Die Regierungsfraktionen warnen vor aus ihrer Sicht unnö-
tigen Parallelstrukturen. Frau Haslach vom Medinetz hat
ihnen in der Anhörung darauf deutlich geantwortet:

Wir arbeiten derzeit in einer Parallelstruktur, von der
wir wegkommen wollen. Deswegen ist es toll, dass
der Gesetzentwurf auch das Clearing so hervorhebt;
denn gerade beim Clearing stoßen wir sehr an unsere
Grenzen.

Für die Regierungsfraktionen zählen die Hinweise der An-
zuhörenden leider nicht. Stattdessen werden sie nur ver-
tröstet. Herr Bocklet und das Ministerium wollen die Kran-
kenversicherungen in die Pflicht nehmen. Wie Sie das zeit-
nah umsetzen wollen, konnten Sie uns bisher nicht erklä-
ren. Währenddessen spüren ehrenamtlich Engagierte der
14 hessischen Einrichtungen tagtäglich bei ihrer Arbeit den
Widerstand der Krankenversicherungen, wenn es um die
Wiedereingliederung dieser Menschen in das Krankenver-
sicherungssystem geht.

Aber nein, von Schwarz-Grün kommt die Rückmeldung, es
bestünde kein Bedarf, sie könnten den Bedarf nicht erken-
nen. Stattdessen suchen die Damen und Herren der Regie-
rungskoalition, insbesondere Herr Bocklet, gern die Schuld
bei den Menschen, die in Not geraten sind.

Während gerade Tausende Selbstständige aus der Kultur-
und Veranstaltungsbranche aktuell nicht wissen, ob sie ihre
Miete zahlen, ihrer Familie etwas zu Essen kaufen oder
aber die Krankenversicherung bezahlen sollen, beklagt
Herr Bocklet deren Verrat am Solidarsystem.

Meine Damen und Herren, ich muss Ihnen sagen, das geht
an der Lebensrealität dieser Menschen vorbei.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsident Frank Lortz:

Frau Kollegin, Sie müssten zum Schluss kommen.

Saadet Sönmez (DIE LINKE):

Sie ignorieren die Lebensrealität dieser Menschen. – Herr
Präsident, das war mein letzter Satz. – Vielen Dank für die
Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE)
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Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Frau Kollegin Sönmez. – Jetzt kommt Frau
Kollegin Papst-Dippel, AfD-Fraktion.

Claudia Papst-Dippel (AfD):

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren!
Wir haben in den vergangenen Sitzungen lange darüber
diskutiert, ob eine Clearingstelle und ein Behandlungs-
fonds zur Unterstützung von Menschen ohne Krankenver-
sicherungsschutz sinnvoll und zielführend sind. Ja, es gibt
auch in Hessen Menschen, die aus unterschiedlichen Grün-
den über keinen Krankenversicherungsschutz verfügen und
aus diesem Grund in ihrer medizinischen Versorgung be-
nachteiligt sind. Die derzeitige Regelung in Hessen, wie im
Notfall mit diesen Patienten verfahren wird, ist allerdings
eindeutig.

Jeder hat das Recht auf eine medizinische Notfallbehand-
lung. Kein Arzt oder Krankenhaus darf eine Behandlung
aufgrund eines fehlenden Versicherungsschutzes ablehnen.
Die Behandlungskosten werden in Rechnung gestellt. Es
können Ratenzahlungen vereinbart werden.

(Unruhe – Glockenzeichen)

Bei Patienten, die nicht die Möglichkeit haben, die entstan-
dene Rechnung zu bezahlen, ist das zuständige Sozialamt
grundsätzlich dazu verpflichtet, in Not geratenen Personen
mit einer Kostenübernahme unter die Arme zu greifen.

Ein Behandlungsfonds sorgt an dieser Stelle für mehr kos-
tenintensive Bürokratie. Clearingstellen in den Kreisen be-
deuten ebenfalls weiteren Arbeitsaufwand und höhere Kos-
ten, lösen aber nicht das eigentliche Problem.

(Beifall AfD – Zuruf Saadet Sönmez (DIE LINKE))

Das Kernproblem – das sehen nicht nur wir so – ist doch
das Nicht-Erreichen der Betroffenen und ein vorhandenes
Schamgefühl. Im Idealfall – das hörten Sie auch zuletzt
von uns – kommen Menschen überhaupt nicht erst in die
Situation, eine Kostenübernahme beim Sozialamt beantra-
gen zu müssen. Die vorhandenen Möglichkeiten auf ein ei-
genständiges Leben müssen den Empfänger erreichen, und
dieser muss das Angebot annehmen. Wie wir in einer der
letzten Sitzungen bestätigt bekommen haben, liegt es oft
entweder am Schamgefühl der Betroffenen oder an der Un-
wissenheit bzw. Unfähigkeit, sich Informationen zu be-
schaffen.

Diese Diskussion hat mich oft an den Antrag zum Entlass-
management erinnert: Wenn bereits bestehende und eta-
blierte Systeme nicht funktionieren, wird nicht darüber
nachgedacht, wie man es funktionstüchtig gestalten kann.
Es werden neue Maßnahmen ergriffen, von denen man sich
ein besseres Ergebnis erhofft.

Beim aktuellen Thema stellt sich nicht die Frage, ob Men-
schen ohne jegliche medizinische Versorgung auf sich ge-
stellt sind, sondern wie wir diesen Menschen die bereits
bestehenden Möglichkeiten nahebringen und wie wir sie,
eventuell auch bei psychischen Erkrankungen, begleiten
können. Hier sehen wir insbesondere auch die Krankenkas-
sen und Versicherer in der Pflicht.

Diese noch offenen Fragen sind mit einfachen Vorschlägen
wie Clearingstellen und einem Behandlungsfonds nicht zu
beantworten.

(Beifall AfD)

Statt einer Lösung bringt dieser Gesetzentwurf nur zusätz-
liche Kosten mit sich, die an anderer Stelle zu besserem
Ergebnis führen können. Wenngleich ein Behandlungs-
fonds für schwere Erkrankungen sinnvoll erscheint, lehnen
wir diesen Gesetzentwurf heute insgesamt aus den genann-
ten Gründen ab. – Danke sehr.

(Beifall AfD)

Präsident Boris Rhein:

Vielen Dank, Frau Kollegin. – Nächster Redner ist der
Abg. Pürsün für die Fraktion der Freien Demokraten.

Yanki Pürsün (Freie Demokraten):

Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Wir lehnen den vorliegenden Gesetzentwurf weiterhin
ab. Während Sie 100 Schleifen drehen, durch ein unüber-
sichtliches Labyrinth stolpern und dafür einen überteuerten
Eintrittspreis zahlen, bevorzugen wir den direkten Weg.
Wir wollen weniger komplizierte und bürokratische Ver-
waltungen, nicht mehr. Das Problem ist nur, dass die Lan-
desregierung am liebsten gar keinen Weg geht, sondern ge-
duldig wartet, dass das Ziel zu ihr kommt oder jemand an-
deres den Weg für sie geht.

Vor zwei Wochen haben wir zu dem Thema soziale Hilfen
für Menschen in Not einen Dringlichen Berichtsantrag im
Sozialausschuss gestellt. Dazu gehörten auch Fragen zur
Gesundheitsversorgung für Menschen ohne Krankenversi-
cherungsschutz; denn die Debatten hier im Plenum sowie
im Ausschuss und auch die Anhörung dazu haben gezeigt:
Es ist ein echtes Problem, dass Menschen bisweilen keinen
Zugang zu dringend notwendiger Gesundheitsversorgung
bekommen. Es geht bisweilen um Leben und Tod, und der
Verweis auf die eigentlich bestehende Versicherungspflicht
hilft wenig, wenn der Hirntumor nicht rechtzeitig entfernt
werden kann.

Im Übrigen sei angemerkt, dass die Pandemie das Problem
verschärfen wird. Was glauben Sie, was mit den Künstlern
und Soloselbstständigen passiert, die um ihre Existenzen
bangen? Vielleicht sollten Sie sich schlau dazu machen,
wie viele Verträge seit Beginn der Pandemie bei den Versi-
cherungen als ruhend gemeldet wurden.

Herr Staatsminister Klose, was raten Sie den Menschen,
die ihre Beiträge nicht mehr bezahlen können? Nachdem
wir zunächst den Eindruck hatten, dass auch GRÜNE und
CDU das Problem erkannt hätten, wurden wir in der letz-
ten Plenardebatte eines Besseren belehrt. Kollege Bocklet
behauptet beispielsweise, dass die Betroffenen immer ei-
nen Arzt fänden und keineswegs lebensbedrohlich gefähr-
det würden. Alle Anzuhörenden haben das Gegenteil be-
stätigt.

Statt eine Lösung vorzulegen, zeigen die Regierungsfrak-
tionen mit dem Finger auf die Krankenkassen. Es wird auf
die Kundenberatung der Kassen verwiesen. Die seien die-
jenigen, die in der Pflicht seien, die Menschen einzuglie-
dern.

Zu unserem Dringlichen Berichtsantrag erfuhren wir dann,
dass die Landesregierung mit den Krankenkassen dazu im
Gespräch sei. Spannend ist, dass diese jedenfalls sagen,
dass es zu dem Thema des fehlenden Versicherungsschut-
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zes noch nie Gespräche gab. Überhaupt gebe es keinen tur-
nusgemäßen Austausch.

Die Antwort des Ministeriums auf unseren Dringlichen Be-
richtsantrag war auch im Übrigen ernüchternd. Außer, dass
mit dem Finger auf die Krankenkassen gezeigt wird,
schiebt die Landesregierung die übrige Verantwortung auf
den Bund ab, auf die Kommunen und auf die Ehrenamtli-
chen. Das ist symptomatisch für die hessische Sozialpoli-
tik.

(Vereinzelter Beifall Freie Demokraten, AfD und
DIE LINKE)

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen, wir for-
dern schlankere und einfachere Verwaltungsstrukturen für
mehr Übersichtlichkeit, sowohl für die Betroffenen als
auch für die Hilfeleistenden. Wir fordern, zu prüfen, inwie-
fern humanitäre Sprechstunden, wie es sie in einzelnen
Städten gibt, auch auf andere Städte ausgerollt werden
können. Wir fordern, dass Sie sich mit allen Akteuren ins
Benehmen setzen und eine Lösung erarbeiten. Wenn Sie
alle Vorschläge ablehnen, machen Sie eigene. Gehen Sie
einen Schritt in Richtung Ziel, trauen Sie sich.

(Beifall Freie Demokraten)

Präsident Boris Rhein:

Vielen Dank, Herr Kollege Pürsün. – Nächster Redner ist
der Kollege Dr. med. Bartelt, CDU.

(Zuruf von der Regierungsbank: Arzt meines Ver-
trauens!)

Dr. Ralf-Norbert Bartelt (CDU):

Verehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren! Es ist
und bleibt eine Herausforderung, dass 80.000 Menschen in
Deutschland keinen Krankenversicherungsschutz haben.
Die bisherigen Bundesgesetze – 2007 Einführung der
Pflicht zur Krankenversicherung und 2013 Beitragsentlas-
tungsgesetz – haben seinerzeit die Zahlen halbiert. Das
kann uns aber zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht zufrie-
denstellen.

Ich möchte jetzt die Debatten der ersten beiden Lesungen
nicht wiederholen, sondern möchte die Maßnahmen zu-
sammenfassen, die die Koalition in dieser Legislaturperi-
ode umsetzen wird. Das, was im Koalitionsvertrag steht,
wird auch umgesetzt, wohlüberlegt umgesetzt:

(Beifall Holger Bellino (CDU))

Erstens. Bildung eines Fonds zur Finanzierung spezialisier-
ter und kostenintensiver Behandlungen, meist im stationä-
ren Bereich, für Patienten ohne Krankenversicherungs-
schutz.

Zweitens. Stärkung und Unterstützung von Einrichtungen,
die bereits jetzt diesen Personenkreis kostenfrei behandeln.
Das sind kommunale Gesundheitsämter, das sind karitative
Strukturen.

Drittens. Einwirkung auf gesetzliche Krankenkassen und
private Krankenversicherung, den Personenkreis wieder in
die Versicherungssysteme einzugliedern. – Das ist kein
Fingerzeig auf die Krankenkassen. Das ist in keiner Weise
eine Schuldzuweisung. Vielmehr sollen es Gespräche sein,
und wir müssen auf Bundesebene entsprechende Voraus-

setzungen schaffen, dass diese Wiedereingliederung gelin-
gen kann.

Dazu gehört insbesondere eine Initiative auf Bundesebene,
dass erneut ein Beitragsentlastungsgesetz, wie 2013, auf
den Weg gebracht wird; denn das ist die Voraussetzung da-
für, dass es auch realistisch ist, dass dieser Personenkreis
wieder den Weg in die gesetzliche Krankenkasse findet.

Auf europäischer Ebene gibt es die Möglichkeit, wenn man
nachweist, in einem EU-Staat oder einigen anderen Staaten
krankenversichert zu sein, einen Behandlungsschein zu be-
kommen – das wird meist über die AOK abgewickelt –,
um sich hier behandeln zu lassen. Diese Art des Versiche-
rungsschutzes erlischt aber nach drei Monaten. Wir müssen
Wege finden, dass dies in besonderen Fällen verlängert
werden kann, ohne dass der Personenkreis wieder in ihre
Ursprungsländer einreist, etwa eine europäische Versiche-
rungskarte oder Möglichkeiten, ohne Präsenz im Her-
kunftsland die Geltungsdauer zu verlängern, wenn eine Be-
gründung vorliegt wie jetzt etwa Corona oder andere Grün-
de, nicht reisen zu können. Das sind die Probleme, auf die
Frau Sönmez mit Recht hingewiesen hat. Hier müssen wir
initiativ werden. Das werden wir tun.

Sie sehen, in vielen Punkten besteht durchaus Übereinstim-
mung mit der Motivation des Gesetzentwurfs. Bei dem we-
sentlichen Punkt der Einrichtung von Clearingstellen unter-
scheiden wir uns aber. Hier bleiben wir dabei: Dadurch
würden Doppelstrukturen geschaffen werden. Das halten
wir nicht für sinnvoll. Das kostet viel Geld, und das sollte
man besser den Betroffenen zukommen lassen.

Deshalb werden wir diesen Gesetzentwurf ablehnen, be-
danken uns aber durchaus dafür, dass dieses Problem the-
matisiert worden ist. Wir werden einen entsprechenden Ge-
setzentwurf vorlegen, und wir werden auch die begleiten-
den Maßnahmen, die wir genannt haben, in die Wege lei-
ten. – Vielen Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Boris Rhein:
Vielen Dank, Herr Dr. Bartelt. – Die nächste Rednerin ist
die Kollegin Dr. Sommer für die Fraktion der Sozialdemo-
kraten.

Dr. Daniela Sommer (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Nichtversicherte brauchen Unterstützung und müssen
bei akuten gesundheitlichen Problemen Zugang zur Versor-
gung haben. Ich glaube, da sind wir uns einig.

Wir haben in der Anhörung und in den Debatten aufzeigen
können, dass Nichtversicherte von der gesundheitlichen
Versorgung faktisch ausgeschlossen sind. Deswegen ist
dieser Gesetzentwurf sehr berechtigt. Die Anhörung hat
zudem gezeigt, dass all jene, die die Menschen versorgen
und Ahnung von der Materie haben, den Gesetzentwurf be-
grüßen. Da gab es keine Kritik. Sie sehen es als notwendig
an, dass sich das Land Hessen nicht länger auf der ehren-
amtlichen Arbeit und dem Einsatz der Hilfsorganisationen
ausruht, die sich unermüdlich für diese Menschen ohne
Gesundheitsschutz einsetzen und ihnen helfen, sondern
endlich die Lücke schließt, das Gesetz schafft, um der
menschenrechtlichen Verpflichtung der körperlichen Un-
versehrtheit und der Krankenversorgung nachzukommen.
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Meine Damen und Herren, wir hören heute sicherlich wie-
der Ihre Ausrede vom Prüfen, und dass Sie andere Wege,
Ihren hessischen Weg, gehen wollen. Aber dann gehen Sie
ihn auch und warten nicht zu lange. Wir haben schon dar-
über gesprochen, dass sicherlich der eine oder andere
durch die COVID-Situation Probleme bekommen wird.

(Beifall SPD und Saadet Sönmez (DIE LINKE))

In Ihrem Koalitionsvertrag steht, Sie werden prüfen, in
welcher Form ein Fonds eingeführt werden kann, der eine
anonyme Krankenbehandlung ermöglicht. Sie wollen auch
Modelle des anonymen Krankenscheins aus anderen Län-
dern anschauen. Das wollen Sie nutzen für Ihre Expertise.
Da frage ich mich: Was ist mit Ihrer Prüfung des anony-
men Krankenscheins? Davon hört man überhaupt nichts.
Dabei gibt es schon Evaluationsberichte von denjenigen,
die das seit Jahren machen, beispielsweise Niedersachsen.
Das zeigt ganz deutlich, dass mit einem solchen Angebot
Menschen bereits in einem frühen, noch akuten Stadium
ihrer Krankheit eine Krankenbehandlung bekommen kön-
nen. Dadurch werden teurere Behandlungen vermieden.
Auch die Verschiebung in Notaufnahmen wird vermieden.
Das kann unnötiges Leiden verhindern.

Meine Damen und Herren, darüber hinaus – das war ein
Schwerpunkt, der in der Anhörung vorgebracht worden ist
– kann man Ungeborene und Schwangere durch einen
rechtzeitigen Zugang zu Vorsorgeuntersuchungen im
Schwangerschaftsverlauf unterstützen. Ebenso können
Kinder frühzeitig versorgt werden. Beispielsweise können
U-Untersuchungen durchgeführt werden. Man kann auch
zu Impfberatung und dem Erhalt von Impfungen verhelfen
– das beschäftigt uns jetzt –, um Subpopulationen zu ver-
meiden. Außerdem können übertragbare Krankheiten –
auch das ist Corona – frühzeitig diagnostiziert und die Ver-
sorgung sichergestellt werden.

Last, but not least bekommen beratende Ärztinnen und
Ärzte und Krankenhäuser endlich die Sicherheit, medizi-
nisch notwendige Behandlungen ohne bürokratische Hin-
dernisse und ohne Unklarheit bei der Erstattung der Kosten
ermöglichen zu können.

(Beifall SPD)

Lesen Sie die Evaluation. Dann können Sie sich die weite-
re Prüfung sparen. Wir haben endlich eine Versorgung der
nicht krankenversicherten Menschen.

Wie gesagt, ich habe die Befürchtung, dass das durch den
Corona-Virus noch verschlimmert wird. Die Zahlungen an
die Kassen sind dann in einer solchen Situation eben nicht
erschwinglich. Auch die Erfahrung zeigt, dass die Basis-
und Notfalltarife da nicht weiterhelfen. Deswegen ist es
jetzt an der Zeit, vorzusorgen und etwas zu tun. Worauf
warten Sie noch?

(Beifall SPD und DIE LINKE)

Ich sage es heute noch einmal. Ich habe das schon während
der Ausschusssitzung getan. Sie haben darauf verwiesen,
dass Sie Kontakt und Austausch mit den Kassen haben. Sie
würden sich sehr freuen, wenn Sie Kontakt mit ihnen auf-
nehmen würden. Denn bisher wurde nicht gemeinsam nach
einer Lösung gesucht.

Suchen Sie also die Lösung. Verschlafen Sie nicht die Zeit,
sondern handeln Sie endlich. Menschen, die erkrankt sind,
müssen Behandlung finden. Das kann man nur immer wie-
derholen: Jeder Mensch hat das Recht auf das jeweils

höchste erreichbare Maß an körperlicher und geistiger Ge-
sundheit. Das ist in Hessen derzeit nicht der Fall. Um das
zu ändern, werden wir dem Gesetzentwurf der Fraktion
DIE LINKE zustimmen.

(Beifall DIE LINKE)

Abschließend möchte ich sagen: Ich wünsche Ihnen schöne
Weihnachten. Bleiben Sie gesund. – Danke schön.

(Vereinzelter Beifall SPD und DIE LINKE)

Präsident Boris Rhein:

Frau Dr. Sommer, vielen Dank. – Der nächste Redner ist
für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Herr Mar-
cus Bocklet.

Marcus Bocklet (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Kollegen! Herr Kol-
lege Dr. Bartelt hat auch hier das Problem wieder in vor-
bildlicher Weise beschrieben: Wir haben zu viele Men-
schen in diesem Land ohne Krankenversicherung.

Die Frage ist natürlich: Was wollen wir mit dem Gesetz re-
geln? Wenn es unser Ziel ist, dass diese Menschen einen
Zugang zum Gesundheitssystem und eine ausreichende
Versorgung bekommen, dann können wir als Land außer-
strukturell etwas in die Wege leiten, nämlich einen eigenen
Gesundheitsfonds einrichten, der den Ärzten signalisiert:
Aus diesem Fonds bekommst du das Geld für Menschen,
die nicht versichert sind.

Damit wird einem Bild entgegengewirkt. Herr Pürsün, ich
sage es noch einmal. Ich bin fest davon überzeugt – Aus-
nahmen mag es immer geben –, wenn Menschen in Notla-
gen kommen, wird niemand unbehandelt liegen gelassen.
Etwas anderes sollte man von hier aus nicht sagen. Das hat
auch die Vorrednerin gesagt. Das wissen Sie auch. In Not-
fällen wird kein Mensch zu Tode kommen, nur weil er sei-
ne Krankenversichertenkarte nicht in der Hosentasche hat.
Das ist völliger Unfug. In diesem Land werden alle behan-
delt.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU)

Sie sagen es selbst. Mittlerweile geht es um die chroni-
schen Krankheiten. Oder es geht um die Vor- und Nachsor-
ge bei Geburten. Das alles ist ein Tick filigraner. Es wirft
die Frage auf: Welches Problem wollen wir eigentlich lö-
sen? Wollen wir den Ärzten helfen, die ansonsten auf ihren
Kosten sitzen bleiben und deshalb Patienten womöglich
abweisen? Da würde ein Fonds helfen. Das würde zu Geld
direkt beim Arzt bzw. beim Patienten außerhalb des Sys-
tems führen.

Wollen wir allerdings die Menschen in das Gesundheits-
system zurückführen, dann müssen wir das auf Bundesebe-
ne regeln. Wenn ich es richtig in Erinnerung habe, geht es
um § 5 SGB V. Dort ist geregelt, dass man seine Beiträge
zahlen muss. Wer sie nicht bezahlt hat, hat eine Schuld.
Wie Herr Dr. Bartelt schon gesagt hat, dann bräuchten wir
ein Amnestiegesetz – ich sage das in Anführungszeichen –,
das sie von allen Schulden befreit, wenn sie, aus welchen
Gründen auch immer, jahrelang ihre Krankenkassenbeiträ-
ge nicht bezahlt haben.
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Ich will hier nicht als Neoliberaler oder Manchesterkapita-
list durchgehen. Diese Sorge hat Herr Pürsün zumindest
nicht.

(Zuruf: Diese Gefahr besteht nicht!)

– „Diese Gefahr besteht nicht!“ Herr Dr. Hahn, ich freue
mich, dass Sie mir das nicht vorwerfen. – Aber die Frage
der Solidarität muss schon gestellt werden. Es kann umge-
kehrt nicht sein, dass jemand, aus welchen Gründen auch
immer, jahrelang seine Beiträge nicht bezahlt, aber weiß, er
kommt wieder in das System, ohne irgendetwas abtragen
zu müssen. Ich glaube, da bestünde die reale Gefahr eines
Fehlanreizes. Darüber muss man von Anfang an auch re-
den. Natürlich soll keiner wegen seiner Schulden nicht den
Weg zurück finden. Aber dazwischen muss ein kluger Weg
gefunden werden. Das ist nicht einfach. Aber das ist auch
ein Problem.

Das gilt auch für die prekär Selbstständigen. Wir sehen,
dass sich die Menschen als Selbstständige die Krankenkas-
senbeiträge oft nicht leisten können. Da müssen wir eine
bundesgesetzliche Lösung finden, um das Problem zu lö-
sen. Es genügt nicht, zu sagen: Egal, er hat zehn Jahre lang
nicht eingezahlt, jetzt hat er 40.000 € Schulden, das schen-
ken wir ihm einfach einmal. – Da ist eine gesundheitspoli-
tische Lücke, über die wir reden müssen. Das müssen wir
ausdiskutieren.

Wann haben die Gespräche stattgefunden? Ich nenne Ihnen
jetzt die Krankenkasse. Frau Dr. Sommer, ich kann auch
einmal im Kalender nachschauen, um welche Uhrzeit ich
letzte Woche telefoniert habe. Ich habe mit der Techniker
Krankenkasse genau darüber gesprochen. Ich weiß auf-
grund unserer geheimen Informationen, dass die Landesre-
gierung zu einem Gespräch eingeladen hat. Das kann der
Minister vielleicht bestätigen. Da finden Gespräche statt.

Alle fünf waren bei der Anhörung nicht anwesend. Dort
haben sie so richtig die Haare gewaschen bekommen, weil
sie so schlecht bezahlen würden. Ich finde, sie hätten da
sein müssen. Das habe ich denen auch noch einmal klipp
und klar gesagt. Es ist deren Versäumnis, dass sie sich der
Kritik nicht gestellt haben.

Aber offensichtlich scheint das kein Problem der gesetzli-
chen Krankenversicherung zu sein. Denn die sagen: Es be-
steht nicht das Problem, dass wir eine Zielgruppe nicht
aufnehmen wollen, weil die möglicherweise nur einen ge-
ringen Beitrag zahlen. – Das ist nicht deren Problem. Denn
die Kosten werden aus dem Morbiditätsfonds finanziert.

Das heißt, die gesetzlichen Krankenkassen haben über-
haupt kein Problem, unabhängig davon, um welchen Men-
schen, welche Ethnie oder welches Einkommen es sich
handelt. Die gesetzlichen Krankenkassen haben da kaum
ein Problem. Das Argument erscheint mir überzeugend.
Das scheint offensichtlich das Problem der privaten Kran-
kenversicherung zu sein. Da geht es um die Verschuldung,
die ich angesprochen habe.

Deswegen komme ich noch einmal darauf zurück: Mit dem
Gesetz soll ein bürokratischer Überbau geschaffen werden,
der die Streitfälle klären soll. Ich glaube, dass es diese
Streitfälle gibt. Sie haben auch Fälle genannt. Ich glaube
aber, dass es dafür keine Landesclearingstelle und 26 Stel-
len in den jeweiligen Landkreisen geben muss und dass wir
dafür keine 8 Millionen € ausgeben müssen. Ich glaube in
der Tat nicht, dass dies notwendig ist.

Wir wollen, dass den Menschen direkt geholfen wird. Wir
wollen die gesetzlichen Voraussetzungen dafür schaffen,
dass die Menschen wieder in die Krankenkassen finden.
Der Gesetzentwurf, den Sie vorgelegt haben, taugt dafür
leider nicht. – Herzlichen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU)

Präsident Boris Rhein:

Herr Bocklet, vielen Dank. – Für die Landesregierung
spricht Herr Staatsminister Klose.

Kai Klose, Minister für Soziales und Integration:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Auch hier ist es
die dritte Beratung des Gesetzentwurfs. Ich will erneut ein-
gangs feststellen, dass wir nicht hinnehmen werden und
wollen, dass es in Deutschland und auch in Hessen Men-
schen gibt, die aus dem vergleichsweise eng geknüpften
System der gesetzlichen und privaten Krankenversicherung
herausfallen und die deshalb vielleicht aus finanziellen
Gründen auf eine medizinisch notwendige Behandlung
verzichten müssen.

Ich glaube, schon während der Debatte der zweiten Lesung
wurde deutlich, dass sich die Mitglieder aller Fraktionen,
die hier vertreten sind, hinsichtlich des Ziels einig sind. Es
gibt allerdings ziemlich wesentliche Differenzen darüber,
ob der Gesetzentwurf, den wir heute diskutieren, einen
sinnvollen Beitrag zur Lösung des Problems leisten kann.
Darüber gibt es einen Dissens.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und verein-
zelt CDU)

Auch nach der Auffassung der Landesregierung ist dieser
Gesetzentwurf jedenfalls nicht geeignet, zur Lösung des
Problems sinnvoll beizutragen. Das wäre zu bürokratisch.
Mit ihm soll eine neue Struktur geschaffen werden. Wir
schätzen es so ein, dass die Struktur eher dazu geeignet
wäre, sich selbst zu verwalten, als den Menschen wirklich
und konkret zu helfen.

Lassen Sie uns einmal nach vorne schauen und mit der
Frage beschäftigen, wie es anders gehen könnte. Ich glaube
weiterhin, wie auch schon in der letzten Debatte, dass es
eine Lösung des Problems nur gemeinsam mit den Kran-
kenversicherungen geben kann. Unser Sozialversiche-
rungssystem ist darauf ausgerichtet, dass alle Personen dar-
an teilhaben. Deshalb gibt es eine Krankenversicherungs-
pflicht. Unser Ziel muss deshalb sein, die Rahmenbedin-
gungen so zu gestalten, dass möglichst viele Menschen den
Weg in die Krankenversicherung bewältigen können. Dazu
wollen wir beitragen.

Herr Kollege Bocklet hat aber völlig zu Recht darauf hin-
gewiesen, dass das nur innerhalb des begrenzten Spiel-
raums geht, den die Länder bei der Krankenversicherung
haben. Denn dieses Feld ist im Wesentlichen durch Bun-
desrecht geprägt. Der Spielraum ist überschaubar groß. Er
ist aber meines Erachtens größer, als er in diesem Gesetz-
entwurf genutzt werden soll, weil er sehr auf die Beratung
im Einzelfall ausgerichtet ist.

Auch das wurde gesagt: Wir werden dieses Jahr ein weite-
res Gespräch mit den Spitzen der Krankenkassen in Hessen
führen, auch zu diesem Thema. Wir werden deren Ansätze
zur Lösung des Problems einbeziehen und mit diskutieren.
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Das wird das Problem vermutlich nicht unmittelbar lösen.
Auch das gehört zur Wahrheit. Es gibt allerdings sehr wohl
einen Teil der Thematik, der einer Lösung auf Landesebe-
ne zugänglich ist.

Daneben werden wir weiter an den spezifischen Angeboten
für die einzelnen betroffenen Personengruppen arbeiten.
Ich sage es noch einmal: Es gibt für diese Problematik kein
„One size fits all“. Es geht um Gruppen, die sich extrem
stark unterscheiden. Deshalb brauchen wir auch differen-
zierte Ansätze zur Problemlösung. Für Wohnsitzlose brau-
chen wir beispielsweise andere Zugangswege als für Stu-
dierende, die ihren Krankenversicherungsschutz verloren
haben. Das liegt doch völlig auf der Hand.

Deswegen geht es unter der Überschrift „Menschen ohne
Krankenversicherung“ um eine ganze Fülle unterschiedli-
cher Themen, für die man jeweils eine eigene Lösung be-
nötigt. Genau so werden wir uns des Themas annehmen
und gemeinsam mit den Krankenkassen auf eine Lösung
hinarbeiten, die den Menschen wirklich hilft. – Vielen
Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und verein-
zelt CDU)

Präsident Boris Rhein:

Herr Staatsminister, vielen Dank. – Jetzt hat sich noch Frau
Kollegin Böhm für die Fraktion DIE LINKE zu Wort ge-
meldet.

Christiane Böhm (DIE LINKE):

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Her-
ren! Herr Minister, Sie sagen, Sie wollen nicht, dass Men-
schen wegen fehlender Krankenversicherung gesundheit-
lich unterversorgt werden. Zurzeit ist es aber so. Genau so
passiert es. Genau so haben uns das die Anzuhörenden ge-
schildert, obwohl die Anzuhörenden meistens aus den
Wohlfahrtsverbänden und aus den Straßenambulanzen ka-
men.

Sie haben gesagt, sie seien nicht mehr in der Lage, die
Leistungen zu erbringen, die notwendig seien, um die
Menschen gesundheitlich zu versorgen. Denn ihre Mittel
und ihre Ressourcen sind begrenzt. Sie werben die Spen-
den und das Geld mit ihren eigenen Händen ein, die sie
brauchen, um den Leuten eine gesundheitliche Versorgung
zukommen zu lassen. Das Geld reicht nicht mehr aus. Sie
haben uns wirklich dringlichst gebeten, etwas zu tun.

So ganz ernst scheinen Sie das nicht genommen zu haben.
Ich bin erfreut, dass Sie zumindest einige Impulse aufneh-
men und mit den Krankenkassen über das Thema reden. Es
war schon lange genug Zeit. Aber es ist gut, dass es pas-
siert.

Ich will mich an den Themen noch einmal abarbeiten. Herr
Dr. Bartelt hat, Gott sei Dank, das Ganze sortiert. Er hat
deutlich gemacht, was Sie jetzt vorhaben.

Es geht um den Behandlungsfonds. Dazu will ich nur sa-
gen: Unser Gesetzentwurf hat einen Kostenfaktor von 6,8
Millionen € und nicht von 8 Millionen €. Man muss nicht
immer gleich aufschlagen.

Den großen Teil macht der Behandlungsfonds aus. Auch
Sie werden Geld in den Behandlungsfonds stecken müs-

sen. Das ist die zentrale Frage. Dieser Fonds wird so lange
notwendig sein, solange wir es nicht schaffen, auf Bundes-
ebene oder vielleicht sogar auf der Ebene der Europäischen
Union eine tatsächlich sachgerechte Lösung zu finden. So
lange werden Sie das Geld dafür einsetzen müssen. Werfen
Sie uns bitte nicht vor, dass wir unnötig Geld verschwen-
den wollten. Denn Sie werden dieses Geld genauso einset-
zen müssen.

(Beifall DIE LINKE)

Das zweite Thema ist, wie die Institutionen, die schon hin-
sichtlich der Frage der Gesundheitsversorgung für Nicht-
versicherte tätig sind, unterstützt werden können. Sie nen-
nen da die kommunalen Gesundheitsämter. Das ist ganz
schlecht. Sie sind gerade mit vielen anderen Dingen be-
schäftigt. Es gibt genau ein Gesundheitsamt, das sich in-
tensiv mit dieser Frage bis zum Beginn der Pandemie be-
schäftigt hat. Sie mussten dann aus diesem Aufgabengebiet
Leute abziehen, um die Pandemiefolgen bearbeiten zu kön-
nen. Da geschieht also nur noch ein Teil.

Bei den Wohlfahrtsverbänden sind fast alle ehrenamtlich
tätig. Sie haben die Malteser hier doch gehört, die gesagt
haben: Wir brauchen dieses Gesetz dringlichst. Wir brau-
chen die Clearingstellen dringlichst. Das ist extrem not-
wendig.

So viele Superlative kann man gar nicht verwenden. Sie
sagen: Wir machen es zwar, aber wir kommen dabei weit
über unsere Grenze hinaus. Wir können es unseren Ehren-
amtlichen nicht mehr zumuten, sagen zu müssen: Nein, für
die Operation, für diese Behandlung ist kein Geld mehr da.
Wir müssen die Menschen sterben oder leiden lassen.

Das gilt auch für die Notfallversorgung. Herr Bocklet, ich
habe versucht, Ihnen das während der Ausschusssitzung zu
erklären. Das ist noch eine Notfallversorgung. Dann laufen
die Leute halt nicht nur ohne Zähne herum. Ihnen fehlt
dann auch eine Niere, oder es fehlen andere Teile des Kör-
pers, weil nur im Notfall versorgt wurde, aber keine län-
gerfristige tatsächliche Behandlung insbesondere von chro-
nischen Erkrankungen möglich ist.

Schauen Sie sich bitte einmal die Realität an. Das könnten
Sie eigentlich schon im Asylbewerberleistungsgesetz gele-
sen haben, zumindest, wenn man es nicht weiß. Es ist so
eindeutig, dass es keine normale Versorgung ist, sondern
nur eine Versorgung für den akuten Notfall. Dann wird ei-
ne Schmerzbehandlung vorgenommen und nichts weiter,
und nichts darüber hinaus.

(Beifall Torsten Felstehausen (DIE LINKE))

Wir sind ja dafür, dass sich auf Bundesebene gesetzlich et-
was ändert. Das ist notwendig. Aber bis wir das schaffen,
brauchen wir dieses Clearing auf der regionalen Ebene.
Wir können das Gesetz auch gerne befristen. Ich denke, bei
einer Siebenjahresbefristung sind wir gar nicht schlecht
dran: Bis sich auf EU-Ebene etwas tut, dauert es noch
ewig, selbiges gilt für die Bundesebene; denn es wird
schon ewig daran gearbeitet, noch mal ein Beitragsschul-
denerlassgesetz auf den Weg zu bringen. Das hat ja noch
nicht stattgefunden.

Auch insgesamt zur Frage, wie dieser Krankenversiche-
rungsschutz für alle tatsächlich umgesetzt werden sollte:
Dazu gibt es schon Anträge, auch von unserer Bundestags-
fraktion. Das ist bisher samt und sonders abgelehnt wor-
den. Wenn Sie Ihren Einfluss dort geltend machen: Gerne,
das würde mich sehr freuen. Aber ich glaube, wir werden
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darauf noch ein bisschen warten müssen. So lange müssen
wir hier in Hessen Lösungen schaffen. Es ist nichts nach-
haltiger, als die Leute tatsächlich wieder in die Kranken-
versicherung hineinzubringen.

Präsident Boris Rhein:

Frau Kollegin, Sie müssen bitte zum Ende kommen.

Christiane Böhm (DIE LINKE):

Ja. – Ein anonymer Krankenschein mit dem Behandlungs-
fonds, das alles ist nur eine vorübergehende Lösung für
den Einzelfall und die einzelne Situation. Wenn die Leute
wieder krankenversichert sind, dann ist das Problem
grundsätzlich gelöst. Eben diese Clearingstellen sollen die-
se grundsätzliche Lösung der Probleme der Menschen vor-
anbringen. Deswegen, denke ich, wäre es dringend not-
wendig, unserem Gesetzentwurf zuzustimmen. – Danke
schön.

(Beifall DIE LINKE)

Präsident Boris Rhein:

Danke, Frau Kollegin Böhm. – Damit sind wir am Ende
der Aussprache zu Tagesordnungspunkt 18. Das war die
dritte Lesung des Gesetzentwurfs. Zur Abstimmung kom-
men wir nachher.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 19 auf:
Dritte Lesung
Gesetzentwurf 
Fraktion der Freien Demokraten
Hessisches Corona-Hilfegesetz (Corona-HilfG)
– Drucks. 20/4213 zu Drucks. 20/3705 zu Drucks.
20/2663 –

Hierzu gibt es einen
Änderungsantrag
Fraktion der Freien Demokraten
– Drucks. 20/4209 –

Ich darf Herrn Dr. Naas das Wort für die Berichterstattung
erteilen. – Wir bräuchten bitte noch einmal die Beschluss-
empfehlung.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN) überreicht Berichterstatter Dr. Stefan Naas die
Drucksache.)

Dr. Stefan Naas, Berichterstatter:

Lieber Herr Kaufmann, selten war ich Ihnen so dankbar,
wunderbar.

(Zuruf Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN))

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Ich berichte aus dem Ausschuss für
Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen. Er hat am
2. Dezember getagt und folgende Beschlussempfehlung
ausgesprochen: Der Haushaltsausschuss empfiehlt dem
Plenum, den Gesetzentwurf in dritter Lesung abzulehnen.
Das ist mit den Stimmen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN und AfD gegen die Freien Demokraten und DIE
LINKE bei Stimmenthaltung der SPD so erfolgt.

Jetzt möchte ich noch aufklären, warum es der Haushalts-
ausschuss war: Dieser war der federführende Ausschuss. –
Vielen Dank.

Präsident Boris Rhein:

Vielen Dank an Herrn Dr. Naas und an Herrn Kollegen
Kaufmann für die sozusagen gemeinsame Berichterstat-
tung.

Ich darf als erstem Redner dem Kollegen Decker für die
Fraktion der SPD das Wort erteilen. – Wenn der Kollege
Decker nicht will, kann vielleicht auch Herr Kaufmann re-
den. – Herr Decker kommt. Herr Kaufmann, würden Sie
ihm Ihre Rede überlassen?

(Zuruf Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN))

– Nein? Gut. – Herr Kollege Decker, das Pult ist sauber
und sogar getrocknet.

(Vereinzelte Heiterkeit)

Wolfgang Decker (SPD):

Meine Damen und Herren, erstens habe ich meine Lese-
brille nicht gleich gefunden. Man wird älter, und die Arme
sind nicht mehr lang genug. Zweitens hatte ich mich ge-
wundert, dass nicht die FDP zuerst das Wort erhält. Aber
das ist jetzt egal.

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Es ist bekannt im Haus, dass wir schon immer der Mei-
nung waren, dass das Land etwas für die Soloselbstständi-
gen tun muss. Andere Bundesländer tun das, obwohl an der
Stelle gelegentlich Gegenteiliges behauptet wird. Insofern
sehen wir schon, dass der Gesetzentwurf der FDP durchaus
in die richtige Richtung geht.

Wir sehen aber noch einige Unklarheiten, die auch in der
Anhörung bzw. mit dem jetzt noch nachgereichten Ände-
rungsantrag der FDP nicht wirklich ausreichend ausge-
räumt werden konnten. Das gilt insbesondere für die Ver-
rechnung der Hilfen mit anderen Leistungen. An der Stelle
werden wir uns auch in beiden Fällen enthalten. Ich ver-
weise dazu gerne noch einmal auf den Kollegen Marius
Weiß, der dazu im Haushaltsauschuss ausführlich Stellung
genommen hat.

Aber, meine Damen und Herren, ich will an der Stelle be-
tonen, dass wir uns sehr freuen, dass jetzt zumindest auf
Bundesebene nachgesteuert wird. Da will ich zwei, drei
Punkte exemplarisch nennen. Das ist zum einen die Über-
brückungshilfe III, die z. B. Verbesserungen für die Solo-
selbstständigen bringen soll. Das war überfällig, darauf ha-
ben wir mehrfach hingewiesen. Es ist gut, dass der Bund
an der Stelle nachsteuert. Um sie besser unterstützen zu
können, wird die bisherige Erstattung von Fixkosten um ei-
ne einmalige Betriebskostenpauschale ergänzt.

Es gibt zudem die sogenannte Neustarthilfe, mit der Solo-
selbstständige, die keine sonstigen Fixkosten geltend ma-
chen können, dennoch hohe Umsatzeinbrüche hinnehmen
mussten, einmalig 25 % des Umsatzes im Vergleichszeit-
raum erhalten, maximal bis zu 5.000 € als Einmalzahlung.
Die Neustarthilfe muss nicht auf Leistungen der Grundsi-
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cherung angerechnet werden; das war uns ganz besonders
wichtig.

(Beifall SPD)

Zweiter Punkt. Auch der zweifellos schwer getroffenen
Kultur- und Veranstaltungsbranche soll jetzt umfassend ge-
holfen werden. Das heißt, Unternehmen der Kultur- und
Veranstaltungsbranche sollen nicht auf Vorbereitungskos-
ten sitzen bleiben, wenn Veranstaltungen Corona-bedingt
ausfallen mussten. Sie können deshalb im Rahmen der
Überbrückungshilfe III rückwirkend für den Zeitraum
März bis Dezember 2020 zusätzlich zu den übrigen förder-
fähigen Kosten auch ihre Ausfall- und Vorbereitungskosten
geltend machen. Dabei sind sowohl interne projektbezoge-
ne Kosten, z. B. Personalaufwendungen, als auch externe
Kosten, z. B. Aufwendungen für Dritte, wenn sie also ei-
nen Grafiker oder irgendwen anderes dazu beiziehen muss-
ten, förderfähig. Diese speziellen Kosten der vergangenen
Monate werden dabei bis zu 200.000 € je Monat der Peri-
ode März bis Dezember 2020 nicht auf die sonst gültigen
Förderhöchstgrenzen angerechnet. Auch das ist ein sehr
hilfreicher und positiver Punkt, den ich nicht unerwähnt
lassen möchte.

Drittens. Es soll darüber hinaus außerhalb der Überbrü-
ckungshilfe III ein Sonderfonds Kulturveranstaltungen ge-
schaffen werden, der einen Wirtschaftlichkeitsbonus für
Corona-bedingt niedrig frequentierte Kulturveranstaltun-
gen wie Konzerte, Festivals und Theateraufführungen vor-
sehen soll. Davon sollen insbesondere auch sogenannte
Hybrid-Kulturveranstaltungen profitieren, die sowohl in
Präsenzform als auch online angeboten werden.

Außerdem wollen wir aufgrund der langen Vorlaufzeiten
der Planung Sicherheit geben, dass es wieder losgehen
kann. Ich glaube, das ist ein ganz wichtiges Signal, auch
mit Blick darauf, dass die Kulturwirtschaft und die gesam-
te Veranstaltungsbranche nicht erlahmen dürfen. Das ist für
uns ein ganz wichtiger Punkt, neben vielen anderen, meine
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall SPD)

Deswegen soll es im Rahmen des Sonderfonds eine Art
Ausfallversicherung für Kulturveranstaltungen geben, die
für die Zeit ab Sommer 2021 zwar geplant werden, aber
später entgegen der Planung Corona-bedingt eventuell
doch wieder abgesagt werden müssen. Das ist ein ganz
wichtiges Instrument, um dort wieder auf die Beine zu hel-
fen und wirklich dafür zu sorgen, dass diese Branche – ich
sage es einmal salopp – nicht vollständig den Bach runter-
geht.

(Beifall SPD)

Zu diesem Sonderfonds werden derzeit die Details erarbei-
tet. Sie werden den im Rahmen des Konjunkturpakets auf-
gelegten Neustart Kultur ergänzen, mit dem bereits 1 Milli-
arde € für den Kulturbereich zur Verfügung gestellt wer-
den. Auch wenn es manche Teile des Hauses nicht hören
wollen: Wir sind Olaf Scholz sehr dankbar, dass er auch da
wieder der Motor des Geschehens war.

(Beifall SPD – Zuruf)

Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren, das waren
jetzt alles die hilfreichen ergänzenden Leistungen des Bun-
des. Ich will in diesem Zusammenhang noch einmal klar-
stellen, dass wir gleichwohl die Landesregierung nicht aus
der Pflicht entlassen wollen und dürfen, aus eigenen Lan-

desmitteln im Haushalt 2021 ergänzende Hilfen für ange-
schlagene Branchen aufzuwenden. An der Stelle werden
wir nachhaken.

(Beifall SPD)

Auch will ich hier durchaus noch einmal nennen, welche
Branchen es sind. Wir haben sie schon oft debattiert, aber
man kann es nicht oft genug erwähnen, weil sie noch im-
mer in dem Schlamassel drinhängen. Neben den Solo-
selbstständigen und der Kulturbranche, ich hatte bereits
beide genannt, sind es vor allem die Reisebranche ein-
schließlich der Omnibusunternehmen, es sind die
Schausteller und nach wie vor immer noch weite Teile der
Gastronomie und des Hotelgewerbes. Aber darüber werden
wir noch ausführlich im Zuge der Haushaltsberatungen
zum Haushaltsplanentwurf 2021 debattieren. – Ich danke
Ihnen.

(Beifall SPD)

Präsident Boris Rhein:

Vielen Dank, Kollege Decker. – Nächster Redner ist der
Kollege Frank-Peter Kaufmann für die Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN. Herr Kaufmann, ich würde Ihnen
dann auch gleich wieder die dem Kollegen Dr. Naas über-
lassene Beschlussempfehlung und den Bericht für Ihre Ak-
ten zurückgeben. Bitte schön, Sie haben das Wort, Herr
Kollege.

Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Lieber Herr Kollege Decker, erst einmal ein herzliches
Dankeschön, dass Sie als Sprecher Ihres Kanzlerkandida-
ten im Prinzip alles Wesentliche zum Inhalt dessen, was
auch für uns eine Rolle spielt, hier dargestellt haben. Das
brauche ich dann nicht zu wiederholen.

(Demonstrativer Beifall Torsten Warnecke (SPD))

Sie erkennen daraus nur, dass die Hilfen in dem Bereich
jetzt von denjenigen geleistet werden, die sich richtiger-
weise auch dafür zuständig fühlen und es auch sind.

Insoweit gibt es mir Gelegenheit, etwas über das Gesetz zu
reden. Da haben wir gerade die Verwirrung auch des ver-
ehrten Kollegen Dr. Naas erlebt, der ein bisschen was
durcheinandergebracht hatte. Ich wundere mich nicht dar-
über; denn hören Sie sich die Chronologie an: Der Gesetz-
entwurf ist vom 28. April 2020. Die erste Lesung war am
6. Mai 2020, ein Verfahrensbeschluss zur Anhörung im
Haushaltsausschuss am 20. Mai 2020, die Anhörung am
26. August und die erste Beratung im Ausschuss für Wirt-
schaft, Energie, Verkehr und Wohnen am 16. September,
ohne Empfehlung. Dann kam ein Änderungsantrag des An-
tragstellers am 22. September, einen Tag vor dem 23. Sep-
tember, an dem sich der Haushaltsausschuss damit befasst
hat. Wir haben es beraten. Dann kam am 1. Oktober die
Lesung im Plenum, und es wurde eine dritte Lesung bean-
tragt. Die Beratung im Ausschuss für Wirtschaft, Energie,
Verkehr und Wohnen am 28. Oktober: erneut ohne Emp-
fehlung. Haushaltsausschuss vom 4. November 2020: auf
Wunsch des Antragstellers von der Tagesordnung abge-
setzt. Beratung im Haushaltsausschuss am 2. Dezember:
Da kam die Beschlussempfehlung zum Gesetzentwurf
raus, die Herr Naas leider verschlampt hatte.
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(Zuruf: Nein!)

Vorher hätte eigentlich über Drucks. 20/4209 entschieden
werden sollen. Das ist unterblieben, sodass wir heute nicht
nur die Schlussabstimmung in dritter Lesung haben, son-
dern uns auch noch mit dem Änderungsantrag befassen.

Sie merken daran, dass es 14 Teilschritte – eher Trippel-
schritte – über einen Gesetzentwurf sind, dass das eigent-
lich auch schon etwas über die Qualität dieses Entwurfs
aussagt, nämlich sieben Monate Beratungszeit, zwei Ände-
rungen des Antragstellers; und trotz reichlich versammel-
ten juristischen Sachverstands bei der FDP ist er wohl eher
misslungen. Es stellt sich nur die Frage, ob trotz oder we-
gen des juristischen Sachverstands in der Fraktion.

(Zuruf Freie Demokraten)

Auf jeden Fall, verehrter Herr Kollege Naas, sollten Sie als
Verkehrspolitiker doch wissen: Eine Grundregel für die
Autofahrer lautet: Wenn es beim Einparken nicht klappt,
helfen auch keine Wiederholungsversuche – deshalb lieber
wegfahren.

(Heiterkeit und Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und CDU)

Selbst die Bewunderung Ihrer Klientel über den flotten
Schlitten wird Ihnen dann nicht mehr viel helfen. Ihre Kli-
entel war ja ganz scharf auf dieses Gesetz, nach dem Mot-
to: Es wird mit Entschädigungen gewunken. – Nur ist die
Bewunderung, glaube ich, deutlich gesunken, wenn man
sich das von Ihnen über Monate vorgeführte Geschwurbel
genauer anschaut. Es gibt eben noch eine Diskrepanz zwi-
schen Wollen und Können; wir diskutieren das hier ja öfter.

(Torsten Warnecke (SPD): Das stimmt!)

Meine Damen und Herren, der Gesetzentwurf der FDP ist
und bleibt ebenso schlecht wie überflüssig. Weitere Nach-
besserungen, wir haben es gerade gehört, helfen da auch
nicht. Das gilt besonders für die Versuche des Kollegen
Naas, der vorgestern hier im Plenum noch beim Einzelplan
07 zwar eine Vorab-Propagandarunde für den Gesetzent-
wurf vorgetragen, aber keine Sachargumente gebracht hat.
Das Einzige, was dazu hängen geblieben ist, ist Ihre Ab-
neigung bzw. Ablehnung der Grünen Soße gegenüber,
wohl, weil Ihnen die Farbe der Kräuter nicht gefällt. Inso-
fern mal wieder ein Fall von Prasinophobie bei der FDP.

(Zurufe)

– Das ist Griechisch und heißt „Grünangst“.

(Heiterkeit und Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und CDU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir werden heu-
te den Gesetzentwurf und auch den Änderungsantrag ab-
lehnen. Stattdessen sehe ich jetzt zum Abschluss mal wie-
der Anlass, dankbar zu sein, wie besonnen und zugleich
zugewandt die Corona-Politik in diesem Land tatsächlich
ist. Sie ist gestaltet und verantwortet von der Koalition von
CDU und GRÜNEN. Übrigens wissen Sie auch aus dem
aktuellen Hessentrend: Das sieht eine klare Mehrheit der
Menschen in Hessen ganz genauso. – Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU –
Zuruf)

Präsident Boris Rhein:

Vielen Dank, Herr Kollege Kaufmann. – Nächster Redner
ist Abg. Bernd Vohl für die Fraktion der AfD.

Bernd-Erich Vohl (AfD):

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete! Die Corona-Maßnahmen haben
viele Betriebe ohne eigenes Verschulden, aber, wie immer
gesagt wird, zum Wohle der gesamten Gesellschaft, in tiefe
Probleme gestürzt. Nicht wenige Unternehmer sehen ihr
Lebenswerk in Gefahr, da sie Mieten und andere fixe Be-
triebskosten nicht mehr begleichen können. In diesen Fäl-
len braucht es wirklich strukturerhaltende Hilfen.

Genau das waren die Soforthilfen und sind nun die Über-
brückungshilfen des Bundes. Erstere hat das Land aufge-
stockt und an die Unternehmen ausgekehrt. Zugegebener-
maßen war die Ausgestaltung nicht perfekt; um genauer zu
sein, waren die Hilfen unserer Meinung nach zu pauschal
im Hinblick auf die Betriebsgröße als auch auf die Befris-
tung. Da hätte man in der Tat einiges besser machen kön-
nen. Aber den Unternehmen wurde geholfen, und das ist
nun einmal das Wichtigste.

(Beifall AfD)

Die strukturerhaltenden Hilfen sollen die Wirtschaftsunter-
nehmen dazu befähigen, nach der Lockerung der Corona-
Maßnahmen bzw. nach der Corona-Krise genau dort wei-
termachen zu können, wo sie vor Corona aufgehört haben.
Zumindest ist es die Idee, die die AfD, wie Sie wissen,
mitgetragen hat und jederzeit auch weiter unterstützen
würde. Personal- und Lohnkosten, also auch Gewinnaus-
fälle des Unternehmers, sind hier natürlich weitgehend
bzw. explizit ausgeklammert.

Ganz anders sieht es aus, wenn wir uns den Gesetzentwurf
der Freien Demokraten anschauen: Hier stellt sich die Fra-
ge, was Soloselbstständige von denjenigen unterscheidet,
die zusammengerechnet zuletzt weniger als zwölf Monate
versicherungspflichtig beschäftigt waren und daher bei Ar-
beitslosigkeit ebenfalls nur Arbeitslosengeld II erwarten
dürfen. Denken wir an den Personalabbau bei Opel: Was
rechtfertigt die Bevorzugung eines Künstlers gegenüber ei-
nem Opelaner oder einem angestellten Taxifahrer, der mo-
mentan am Flughafen steht und tagsüber vielleicht eine
einzige Fahrt hat? Er muss Grundsicherung beantragen, um
sich und seine Familie nun wirklich weiter durchbringen
zu können.

Zudem ist es so, dass mit dem sogenannten Kulturpaket
durch das Hessische Ministerium für Wissenschaft und
Kunst bereits Programme aufgelegt wurden. Auch die
Bundesregierung hat diese Gruppe nicht vergessen – den-
ken Sie an die November-, Dezember- oder an die Neu-
starthilfe. Aber auch ohne Förderprogramme wird in
Deutschland niemand alleingelassen.

(Beifall AfD)

Jeder, aber wirklich jeder, erhält das Nötigste, um seinen
Lebensunterhalt zu bestreiten.

Uns, der AfD, ist bewusst, dass aufgrund der Corona-Maß-
nahmen zahlreiche Unternehmen ihre Betriebe erneut ganz
oder teilweise schließen müssen. Das ist für die Betroffe-
nen bitter. Hier sollte es sich die Gesellschaft in ihrem ei-
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genen Interesse leisten, die Grundlagen für spätere Wert-
schöpfung, d. h. die Strukturen, zu erhalten.

Wir stehen deshalb zu der Idee, anfallende Betriebskosten
zu erstatten. Wenn nun jemand keine oder nur geringfügige
Betriebsausgaben hat, gibt es folglich auch nicht die von
der FDP angeführte Benachteiligung bei den bestehenden
Hilfen gegenüber Unternehmen mit höheren Betriebsaus-
gaben. Eine für alle zufriedenstellende Lösung ist hier nur
schwer vorstellbar. Auch wir wollen wirklich zu nieman-
dem Nein sagen.

Was wir uns aber in der jetzigen Situation weniger als je-
mals zuvor leisten können, ist, Gewinnausfälle zu erstatten,

(Beifall AfD)

auch wenn die betroffenen Gruppen immer ihr Kreuz an
der richtigen Stelle gemacht haben; denn, wenn dies ge-
schieht, wird schnell der wirklich berechtigte Ruf nach
weiteren Sonderprogrammen aus anderen Teilen der Ge-
sellschaft zu hören sein, und die Verschuldung des Landes
und auch des Bundes wird letztendlich in untragbare Di-
mensionen wachsen. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit.

(Beifall AfD)

Präsident Boris Rhein:
Vielen Dank, Herr Vohl. – Nächster Redner ist Abg. Jan
Schalauske für die Fraktion DIE LINKE.

Jan Schalauske (DIE LINKE):
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der vorliegende
Gesetzentwurf der FDP ist einer der wenigen Momente
und Fälle in diesem Haus, in dem sich die Marktliberalen
und die demokratischen Sozialisten einmal weitgehend ei-
nig sind.

(Zuruf SPD: Ui, ui, ui! – Torsten Warnecke (SPD):
Es wächst zusammen, was zusammengehört!)

Das finde ich interessant an der Stelle einmal zu bemerken.

Ich denke, bei allen Diskussionen über den formalen Pro-
zess, den der Kollege Kaufmann hier sehr weit ausgeführt
hat, sollten wir uns doch wieder dem zugrunde liegenden
politischen Problem widmen.

Dazu will ich sagen: Es war doch richtig – auch da gibt es
eine weitgehende Einigkeit –, dass in der Krise auf allen
staatlichen Ebenen Milliarden mobilisiert und in die Hand
genommen worden sind, um die Unternehmen vor der Plei-
te zu bewahren und um Arbeitsplätze und Beschäftigte zu
sichern.

Aber – das zeigen doch die Corona-Krise und die Maßnah-
men, die ergriffen worden sind – es bedeutet eben auch
massive Einkommensverluste für Soloselbstständige und
für Kleinselbstständige, für Künstlerinnen und Künstler,
für Journalisten, für Freiberufler, die an Musikschulen auf
Honorarbasis arbeiten, Seminare an der Volkshochschule
geben und deren Einnahmen aus ihrer Tätigkeit direkt in
die Finanzierung des Lebensunterhalts fließen.

Da müssen wir feststellen, dass das, was bisher an Aktivi-
täten entfaltet wurde – sowohl im Bund, da hat es endlich
mal ein paar Nachbesserungen gegeben, als auch aufseiten
des Landes, wo es keinerlei Tätigkeiten und eigene Aktivi-

täten in dieser Richtung gegeben hat –, nicht ausreicht. Die
Menschen, die ich genannt habe, sind seit zehn Monaten
auf Hilfe angewiesen, die ihnen im Rahmen des vorliegen-
den Gesetzentwurfs durchaus hätte gewährt werden kön-
nen. Deswegen war es richtig von der FDP, einen solchen
Gesetzentwurf vorzulegen.

(Beifall DIE LINKE und Jürgen Lenders (Freie De-
mokraten))

Stattdessen aber werden die Menschen auf die Grundsiche-
rung verwiesen. Ich sage es einmal so: Wenigstens einige
von uns in diesem Haus wissen, dass die Grundsicherung
eben keine angemessene Lebensgrundlage und keine
Grundlage dafür ist, sein Leben auskömmlich zu finanzie-
ren. Deswegen ist es in der Krise richtig, dass – wenn
schon der Bund erst nur zögernd handelt – eigentlich das
Land hätte einspringen können, ja, einspringen müssen, so,
wie es andere Länder vorgemacht haben.

(Beifall DIE LINKE)

Es ist auch richtig, wenn man an der einen oder anderen
Stelle Kritik an dem Vorschlag der FDP hat. Wir beispiels-
weise – das haben wir in den Ausschussberatungen deut-
lich gemacht – würden Hilfen für Unternehmen stärker an
Bedingungen knüpfen wollen, etwa an die Einhaltung von
Tarifverträgen, an Beschäftigungs- und Standortgarantien.
Allerdings, bei aller Kritik an dem Gesetzentwurf, muss
man der FDP zugestehen, dass sie weitgehend mehr vorge-
legt hat als die schwarz-grüne Landesregierung. Die ist
nämlich in diesem Bereich nicht tätig geworden.

(Beifall DIE LINKE, SPD und Freie Demokraten)

Für die Landesregierung scheinen die bisherigen Hilfen
ausreichend zu sein. Da, glaube ich, sprechen die Rück-
meldungen, die auch in der Anhörung gekommen sind, ei-
ne andere Sprache: Viele Soloselbstständige, viele Kultur-
schaffende brauchen Hilfe und Unterstützung und finden
sich im Krisenmanagement des Landes nicht wieder. Auch
die jüngsten Nachbesserungen im Bund reichen da nicht
aus. Ich denke da an die Novemberhilfe, die gut ist für die-
jenigen, die für November etwas geltend machen können.
Aber was ist mit den Monaten vorher und mit denjenigen,
die durch diese Novemberhilfe eben nicht erfasst sind?

Deswegen will ich noch einmal feststellen: Wir wissen, es
gibt keine Mehrheit für den Gesetzentwurf. Aber vielleicht
verhilft der Gesetzentwurf wenigstens dazu, der Landesre-
gierung ein bisschen Druck zu machen, sich dieser Proble-
me anzunehmen.

Ich will zum Abschluss noch zwei Punkte benennen. Liebe
Kolleginnen und Kollegen von der FDP, einen Vorwurf
müssen Sie sich doch noch gefallen lassen.

(Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (Freie Demokraten): Ach,
so?)

– Ja, einen freundlichen Vorwurf. Herr Dr. Hahn, Sie kön-
nen so gut austeilen. Ich weiß noch, wie Sie im letzten Jahr
hier vor Weihnachten ausgeteilt haben. Da können Sie sich
auch einmal einen kleinen Vorwurf zu Ihrem Gesetzent-
wurf anhören. Wir können später noch einmal klären, wie
Sie hier im letzten Jahr zu Weihnachten aufgetreten sind.
Das ist mir bis heute noch sehr unangenehm in Erinnerung
geblieben.

Aber wir kommen jetzt wieder zurück zum Gesetzentwurf.
Es ist schön, wenn die freien Liberalen in der Krise endlich
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merken, dass die unsichtbare Hand des Marktes nicht alle
Probleme löst.

(Zuruf Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten))

Aber schön wäre es, wenn Sie dann auch erklärten, wie Sie
die umfangreichen öffentlichen Hilfen bezahlen wollen;
denn bei Ihrem Engagement für ein gerechtes Steuerwesen
sind Sie leider ein Totalausfall.

(Beifall DIE LINKE – Zurufe Freie Demokraten)

Eines haben wir in der Debatte auch gelernt: Der Kollege
Kaufmann scheint in einer anderen Funktion durch die
Übernahme der griechischen Flughäfen durch Fraport auch
seine Sprachkenntnisse erweitert zu haben.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN) hebt den Daumen.)

Das ist eine interessante Erkenntnis.

(Beifall DIE LINKE – Zuruf Minister Michael Bod-
denberg)

Präsident Boris Rhein:

Vielen Dank, Herr Kollege Schalauske. – Staatsminister
Boddenberg und Herr Schalauske streiten sich noch, ob es
Altgriechisch oder Neugriechisch war. Aber es wird ir-
gendwo in der Mitte liegen. – Jetzt haben wir Herrn Dr.
Naas, Fraktion der FDP.

Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir haben hier jetzt alle
Konstellationen durch und alle Konstellationen gesehen.

Fangen wir mit der ersten Konstellation an. Das war der
Kollege Vohl. Er hat weder das Problem verstanden noch
den Entwurf gelesen. Anders kann ich mir seine Ausfüh-
rungen nicht erklären.

(Beifall Freie Demokraten)

Es war so ein bisschen allgemein-philosophisch, was man
alles sozialpolitisch machen könnte und ordnungspolitisch
machen müsste. Aber er hat nicht wirklich zum Entwurf
gesprochen.

Dann kam der Kollege Decker. Er hat in der Tat das Pro-
blem verstanden,

(Beifall Torsten Warnecke (SPD))

aber er hat den Entwurf nicht gelesen, weil er dazu gar
nichts gesagt hat, außer dass es ihm mit den Anrechnungen
und den vielen Änderungen, die wir da im Laufe des Ver-
fahrens vorgenommen haben, zu kompliziert sei.

Dann kam der Kollege Kaufmann von den GRÜNEN. Ich
schätze ihn ja besonders. Ich werde mir in der Tat das
nächste Mal überlegen, ob ich noch einmal ein Blatt Papier
von ihm annehme, weil ich mir drei Minuten später gleich
wieder als Argument für fehlende Professionalität anhören
musste, dass ich es genommen habe.

(Allgemeine Heiterkeit – Beifall Freie Demokraten,
SPD und Jan Schalauske (DIE LINKE))

Sie haben in der Tat das Problem verstanden, und Sie ha-
ben auch den Entwurf gelesen. Nur, dann ist Ihnen kein
Argument mehr dagegen eingefallen;

(Zurufe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Doch!)

denn anders kann ich mir das Formale, was Sie hier vorge-
tragen haben, diese Protollexzerpte, überhaupt nicht erklä-
ren.

(Zuruf Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN))

Um was ging es bei Ihnen eigentlich? Dieser Entwurf ist
über fünf Monate alt, und in diesen fünf Monaten hat es ei-
ne Entwicklung gegeben. Ich glaube, es ist etwas Gutes für
unser Land gewesen, dass es diese Entwicklung gab. Am
Anfang gab es den Bund, der Soforthilfen ausgesprochen
hat. Das Land Hessen hat sich daran gehängt – 9.000 auf
10.000 €, weitere Fallgruppe usw. Wir haben da einen ei-
genen Vorschlag gemacht. Übrigens waren wir die Einzi-
gen im Parlament – das muss ich wieder einmal sagen –,
die hier einen Vorschlag gemacht haben.

(Zuruf Jürgen Lenders (Freie Demokraten))

Ich sage es an dieser Stelle schon einmal vorab: Wenn Ih-
nen irgendetwas im Detail nicht gepasst hätte, hätten Sie
auch einen Änderungsantrag zu unserem Gesetzentwurf
stellen können, oder Sie hätten auf uns zugehen können.
Da kam nichts, aber auch gar nichts.

Dass Sie das so lange vorgetragen haben, hat am Ende nur
verkleistert, dass es nie einen richtigen Austausch darüber
gegeben hat, weil niemals Argumente vom Wirtschaftsmi-
nister kamen.

(Zuruf: Wo ist er?)

Ich habe ihn am Ende im Ausschuss fragen müssen, wie
seine Auffassung zu dem Gesetzentwurf ist. Das ist natür-
lich ein wirtschaftlich relevanter Entwurf. Es ist genau so,
wie ich vorgestern gesagt habe: Die eigentliche Wirt-
schaftspolitik findet nicht mehr hier statt,

(Der Redner deutet auf Platz von Minister Tarek Al-
Wazir.)

sondern sie findet hier statt.

(Der Redner deutet auf Minister Michael Bodden-
berg. – Beifall Freie Demokraten)

Ich muss Ihnen ein Lob aussprechen, Herr Boddenberg. Sie
waren der Einzige, der mit uns inhaltlich auch mal darüber
diskutiert hat.

Dann haben wir von Ihnen den Hinweis bekommen, dass
sich etwas mit der Anrechnung verschoben hat, weil es na-
türlich Kurzarbeitergeld gibt und weil es jetzt die Überbrü-
ckungshilfen I und II gibt. Selbstverständlich müssen wir
sie anrechnen. Die Frage war, ob wir sie auf die Schadens-
höhe anrechnen oder ob wir sie am Ende abziehen wie die
Soforthilfe, die wir den einzelnen Empfängern durch das
Land Hessen haben zukommen lassen. Dann mussten wir
mit einem Änderungsantrag nachhelfen. Das ist doch völ-
lig in Ordnung. Ich danke Ihnen für den Hinweis.

Dann ist uns am Ende aufgefallen – da will ich Ihnen Ihre
eigenen Förderprogramme entgegenhalten –, dass es im-
mer noch eine eklatante Lücke bei den Künstlerinnen und
Künstlern, bei den Soloselbstständigen und bei der Krea-
tivwirtschaft gibt. Bis heute haben Sie hier nichts getan.

Hessischer Landtag · 20. Wahlperiode · 63. Sitzung · 11. Dezember 2020 4997



(Beifall Freie Demokraten und SPD)

Da haben wir noch einen Änderungsantrag eingebracht,
weil wir gesagt haben: Das ist eine Gruppe, die in der Tat
trotz der Überbrückungshilfe III, trotz der Neustarthilfe,
trotz der November- und Dezemberhilfe immer noch der
weiteren Hilfe bedarf. Deswegen haben wir gesagt: Die
erste Fallgruppe, die wir angesprochen haben, von 10.000
bis 12.000 € – Herr Kaufmann, Sie kennen sich wohl als
Einziger im Detail aus –, müssen wir auf 20.000 € erhöhen.
Ich finde das mehr als gerecht.

(Beifall Freie Demokraten)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn ich mir
jetzt die dornschen Programme anschaue, sehe ich: Für Ar-
beitsstipendien wurden 23 Millionen € eingestellt; bisher
abgeflossen sind 7,3 Millionen €.

(Zuruf Freie Demokraten: Ei!)

Für den Fonds Spielstätten wurden 9 Millionen € einge-
stellt, abgeflossen sind müde 1,5 Millionen €. Für Projekt-
stipendien wurden 9,9 Millionen € eingestellt, abgeflossen
ist fast nichts. An dieser Stelle müssen wir doch etwas tun.
Dieser Auffassung sind Sie doch auch. Anders kann ich
mir das ständige Nachgebessere und Gestochere in dem
Thema gar nicht erklären.

Ganz am Ende hätte ich mir gewünscht, dass Sie sagen,
was an diesem Gesetzentwurf eigentlich falsch ist. Ich ha-
be irgendwann zwischen den Zeilen gehört, das würde zu
viel Geld kosten. Als wir den Gesetzentwurf eingebracht
haben, waren 750 Millionen € – ohne Mittel aus dem Son-
dervermögen, das war davor – über. Sie waren frei. Ihr
Sonderhilfeprogramm hat auch noch Kapazitäten. Wir hät-
ten auch einmal in die Diskussion einsteigen können: Sind
vielleicht die Grenzen, die wir im Gesetz vorgesehen ha-
ben, zu hoch oder zu niedrig? Manchmal habe ich gehört,
es würde zu weitgehend sein. Dann habe ich aber auch ge-
hört, das sei zu wenig. Darüber hätten wir doch mal disku-
tieren können. Sie haben sich auf die Diskussion gar nicht
eingelassen.

(Beifall Freie Demokraten)

Sie sind wie ein Tanker, Sie sind wie eine Walze da durch-
gegangen. Sie haben das Verfahren noch einmal vorge-
stellt, aber Sie haben sich mit unserem Entwurf nicht wirk-
lich beschäftigt.

Präsident Boris Rhein:

Sie müssten zum Ende kommen, Herr Dr. Naas.

Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten):

Wir werden heute wahrscheinlich keine Mehrheit dafür fin-
den.

(Zuruf BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Oh!)

Das ist sehr schade, weil Sie die betroffenen Hessinnen
und Hessen im Regen stehen lassen. Das ist vielleicht die
falsche Landesregierung. – Herzlichen Dank.

(Beifall Freie Demokraten)

Präsident Boris Rhein:
Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Naas. – Nächster Redner ist
der Kollege Dirk Bamberger für die Fraktion der CDU.

Dirk Bamberger (CDU):
Sehr verehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Ich habe kürzlich eine Studie gelesen, dass es an
Weihnachten unter drei Vierteln der deutschen Weihnachts-
bäume auch mal Stress, Streit und Trouble in der Familie
gibt.

(Zuruf Yanki Pürsün (Freie Demokraten))

Genau diese vorweihnachtliche Stimmung erleben wir hier
auch. Die möchte ich gern aufnehmen.

(Turgut Yüksel (SPD): Aber nichts drauflegen!)

Ich möchte zunächst einmal auf die Unterstützung aus Ber-
lin eingehen – das wurde vorhin angesprochen. Da wurde
uns vollmundig eine Bazooka versprochen. Wir haben hier
sehnsüchtig auf den Wumms gewartet. In Teilen unser hei-
mischen Wirtschaft kam ein leises Plopp an.

In der Zwischenzeit wurde einiges nachgebessert. Eine
ganze Reihe von Programmen wurde nachgebessert. Wenn
ich mir überlege, dass wir den Gesetzentwurf der FDP –
wenn wir uns den Verlauf seit der ersten Lesung anschauen
und die Nachbesserungen verfolgen – damals verabschie-
det hätten, hätten wir in der Zwischenzeit ein Gesetz ge-
habt, das sich bis heute als untauglich erwiesen hätte. Denn
die Nachbesserungen zeigen, dass der Gesetzentwurf schon
am Anfang kein guter war. Letztlich erweist sich die FDP
an dieser Stelle, um den Begriff der Bazooka noch einmal
aufzunehmen, als Rohrkrepierer.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Zuruf Torsten Warnecke (SPD))

Teile unserer heimischen Wirtschaft profitieren von den
Hilfsprogrammen nicht in dem Umfang, wie wir uns das
von Anfang an gedacht und gewünscht haben. Teile unse-
rer Wirtschaft fallen durch verschiedene Raster. Genau an
der Stelle haben wir doch angesetzt. Genau an der Stelle
haben viele Programme Nachbesserungen erfahren.

Wir wissen, dass Sie bei den Soloselbstständigen immer
noch Definitionsprobleme haben. Wir wissen, dass im
Kunst- und Kulturbereich noch einiges zu erledigen ist.
Aber genau an diesen Themen sind wir doch dran. Touris-
mus, Gastronomie, Veranstaltungsbranche – das sind die
ganz großen Themen, über die wir immer reden.

(Tobias Eckert (SPD): Im Wirtschaftsausschuss hat
der Wirtschaftsminister etwas ganz anderes behaup-
tet: Es geht ihn nichts an!)

Es gibt aber auch viele Wirtschaftsbereiche, die wir in der
Diskussion noch nicht berücksichtigt haben. Sie werden
vielleicht lachen, dass ausgerechnet ein Mann das Thema
der Nagel- und Kosmetikstudios aufgreift. Viele Damen –
in der Regel sind es Damen – und junge Frauen betreiben
im Nebenerwerb ihr Kosmetik- oder Nagelstudio, um da-
mit ein wichtiges Zusatzeinkommen für die Familie zu ge-
nerieren. Sie haben wir noch durchs Raster fallen lassen.
Auch an diesen Stellen sind wir dran, um Lösungen zu fin-
den und nachzubessern.

Wenn wir jetzt noch ein weiteres Programm in die Agenda
aufnehmen, an dem wir nachbessern und am Ende ver-
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schlimmbessern, wie es beim Gesetzentwurf im Zeitlauf
gut zu erkennen war, tun wir uns wirklich keinen Gefallen.

Wir bleiben bei dem, was wir haben. Das sind gute Pro-
gramme. Natürlich, hier und da müssen wir noch weiter
daran arbeiten, dass wir all diejenigen, die wir bisher ver-
gessen oder nicht so berücksichtigt haben, wie wir es ei-
gentlich wollten, auch noch mit abgreifen.

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen allen eine gute Vor-
weihnachtszeit. Kommen Sie gut ins neue Jahr. Alles Gute.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Boris Rhein:
Danke schön, Herr Kollege Bamberger. – Für die Landes-
regierung spricht der Minister der Finanzen, Herr Staatsmi-
nister Boddenberg.

Michael Boddenberg, Minister der Finanzen:
Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Herr Dr. Naas, ich will zunächst feststellen: Es wird Ihnen
nicht gelingen, einen Keil zwischen die unterschiedlichen
Zuständigkeiten und Ressorts dieser Landesregierung zu
treiben.

(Zuruf Freie Demokraten: Ui!)

Sie müssen sich gar keine Sorge machen: Kollege Al-Wa-
zir und ich arbeiten Hand in Hand und bestens zusammen.
Das werden Sie übrigens Anfang nächster Woche wieder
sehen, wenn es um aktuelle Programme und Hilfsmaßnah-
men der Landesregierung geht.

Das sage ich, weil ich glaube, dass es nicht sinnvoll ist, in
diesem Streit immer wieder in die gleichen Muster zu ver-
fallen und zu versuchen, persönliche Animositäten oder
was auch immer zu entdecken und zu kultivieren, damit
daraus vielleicht eines Tages eine Schlagzeile wird.

Ich sage das deswegen, weil ich finde, dass wir uns mit der
Sache befassen sollten. Daher will ich ausdrücklich sagen:
Ich konzediere Ihnen und der FDP, dass Sie einen sehr um-
fänglichen Vorschlag gemacht haben, den wir Ende April
bekommen und im Mai im Landtag – auch im Ausschuss –
diskutiert haben, von dem ich immer gesagt habe: Der ist
ganz schön teuer.

Das wussten Sie auch. Sie haben Berechnungsgrundlagen
damals schon gleich mit dem Zusatz versehen: Wir wissen
nicht so genau, wie teuer es wird. Wir haben mal gerechnet
und kamen auf 1,5 Milliarden €.

(Zuruf SPD: Und Sie kommen irgendwie auf 12 Mil-
liarden €!)

Ich habe das schon korrigiert. Ich habe 1,9 Milliarden €
aus dem Finanzministerium errechnet bekommen. Dann
habe ich das selbst ein bisschen heruntergerechnet, weil
man das nicht schlimmer machen wollte, als es sowieso
schon war – mit Blick auf die Wirkung im Haushalt.

Aber seis drum: Sie haben es doch eben selbst gesagt. Zwi-
schenzeitlich sind viele Monate ins Land gegangen. Ei-
gentlich wäre es klüger gewesen, wenn wir uns irgend-
wann einmal auf das konzentriert hätten – auch in den
Ausschüssen, sowohl im Wirtschafts- als auch im Haus-
haltsausschuss –, was tatsächlicher gemeinsamer Kraftan-
strengung bedurft hätte, beispielsweise gemeinsam in eine

Richtung zu marschieren und vorzutragen, was wir denn
für richtig halten.

Denn ich halte es grundsätzlich für richtig, dass nicht jedes
Land versucht, einen ganzen Werkzeugkasten voller Instru-
mente für sich zu definieren, um am Ende in einen Länder-
wettbewerb zu treten, der mir in den letzten acht Monaten
immer wieder begegnet ist, nach dem Motto: Aber die Nie-
dersachsen haben da so etwas. – Ich habe mir das dann an-
geschaut. Dann steht im Raum, dass die Niedersachsen et-
was für die Veranstaltungswirtschaft haben. Wenn Sie ge-
nau hinschauen, werden Sie feststellen: Sie haben einen
Nothilfefonds in einer Größenordnung von, glaube ich,
40 Millionen €, den wir im Haushaltsausschuss in Hessen,
wie Sie wissen, schon genehmigt haben.

(Zuruf Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten))

Wir haben gesagt: Wir schreiben da nicht zwei Branchen
hinein, weil es vielleicht noch eine dritte und eine vierte
gibt. – So ist vieles von dem, was immer wieder vorgetra-
gen wird, längst erledigt.

Ich sage gleich dazu: Glauben Sie bitte nicht und schließen
Sie daraus nicht, dass ich sage, die Welt sei total in Ord-
nung, und alles sei perfekt. – Überhaupt nicht. Mitnichten,
wie sollte es denn auch? Neben dem Umstand, dass wir
immer mit neuen Programmen zu tun haben, muss man
fragen, warum das so ist. Da gibt es glasklare Gründe. Wir
verändern gerade – darüber haben wir heute Morgen disku-
tiert – die Situation der Wirtschaft innerhalb weniger Tage
dramatisch. Zum einen schließen wir die Hotels, Gaststät-
ten und vieles andere. Möglicherweise reden wir dem-
nächst noch über ganz anderes. Das erzeugt jedes Mal un-
mittelbar Folgen für die, die in diesen Teilen der Wirtschaft
tätig sind.

Dann heißt das doch logischerweise und konsequenterwei-
se, dass sich die Programme ständig weiterentwickeln
müssen. Bei aller Kritik, Herr Kollege Bamberger, die man
hin und wieder üben sollte, weil die falschen Begrifflich-
keiten und Vokabeln in die Welt gesetzt worden sind, habe
ich jedenfalls auch Verständnis dafür, dass es beispielswei-
se auf Bundesebene gerade so ist, dass man den Eindruck
hat: Sie wissen gar nicht, was sie wollen. – Das stimmt
nicht. Sie entwickeln ständig weiter: Von der Überbrü-
ckungshilfe I für die Monate August, September, Oktober
über die Überbrückungshilfe II plus für den November, bis
wir auf einmal beim Dezember sind. Dann kam der Lock-
down. Dann haben wir das November-Programm gemacht.
Dann haben wir gesagt: Der Lockdown dauert länger.
Dann kamen Dezember und Dezember-Hilfeprogramm.
Jetzt reden wir über den Bereich der Überbrückungshil-
fe III bis zum 30. Juni 2021.

Ja, das ist so. Es ist unglaublich anstrengend, da ständig
auf dem aktuellen Stand zu sein. Ich plaudere aus dem
Nähkästchen: Ich habe in der letzten oder vorletzten Wo-
che eine Telefonschalte mit Mitgliedern der Bundesregie-
rung gehabt, in der mir einige von ihnen gesagt haben, dass
man so langsam ein bisschen den Überblick verliere. Aus
meiner Sicht ist allein schon das ein weiteres Argument,
um zu sagen: Dafür brauchen wir nicht noch ein zusätzli-
ches Paket des Landes Hessen, initiiert mit der guten Ab-
sicht der FDP, dass wir noch ganz viel helfen müssen, aber
von einem Zeitpunkt im April stammend, als wir zum ei-
nen schon Programme hatten und sich zum anderen – das
habe ich eben beschrieben – die Welt und die Dinge noch
anders dargestellt haben.
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Deswegen will ich ganz kurz etwas sehr Grundsätzliches
sagen. Was ist denn die Aufgabe dieser Hilfeprogramme?
Die Aufgabe dieser Hilfeprogramme ist, Betrieben, die in
Not geraten sind – ich sage das bewusst so –, zu helfen. Da
haben wir bei der Soforthilfe Anfang des Jahres gesagt, das
müsse vor allen Dingen schnell gehen. Dann waren wir re-
lativ großzügig bei der Bearbeitung der Anträge; Sie ken-
nen die Zahlen, auch diejenigen, die abgelehnt worden sind
– das waren aber nur 10 %. Mir jedenfalls begegnen Leute,
die mir sagen: „Übrigens vielen Dank für diese Soforthilfe.
Ich habe sie gut gebrauchen können.“ Auf meine Frage:
„Oh, so schlecht ging es deinem Unternehmen?“ wurde er-
widert: „So schlecht ging es ihm nicht, aber die Soforthilfe
habe ich irgendwie auch mitgenommen.“

Ich nenne keine Namen und will auch nicht tiefer einstie-
gen. Ich will nur sagen: Natürlich haben viele Unterneh-
men Schwierigkeiten gehabt, aber nicht 100 % der Antrag-
steller haben die zentralen Voraussetzungen erfüllt, die wir
definiert hatten, dass das Unternehmen erstens sich in einer
wirtschaftlichen Schieflage befinden und zweitens ein Li-
quiditätsproblem haben muss: Das Unternehmen ist nicht
mehr zahlungsfähig, wenn das noch drei Wochen so wei-
tergeht. – Trotzdem war es sinnvoll und wichtig, diese Un-
ternehmen im Frühjahr mit diesem Geld auszustatten; denn
manchen ging es danach auch weiter schlecht – jedenfalls
deutlich schlechter als im Jahr zuvor.

Präsident Boris Rhein:

Herr Staatsminister, ich weise nur auf die Redezeit der
Fraktionen hin.

Michael Boddenberg, Minister der Finanzen:

Trotzdem haben wir damals gesagt: „Wir sind großzügig“;
denn es ging um Schnelligkeit vor allen anderen Dingen.
Wir haben uns dagegen ausgesprochen, bis zum Schluss im
Einzelfall drei Wochen die Anträge zu prüfen.

Danach muss man feststellen: Bei den Folgeprogrammen
muss es natürlich anders sein. Sie sind komplizierter ge-
worden – bei der Antragstellung und bei der Umsetzung in
IT-Lösungen und in Softwareprogramme, die bei uns im
Regierungspräsidium Gießen oder vorher in Kassel auch
angewandt werden müssen. Da hat es hin und wieder ein
bisschen geklemmt.

Es klemmt gerade noch mit den Abschlägen, wie Sie wis-
sen. Es klemmt gerade vor allen Dingen noch bei den soge-
nannten Novemberhilfen. Da wird es wahrscheinlich so
sein, dass wir erst im Januar die endgültigen Abrechnun-
gen im RP Gießen werden vornehmen können. All das will
ich ausdrücklich feststellen und einräumen. Ich möchte
aber auch in Anspruch nehmen, dass es in dieser Zeit per
se nicht so reibungslos und perfekt laufen kann, wie wir al-
le – ich eingeschlossen – es gerne hätten.

Deswegen will ich ausdrücklich feststellen: Es ist sinnvoll
und wichtig, dass wir über jede Initiative – auch die der
FDP – diskutieren. Wenn sie einfach nicht mehr ins Ge-
samtgefüge passt, dann sollte man nicht noch ein weiteres
Programm drauflegen. Deswegen, glaube ich, ist es für Sie
verständlich, dass die CDU und die GRÜNEN mir signali-
siert haben, dass sie das ablehnen werden.

(Zuruf Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN))

– Nicht zerreißen, Herr Kollege Wagner, das macht man
nicht, aber man kann das Votum auch mit einem anderen
Instrument abgeben. – Danke fürs Zuhören.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Boris Rhein:

Danke schön, Herr Staatsminister. – Wir sind am Ende der
Aussprache in der dritten Lesung zu Tagesordnungspunkt
19 angelangt. Zu der Abstimmung kommen wir später im
Abstimmungsblock.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 20 und Tagesordnungs-
punkt 21 auf:
Dritte Lesung
Gesetzentwurf 
Fraktion der SPD
Gesetz über den Bürgerbeauftragten des Landes Hes-
sen und den Landesbeauftragten für die hessische Poli-
zei
– Drucks. 20/4218 zu Drucks. 20/4027 zu Drucks.
20/2083 –
Dritte Lesung
Dringlicher Gesetzentwurf
Fraktion der CDU, Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN
Gesetz über die unabhängige Bürger- und Polizeibeauf-
tragte oder den unabhängigen Bürger- und Polizeibe-
auftragten des Landes Hessen
– Drucks. 20/4219 zu Drucks. 20/4028 zu Drucks.
20/3524 –

Der Kollege Ismail Tipi hat die Berichterstattung für beide
Gesetzentwürfe. Lieber Herr Kollege Tipi, ich darf Ihnen
zur Berichterstattung das Wort erteilen.

Ismail Tipi, Berichterstatter:

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich werde
die Beschlussempfehlung zu Tagesordnungspunkt 20 ver-
lesen. Der Hauptausschuss empfiehlt dem Plenum mit den
Stimmen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
AfD gegen die Stimmen der SPD und der LINKEN bei
Enthaltung der Freien Demokraten, den Gesetzentwurf in
dritter Lesung abzulehnen.

Ich darf die Beschlussempfehlung zu Tagesordnungspunkt
21 auch vortragen?

Präsident Boris Rhein:

Ja, bitte.

Ismail Tipi, Berichterstatter:

Der Hauptausschuss empfiehlt dem Plenum mit den Stim-
men von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen
die Stimmen von SPD, AfD und DIE LINKE bei Enthal-
tung der Freien Demokraten, den Dringlichen Gesetzent-
wurf in dritter Lesung in der Fassung der zweiten Lesung
unverändert anzunehmen. – Vielen herzlichen Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Präsident Boris Rhein:

Danke für die Berichterstattung, Herr Kollege Tipi.

Ich eröffne die Aussprache. Ich darf als erstem Redner dem
Kollegen Jürgen Frömmrich für die Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN das Wort erteilen.

Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir kom-
men langsam auf die Zielgerade sowohl der Plenarwoche
als auch bei einem, wie ich finde, wichtigen Gesetzge-
bungsvorhaben, welches wir heute in dritter Lesung be-
schließen werden. Es ist die Einrichtung der Stelle eines
Bürger- und Polizeibeauftragten. Es ist ein großes Vorha-
ben der Koalition gewesen, und wir werden es heute über
die Ziellinie schieben. Ich freue mich sehr, dass wir das
heute am Ende der Plenarwoche noch machen können.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU)

Wir hatten zwei Alternativen vorliegen. Wir haben – das
will ich auch in Richtung von Günter Rudolph sagen –
zwei unterschiedliche Gesetzentwürfe vorgelegt, aber wir
waren uns eigentlich im Ziel einig, dass wir eine solche
Stelle schaffen wollen. Wir haben an einzelnen Punkten
unterschiedliche Positionen und auch unterschiedliche Her-
angehensweisen gehabt. Am Ende wollten wir beide mit
unseren Gesetzentwürfen erreichen, dass wir in Hessen die
Stelle des Bürger- und Polizeibeauftragten einrichten. Mit
der Verabschiedung unseres Gesetzentwurfs – sehen Sie
uns bitte nach, dass wir glauben, dass unser Gesetzentwurf
der zielführende ist – werden wir diese Stelle einrichten.
Das müsste doch uns alle, die in diesem Haus für diese
Stelle sind, freuen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU)

Hessen ist dann nach Baden-Württemberg, Rheinland-
Pfalz und Schleswig-Holstein das vierte Bundesland, das
einen Bürger- und Polizeibeauftragten oder eine Bürger-
und Polizeibeauftragte hat. Ich finde, da sind wir auf einem
guten Weg. Der Staat soll mit der Stelle des Bürgerbeauf-
tragten oder der Bürgerbeauftragten ein Gesicht bekom-
men. Wir wollen in den Bürgerdialog eintreten. Wir haben
an vielen anderen Stellen auch schon Schritte dorthin un-
ternommen. Der Bürgerbeauftragte soll moderieren, Kon-
flikte beilegen und Hilfestellungen geben. Ich glaube, das
ist eine sehr wichtige Aufgabe. Die anderen Bundesländer
zeigen uns, dass diese Angebote von den Menschen im
Land auch nachgefragt werden. Deswegen, glaube ich, ist
es eine gute und richtige Entscheidung.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und Astrid
Wallmann (CDU))

Die Wirklichkeit der Menschen ist komplexer geworden.
Das merken wir als Abgeordnete in unseren Wahlkreisen
auch. Viele Menschen fragen in unseren Wahlkreisbüros
nach: Wie kann ich denn das erledigen? Wie komme ich da
weiter? Ich habe eine negative Antwort bekommen, wer
könnte mir da weiterhelfen? – Wir beantworten diese Fra-
gen; das ist auch eine unserer Aufgaben als Abgeordnete.
Aber wir brauchen auch eine Stelle, an der das zentral ge-
regelt werden kann, an der man die Frage beantworten
kann: Wer hilft mir bei einem Konflikt, den ich mit der
Verwaltung habe? – Das ist die Aufgabe der Bürgerbeauf-
tragten. Das ist gut. Es steht dem Lande Hessen gut zu Ge-
sicht, dass wir das demnächst auch haben werden.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU)

Der Polizeibeauftragte soll aus unserer Sicht auch eine
überaus wichtige Funktion erfüllen, und das nicht, weil wir
Misstrauen gegen Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte
haben. Unsere Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten sind
sehr engagiert in ihrem Dienst. Die überwiegende Mehr-
zahl macht ihren Job ganz hervorragend, aber es gibt im-
mer wieder Beschwerden über Polizeieinsätze, über einzel-
ne Beamte und auch über Vorgehensweisen bei Großlagen.
Ich glaube, wir brauchen da eine Stelle, an die man sich
wenden kann, damit man das Gefühl hat und damit man
sich im Klaren ist, dass diesen Beschwerden dann auch
konsequent nachgegangen wird. Das ist kein Misstrauen,
sondern das ist eine wichtige Funktion, die erfüllt werden
muss, für den Dialog zwischen Bürgerinnen und Bürgern
und Polizei. Sie dient am Ende auch den Polizeibeamtin-
nen und Polizeibeamten, die ihren Dienst zu 100 % in Ord-
nung machen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und Astrid
Wallmann (CDU))

Warum ist das so wichtig? Weil wir als Staat der Polizei
ganz besondere Rechte einräumen, die sonst niemand in
unserem Land hat. Das Gewaltmonopol des Staates wird
von der Polizei wahrgenommen. Unmittelbaren Zwang, al-
so Gewalt, anzuwenden ist auch ein Mittel, das nur die Po-
lizei anwenden kann.

(Zuruf: Ganz neue Aspekte!)

Wenn ich Menschen mit so einer Verantwortung und sol-
chen Kompetenzen ausstatte, dann muss ich auf der ande-
ren Seite auch eine Möglichkeit schaffen, dass hier eine or-
dentliche, transparente Kontrolle stattfindet. Das stellen
wir mit der Einrichtung der Stelle eines Polizeibeauftragten
sicher, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und Astrid
Wallmann (CDU))

Ich verstehe die Kritik, die auch von einigen in der Anhö-
rung geäußert wurde, nicht wirklich; denn die Einrichtung
dieser Stelle müsste eigentlich auch im Interesse derer sein,
die als Gewerkschafter, als Gewerkschaftsvertreterinnen
und ‑vertreter oder Personalräte die Interessen von Polizei-
beamtinnen und Polizeibeamten vertreten. Es müsste gera-
de in deren Interesse sein, dass so eine Anlaufstelle ge-
schaffen wird, damit man nämlich sagen kann, dass, wenn
es Beschwerden über Vorgehensweisen gibt, diesen Be-
schwerden zu 100 % nachgegangen wird. Damit stellen wir
sicher, dass genau dem Prinzip, das immer so ein bisschen
mitschwingt, dass die eine Krähe der anderen Krähe kein
Auge aushackt, entgegengewirkt wird und dass wir ein
transparentes Verfahren mit jemandem haben, der unab-
hängig und hier im Hessischen Landtag angesiedelt ist.
Das tun wir mit der Stelle.

Es freut uns sehr, dass wir das heute am Ende dieser Ple-
narwoche auf den Weg bringen. – Herzlichen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU)

Präsident Boris Rhein:
Kollege Frömmrich, würden Sie noch eine Schlussfrage
des Kollegen Gaw beantworten?

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
stimmt zu.)
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Dirk Gaw (AfD):

Vielen Dank, Herr Präsident. Vielen Dank, Herr Frömm-
rich, dass Sie die Frage beantworten wollen. – Sie sagten
gerade, dass den Beschwerden dann auch zu 100 % nach-
gegangen wird. Sind Sie der Meinung, dass den Beschwer-
den aktuell nicht zu 100 % nachgegangen wird?

Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Die Befunde sind da sehr unterschiedlich. Natürlich gibt es
auch auf dem Dienstweg eine ganze Menge an Beschwer-
den, die von Bürgern vorgetragen werden, die auf dem
ganz normalen Dienstweg erledigt werden. Das ist nicht
die Frage. Das bestreiten wir auch nicht. Es gibt aber Men-
schen, die sagen: Wenn ich in einer Konfliktsituation mit
einem Beamten der Polizei bin und in der Auseinanderset-
zung mit diesem Beamten, über den ich mich beschweren
will, zur nächsten Polizeidienststelle gehen und mich bei
den Kollegen dieses Beamten beschweren soll, dann habe
ich da ein Hemmnis. Das will ich nicht. – Deswegen glau-
be ich, dass man ein niederschwelliges Angebot für genau
diese Menschen braucht, damit sie das Gefühl haben: Ich
muss mich über den nicht bei seinen Kollegen beschweren.
– Das ist das Zeichen, das wir damit geben wollen. Wir
schaffen damit eine neue Stelle und ein niederschwelliges
Angebot.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU)

Präsident Boris Rhein:

Vielen Dank, Herr Kollege Frömmrich. – Nächster Redner
ist der Abg. Günter Rudolph für die Fraktion der Sozialde-
mokraten.

Günter Rudolph (SPD):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Vor fast einem Jahr hat die SPD-Fraktion ihren Gesetzent-
wurf für den Bürgerbeauftragten und den Landesbeauftrag-
ten für die hessische Polizei eingebracht. Wir haben in die-
sem Jahr – ich möchte das sagen, weil es mittlerweile auch
keine Selbstverständlichkeit mehr ist – ein ordentliches
parlamentarisches Verfahren mit Lesungen im Parlament
und einer Anhörung gehabt.

(Beifall Dr. Ulrich Wilken (DIE LINKE))

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Anhörung
war in der Tat aufschlussreich. Sie war erfolgreich, weil
wir aus der Anhörung Erkenntnisse gezogen haben, auf de-
nen basierend wir einen Änderungsantrag zu unserem eige-
nen Gesetzentwurf erarbeitet haben. Das ist auch nicht
selbstverständlich. Das kann man machen.

Ja, wir brauchen einen Bürgerbeauftragten, der das Di-
ckicht der hessischen Behörden für die Bürgerinnen und
Bürger, die damit nicht umgehen können, lichten soll, und
das analog und ähnlich zum hessischen Datenschutzbeauf-
tragten – einer Einrichtung, die sich bewährt hat. Deswe-
gen können wir die Bedenken nicht nachvollziehen. Noch
weniger können wir die Bedenken gegenüber einem Lan-
desbeauftragten für die hessische Polizei nachvollziehen.
Es war und ist ein Fehler, eine solche Stelle im Innenmi-
nisterium, in der Hierarchie eines Ministeriums anzusie-
deln. Das war und ist ein Fehler.

(Beifall SPD und DIE LINKE)

Die Inanspruchnahme dieser Stelle zeigt das auch im Übri-
gen. Wir wollen, dass es eine unabhängige Instanz gibt.
Deswegen macht es Sinn, dass in einer Person in dieser
Funktion zu bündeln. Dadurch, dass er vom Landtag ge-
wählt wird, hat er eine besondere, herausgehobene Position
und auch eine Unabhängigkeit. Deswegen ist das ein guter
Tag.

Ich will noch hinzufügen: Wir haben nach der Anhörung
einen Änderungsantrag eingebracht, der leider abgelehnt
wurde, der eine Art Whistleblower für die Polizei vorgese-
hen hat. Ich halte es für richtig, dass man auch anonymen
Hinweisen nachgehen kann, aber nicht muss. Das ist ein
entscheidender Punkt; denn oftmals haben wir festgestellt,
dass gerade solche Hinweise zur Aufklärung von Missstän-
den beitragen konnten. Deshalb ist es schade, dass die Re-
gierungskoalition diesen sachlichen Hinweis nicht aufge-
nommen und in ihren Gesetzentwurf eingearbeitet hat. Das
finde ich ausdrücklich schade.

(Beifall SPD und DIE LINKE)

Ob die Funktion des Bürgerbeauftragten, des Landesbeauf-
tragten für die Polizei ein Erfolgsmodell wird, wird we-
sentlich von der personellen Besetzung abhängen. Besetzt
man die Stelle im Konsens – –

(Zuruf BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Nehmen wir
doch den Günter! – Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

– Ich finde die GRÜNEN so witzig, die können schon über
sich selbst lachen, auch wenn es ziemlich daneben ist; aber
das ist eine Frage des intellektuellen Niveaus.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ob das ein Er-
folgsmodell wird, wird vom Personalvorschlag abhängen.
Ich habe eine Vermutung, wie Schwarz-Grün damit umge-
hen wird. Dazu habe ich eine ziemlich starke Vermutung,
aber wir warten einmal ab, ob es einen Hinweis darauf
gibt, die Stelle gemeinsam zu besetzen, damit die Person –
Mann oder Frau – tatsächlich die Akzeptanz des gesamten
Landtags hat, oder ob das jemand wird, der nach Gesichts-
punkten der Koalition ausgewählt wird.

(Zuruf Torsten Leveringhaus (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN))

Ich weiß auch nicht, ob der Innenminister am Ende zufrie-
den sein wird; denn er hatte zu unserem Gesetzentwurf ge-
sagt, dass das alles überflüssig sei. Nun kam es insbeson-
dere nach den Vorkommnissen im Sommer nicht mehr auf
den Innenminister an. Das nehmen wir durchaus erfreut zur
Kenntnis.

Wir sagen, eine solche Institution eines Polizei- und Bür-
gerbeauftragten ist notwendig. Deswegen war unser Ge-
setzentwurf gut und richtig. Die Anhörung war gut und
richtig. Das zeigt: Man kann Parlamentarismus auch ernst
nehmen, richtig umsetzen und handeln. Deswegen war das
ein guter Weg. Alles andere wird die Zukunft zeigen. –
Vielen Dank.

(Anhaltender Beifall SPD – Beifall DIE LINKE)

Präsident Boris Rhein:

Vielen Dank, Herr Rudolph. – Der nächste Redner ist der
Kollege Dr. Wilken für die Fraktion DIE LINKE.
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Dr. Ulrich Wilken (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Erlauben Sie
mir, bevor ich zur Sache spreche, auch einen sachlichen
und mir sehr wichtigen Hinweis zu machen: vielen Dank
für die Desinfizierung. Vielen Dank für die langen Stun-
den, die Sie in dieser Woche mit uns verbringen mussten.
Für uns Abgeordnete ist das selbstverständlich, bei Ihnen
möchte ich mich ausdrücklich bedanken.

(Allgemeiner Beifall)

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der Hauptvor-
wurf, der insbesondere gegen den Teil des Polizeibeauf-
tragten beim Bürgerbeauftragten immer wieder geäußert
wird, ist, dass wir damit eine uns wichtige Institution unter
Generalverdacht stellen. Das sei außerdem überflüssig,
weil das alles schon geregelt sei. Das ist vorhin zumindest
angedeutet worden.

Ich möchte in aller Deutlichkeit sagen: Wer nach den Vor-
fällen und Vorkommnissen der vergangenen Monate und
Jahre noch das Wort Einzelfall in den Mund nimmt, der
leidet unter Realitätsverleugnung.

(Beifall DIE LINKE)

Ich möchte auch in aller Klarheit sagen: Wenn wir ein Pro-
blem erkannt haben – das haben wir ganz offensichtlich
mit einer großen Mehrheit in diesem Haus –, dann wäre es
unverantwortlich, nichts zu unternehmen, eventuell
schwarze Schafe nicht zu identifizieren und Missstände
nicht abzustellen. Das ist der Kern des Problems und der
Kern der Lösung. Da sind wir sogar größtenteils einer Mei-
nung.

Zweite Bemerkung. Der eindeutig bessere Gesetzentwurf,
der von uns klar priorisiert wird, hat hier im Haus keine
Mehrheit. Das ist bedauerlich. Aber das ist nun einmal so.
Ich will deshalb nur noch an einer Stelle deutlich machen –
Herr Rudolph hat es vorhin auch schon gesagt –, warum ei-
ne ganz große Lücke in dem Gesetzentwurf besteht, der
heute zur Abstimmung gestellt wird. Das betrifft die Mög-
lichkeit der Aufnahme von Whistleblower-Ereignissen.

Ohne einzelnen Strukturen zu nahe treten zu wollen, wis-
sen wir sehr wohl – und das ist in der Anhörung auch
mehrfach geäußert worden –, dass wir die Möglichkeit ha-
ben müssen, auch anonymen Hinweisen nachzugehen, oh-
ne dass die Gefahr besteht, dass der Whistleblower persön-
lich in Gefahr gerät. Diese Möglichkeit versagen Sie uns
heute.

Wir werden deswegen – das ist meine dritte Bemerkung –
die Installation dieses Bürger- und Polizeibeauftragten,
gleich welchen Geschlechts, begleiten. Gegebenenfalls
werden wir versuchen, Mehrheiten zu finden, um auftre-
tende Fehler nachträglich zu korrigieren.

Meine Vermutung bleibt, dass wir viel zu korrigieren ha-
ben werden. Mich stimmt immer noch sehr nachdenklich,
dass insbesondere diejenigen, die keinen Polizeibeauftrag-
ten haben wollten, signalisiert haben, mit dem Gesetzent-
wurf gut leben zu können. Das ist in diesem Fall ein Pro-
blem. – Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE)

Präsident Boris Rhein:

Vielen Dank, Herr Dr. Wilken. – Nächster Redner ist der
Abg. Dirk Gaw für die Fraktion der AfD.

Dirk Gaw (AfD):

Verehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich möchte zu meinem Vorredner nur sagen: Wer
die Diskussion um den Dannenröder Forst und den Einsatz
der Polizei im Dannenröder Forst gestern beobachtet hat,
der wird feststellen, dass es besser wäre, wenn kein LIN-
KER jemals mehr hier nach vorne gehen würde und sich
zu unserer Polizei äußern würde.

(Beifall AfD)

Sie haben sich nicht mit einem Wort für diesen Einsatz be-
dankt. Sie haben sich nicht von Gewalttaten distanziert.
Schweigen Sie einfach zu dem Thema. Dann ist uns allen
schon geholfen.

(Beifall AfD – Zurufe DIE LINKE)

Jetzt zum Bürgerbeauftragten bzw. zum Polizeibeauftrag-
ten. Ich habe schon mehrfach erwähnt, dass es eigentlich
mehr Gründe dagegen als dafür gibt. Trotzdem möchte ich
auf die Redner eingehen.

Herr Frömmrich, der Beauftragte ist im Koalitionsvertrag
festgeschrieben. Ich denke, dass dieser hauptsächlich von
den GRÜNEN dort platziert wurde. Bis gerade eben war
ich der Meinung, dass Sie einfach nur einen Posten schaf-
fen wollen. Ich habe da Erfahrungen im Main-Taunus-
Kreis. Das ist der kleinste Kreis in Hessen. Die GRÜNEN
haben dort einen dritten hauptamtlichen Beigeordneten
durchgesetzt. Dieser Posten wurde dann auch mit einer Da-
me mit einem grünen Parteibuch besetzt. Deswegen bin ich
davon ausgegangen.

Nach Ihrer heutigen Rede habe ich jedoch den Eindruck
gewonnen, dass es Ihnen vielleicht doch ernst damit ist.
Vielleicht glauben Sie wirklich an die Worte, die Sie gera-
de hier gesagt haben. Ich sage Ihnen trotzdem, insbesonde-
re was den Polizeibeauftragten angeht, sind Sie auf dem
Holzweg. Wir brauchen ihn nicht. Es muss auch niemand
auf eine Polizeiwache gehen, um sich dort bei einem Kol-
legen über einen Kollegen zu beschweren.

Präsident Boris Rhein:

Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Felix Mar-
tin?

(Dirk Gaw (AfD): Ja, bitte!)

Felix Martin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Vielen Dank, Herr Kollege. – Ich wollte Sie fragen, ob Ih-
nen bewusst ist, dass der Main-Taunus-Kreis keinesfalls
der kleinste Landkreis Hessens ist. Ich habe gerade einmal
gegoogelt. Dort leben rund 240.000 Einwohner. Der Wer-
ra-Meißner-Kreis beispielsweise zählt rund 100.000 Ein-
wohner. Dort gibt es einen Ersten Kreisbeigeordneten, der
übrigens immer irgendeiner Partei angehört. Insofern sind
zwei Hauptamtliche nichts Ungewöhnliches.

(Zuruf Freie Demokraten: Drei!)
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Dirk Gaw (AfD):

Wir können uns über dieses Thema gerne gleich noch ein
bisschen ausführlicher unterhalten. Das ist natürlich ein
sehr gutes Ablenkungsmanöver. Trotzdem haben Sie einen
Dritten installiert. Im Main-Taunus-Kreis wäre aber nie-
mals ein Dritter nötig gewesen. Ob das der kleinste oder
zweitkleinste Kreis ist, spielt hier keine Rolle.

(Beifall AfD)

Wenn Sie eine Beschwerde über einen Polizeibeamten ab-
geben möchten, dann können Sie das auf vielfältige Weise
tun. Sie müssen die Wache also überhaupt nicht betreten,
wenn Sie das nicht wollen.

Ich spreche aus eigener Erfahrung. Ich kann Ihnen sagen,
in 25 Jahren habe ich eine Beschwerde gegen meine Per-
son erlebt. Ich möchte hier aber nicht erzählen, worum es
ging; denn dann würden Sie sich kaputtlachen. Es ist so,
dass das einfach nicht nötig ist.

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Der Beruf des Bundespolizisten ist schon ein anderer
als der des Vollzugsbeamten!)

– Das kommt darauf an. Wenn Sie in der Wache am Frank-
furter Hauptbahnhof arbeiten, dann haben Sie extrem viel
zu tun. Es gibt nichts, was Sie dort nicht erleben. Aber
auch darüber können wir uns gerne einmal bei einem Glas
Wasser unterhalten.

(Beifall AfD)

Wir brauchen den Polizeibeauftragten nicht. Die Sinnhaf-
tigkeit des Bürgerbeauftragten kann ich eventuell nachvoll-
ziehen. Am Anfang habe ich noch gedacht, dass das viel-
leicht eine Möglichkeit ist. Unter großen Schmerzen könn-
te ich – und vielleicht auch meine Fraktion – beim Bürger-
beauftragten mitgehen. Beim Polizeibeauftragten beißen
Sie bei uns aber auf Granit. Das ist absolut unnötig.

Ich sage es noch einmal: Die Installation eines Polizeibe-
auftragten schwächt in der Außenansicht und beim Bürger
die Polizei, die aufgrund verschiedener Vorfälle in Hessen
eh schon angeschlagen ist, die wir natürlich alle verab-
scheuen und ablehnen, ebenso wie wahrscheinlich jeder
hier im Raum.

Ob der Bürgerbeauftragte wirklich Wirkung entfalten wird,
wird sich zeigen. Fest steht aber auf jeden Fall, dass er den
Steuerzahler Geld kosten wird. Er wird vermutlich viel
Geld kosten, weil er schließlich hoch dotiert sein muss.
Auch darüber haben wir schon gesprochen. Das kann ich
überhaupt nicht nachvollziehen.

(Beifall AfD)

Jetzt noch einmal zur SPD. Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen von der SPD, Sie haben die Anhörung angesprochen.
Sie haben heute mehrfach über rechtsstaatliche Verfahren
gesprochen. Sie haben gesagt, dass wir Anhörungen brau-
chen. Jetzt können wir uns ein Fleißsternchen geben, dass
wir in der Sache des Bürgerbeauftragten das rechtsstaatli-
che Verfahren eingehalten haben, weil wir eine Anhörung
durchgeführt haben. Dass Sie Schlüsse aus der Anhörung
gezogen und nachgebessert haben, ist in Ordnung. Das Er-
gebnis aber, insbesondere was den Polizeibeauftragten an-
geht, haben Sie völlig fehlinterpretiert. Wenn wir schon
Anhörungen machen, dann verstehe ich nicht, warum wir
uns nicht an die Empfehlungen der Anzuhörenden halten.

Das haben wir in diesem Hause schon mehrfach nicht ge-
tan. Das kann ich absolut nicht nachvollziehen.

Der Bürgerbeauftragte bzw. der Polizeibeauftragte steht
meiner Meinung nach auf wackeligen Beinen, auch wenn
er hier eine große Mehrheit finden wird. Ich sagte gerade
schon, dass sich zeigen wird, ob er Wirkung entfalten wird.
Ich bin der Meinung, es gibt eine Menge Bürgerbeauftrag-
te. Wenn jemand in irgendein Abgeordnetenbüro kommt
oder sich an einen der Abgeordneten wendet, dann hat er
seinen Bürgerbeauftragten gefunden. Dieser Bürgerbeauf-
tragte bzw. Abgeordnete sollte sich dessen Problemen auch
annehmen.

(Beifall AfD)

Wir gehen auf die Weihnachtszeit zu. Es neigt sich ein
schweres Jahr für uns alle und auch für mich persönlich
dem Ende zu. Ich würde Ihnen allen gerne schöne Weih-
nachten wünschen. Trotz aller Differenzen und unter-
schiedlicher Meinungen, die wir haben, ist es so – das ist
zumindest meine Erfahrung mit den wenigen Kollegen, die
sich auch einmal an uns herantrauen und sich mit uns un-
terhalten –, dass es wirklich viele anständige und nette
Leute in diesem Haus gibt. Ich wünsche Ihnen allen eine
schöne Weihnachtszeit. Gehen Sie verzeihlich mit Ihren
Familien um. Genießen Sie das Weihnachtsfest. Schöpfen
Sie Kraft. Seien Sie da für Ihre Nächsten; denn oft genug
im Jahr sind wir es nicht. – Herzlichen Dank.

(Beifall AfD)

Präsident Boris Rhein:

Danke schön, Herr Kollege Gaw. – Nächster Redner ist der
Kollege Dr. Jörg-Uwe Hahn für die Fraktion der Freien
Demokraten.

Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (Freie Demokraten):

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Alle, die
sich mit dem Thema beschäftigen, können sich daran erin-
nern, was ich für die FDP-Fraktion in der ersten Lesung
gesagt habe. Damals waren wir noch strikt gegen das Kon-
zept, das uns von den Regierungsfraktionen vorgelegt wor-
den ist.

Wir waren gegen ein Vorschlagsrecht ausschließlich der
Landesregierung. Außerdem waren wir dagegen, weil es
keine ordentlichen Abgrenzungsmechanismen zwischen
dem Petitionsausschuss auf der einen Seite und den Aufga-
ben und Möglichkeiten – ich sage das bewusst etwas
schwammig – des Beauftragten auf der anderen Seite gab.
Wir nehmen zur Kenntnis, dass diese beiden für uns zen-
tralen Punkte durch Änderungsanträge der Koalitionsfrak-
tionen aufgenommen worden sind. Ich will jetzt gar nicht
auf die Debatte zwischen dem von mir sehr verehrten Kol-
legen Frömmrich und mir in der ersten Lesung eingehen.
Offensichtlich stand das damals noch nicht darin. Jetzt
steht es aber darin. Deshalb ist alles gut.

Was wir überhaupt nicht verstehen, ist, dass Sie nicht ver-
stehen wollen – und das finde ich ein bisschen zynisch –,
was alle Polizeigewerkschaftsvertreter außer dem Vertreter
des BDK hier gesagt haben. Das passt Ihnen nicht. Es ist
aber nicht so, dass Sie das nicht verstehen. Ich zweifle
nicht an irgendetwas Intellektuellem, sondern für mich ist
das vollkommen klar.
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(Zuruf Jürgen Lenders (Freie Demokraten))

– Nein, lieber Jürgen Lenders, ich zweifle wirklich nicht
daran. Wir haben im Innenausschuss schon ein relativ ho-
hes Niveau der Auseinandersetzung und auch der Bespre-
chung miteinander.

(Zuruf Janine Wissler (DIE LINKE))

– Das bezweifeln Sie hoffentlich nicht, Frau Kollegin
Wissler.

Deshalb ist es relativ klar, dass all diejenigen, die gesagt
haben, sie verstünden es nicht, einfach nur sagen wollten:
Wir wollen es nicht.

(Beifall Freie Demokraten und AfD)

Dann sagen Sie doch auch, dass Sie es nicht wollen. Die
aber als die kleinen dummen Jungen hinzustellen, finde ich
einfach unfair. Sie wollen es nicht. Sie haben eine andere
Auffassung. Okay, das ist Ihnen zugebilligt. Sagen Sie aber
bitte nicht, dass die Anhörungsergebnisse für Sie von
Wichtigkeit seien. Sagen Sie dann bitte nicht mehr, dass
Erklärungen von Gewerkschaften für Sie etwas Besonderes
sind. Nein, in diesem Punkt sind sie das halt nicht, weil Sie
eine andere politische Auffassung haben.

Ich bin gespannt, wie das Weltbild, das Herr Kollege
Frömmrich gerade hier hineingebracht hat – Kollege Gaw
hat dazu bereits in seinem Redebeitrag Stellung genom-
men –, bei der Polizei ankommt. Damit Sie es wissen: Ich
werde das streuen. Kollege Müller wird das gemeinsam
mit mir streuen.

Sie sagten, erst mit dem Polizeibeauftragten könne man si-
cher sein, dass dem auch nachgegangen werde. Das habe
ich mitgeschrieben. Wir werden später noch sehen, ob ich
einen Fehler beim Mitschreiben gemacht habe. Diesen Ge-
danken hat der Kollege Frömmrich aber auch noch einmal
ausgeführt. Dann ist er ein Stück davon abgerückt. Er hat
das nicht mehr apodiktisch formuliert. Vielmehr hat er ge-
sagt, er könne sich Menschen vorstellen, die sich vorstel-
len, dass, wenn sie auf einer Station eine Beschwerde ab-
geben, dort nicht ernst genommen werden. Ich finde es
okay, dass man von diesem Absoluten abrückt. Ist das
nicht trotzdem ein verheerendes Bild? Heißt das nicht, dass
sich die Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten nur dann
um etwas kümmern, wenn es sie interessiert? Kümmern sie
sich nur dann um etwas, wenn sie meinen, dass sie nicht
ihr Nest beschmutzen? – Das steht doch hinter dieser Fra-
ge.

Nach über 30 Jahren aktiver Begleitung der hessischen Po-
lizei habe ich das Gefühl, dass das nicht der Fall ist. Ich
bin mir sicher, dass der Innenminister das genauso sieht.

(Beifall Freie Demokraten und Robert Lambrou
(AfD))

Wir werden uns deshalb in der Endabstimmung genauso
wie im Hauptausschuss der Stimme enthalten und schauen
dann in den nächsten zwei Jahren sehr gespannt zu, wie
sich die Arbeit des Bürgerbeauftragten von der des Petiti-
onsausschusses abgrenzt – das ist ein Verfassungsorgan –
und ob der Polizeibeauftragte wirklich einen Schutz für
Menschen bieten kann, die meinen – ich bin in Köln aufge-
wachsen, da gibt es das Wort „Geklüngel“ –, bei der Poli-
zei gebe es „Geklüngel“. Ich glaube nicht, dass es das bei
der Polizei gibt.

(Beifall Freie Demokraten)

Präsident Boris Rhein:

Vielen Dank, Herr Dr. Hahn. – Nächste Rednerin ist die
Abg. Astrid Wallmann für die Fraktion der CDU.

Astrid Wallmann (CDU):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in staatliche In-
stitutionen ist ein hohes Gut. Deswegen ist es gut und rich-
tig, dass wir mit dem Gesetzentwurf, den wir heute verab-
schieden wollen, dieses Vertrauen weiter stärken.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es ist eben schon gesagt worden: Es gibt bereits diverse
Anlaufstellen in Hessen, an die sich die Menschen wenden
können, wenn sie ein eine Landesbehörde betreffendes An-
liegen haben. Dazu gehört beispielsweise das Bürgertele-
fon der Staatskanzlei, und ich weiß, was die dort zuständi-
gen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in diesem Jahr, ins-
besondere in der Corona-Zeit, geleistet haben. Einen ganz
herzlichen Dank dafür.

Derselbe Dank gilt dem Petitionsausschuss, fast dem Herz-
stück des Hessischen Landtags. Alle Abgeordneten, die in
diesem Ausschuss mitarbeiten, wissen, wie bürgernah man
in diesem Gremium Menschen direkt helfen kann.

Selbstverständlich ist in diesem Zusammenhang auch der
Ansprechpartner bei der Polizei zu nennen. Deshalb gilt
mein Dank Herrn Begere und dem Innenminister, der diese
Anlaufstelle geschaffen hat.

Es gibt zwar schon viele Anlaufstellen, aber heute schaffen
wir ein weiteres niedrigschwelliges Angebot. Das ist gut
für Hessen, und deswegen ist heute ein guter Tag, wenn
wir diesem Gesetzentwurf zustimmen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der Bürgerbeauftragte wird zugleich auch Polizeibeauf-
tragter sein. Das heißt, er wird Ansprechpartner für die Po-
lizeibeamtinnen und Polizeibeamten sein, aber selbstver-
ständlich auch für die Menschen, die im Zusammenhang
mit der Polizei ein Anliegen haben. Ich möchte an dieser
Stelle ausdrücklich auch den Polizeibeamtinnen und Poli-
zeibeamten, die auch dieses Jahr sehr besondere Herausfor-
derungen zu bewältigen hatten, ganz herzlich für ihren un-
ermüdlichen Einsatz danken.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
AfD)

Ich will die weihnachtliche Stimmung zwar nicht trüben,
aber ich muss auf zwei Punkte eingehen, die eben im Re-
debeitrag der SPD-Fraktion vorgetragen worden sind, die
ich so nicht stehen lassen kann.

Es wurde eben formuliert – ich habe es mir mitgeschrie-
ben –, es sei eine erfolgreiche Anhörung gewesen und man
habe jetzt Änderungsanträge zum eigenen Gesetzentwurf
gestellt. Das finde ich prima. Wenn man sich an die letzte
Plenardebatte zurückerinnert: Als wir als Regierungsfrakti-
on unsere Änderungsanträge vorgestellt haben – übrigens
ein Dank an die FDP, dass sie das für sinnvolle Vorschläge
hält –, da wurde der Vorwurf erhoben, dass die Koalition
jetzt wohl nachbessern müsse. Ich habe damals schon ge-
sagt: Ich halte es für ein ganz normales parlamentarisches
Verfahren, dass man, wenn man eine Anhörung durchge-
führt, den Betroffenen zugehört hat und es für richtig hält,
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den zugrunde liegenden Gesetzentwurf zu ändern, das
dann auch tut.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich freue mich sehr, dass diese Erkenntnis nun auch bei der
SPD Einzug gehalten hat.

Es gibt einen weiteren Punkt, den ich spannend finde.
Schon in der letzten Debatte über diesen Gesetzentwurf
wurde hier im Plenum gemutmaßt, wie die CDU in der Ko-
alition diesen Gesetzentwurf sehe. Ich habe mir damals
verbeten, vermeintlich zu glauben, man wisse, wie es in
der Koalition aussieht, zumal Sie offensichtlich – auch das
habe ich Ihnen gesagt – nie zuhören, wenn man sich zu ei-
nem Gesetzentwurf äußert. Ich habe diesen Gesetzentwurf
von Anfang an ausdrücklich begrüßt. Das tue ich auch heu-
te noch, und das tut auch die CDU-Fraktion, für die ich
hier stellvertretend stehe.

Außerdem finde ich spannend, dass Sie schon heute Mut-
maßungen darüber anstellen, wer Bürgerbeauftragter wer-
den könnte. Ich teile übrigens die Auffassung, dass die
Antwort auf die Frage, wer das Amt des Bürgerbeauftrag-
ten nach außen vertritt, eine ganz entscheidende ist. Das
sieht die Koalition genauso. Ich finde es aber spannend,
wenn man sich hierhin stellt und Mutmaßungen darüber
anstellt, wer es werden könnte, dass es womöglich jemand
mit einem Parteibuch sein werde, dass das eine Unver-
schämtheit wäre.

(Zuruf AfD)

Blicken wir einmal in Richtung Rheinland-Pfalz. Dort gibt
es eine Bürgerbeauftragte, deren Arbeit ich, das will ich
ausdrücklich sagen, nicht kritisiere; ich gehe sogar davon
aus, dass sie eine hervorragende Arbeit macht. Spannend
wird es, wenn man sich ihren Lebenslauf anschaut: parla-
mentarische Geschäftsführerin der SPD-Landtagsfraktion,

(Heiterkeit CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
– Zurufe SPD)

Vizepräsidentin des rheinland-pfälzischen Landtages, eine
Frau mit SPD-Parteibuch. So jemand durfte in Rheinland-
Pfalz Bürgerbeauftragte werden: ein Skandal.

(Heiterkeit und Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Boris Rhein:

Frau Kollegin, Sie müssten langsam zum Schluss kommen.

Astrid Wallmann (CDU):

Ich will heute in weihnachtlicher Stimmung enden. Ich fin-
de nur, man darf nicht alles so stehen lassen, wenn sich je-
mand hierhin stellt und anderen das Vorhandensein von
Charakter abspricht. Dann muss man darauf hinweisen,
was andere Rednerinnen und Redner hier für Äußerungen
tätigen und wie diese einzuordnen sind. Es geht nicht, im-
mer nur auf andere zu zeigen; denn eine größere Zahl von
Fingern zeigt auf einen selbst zurück.

Sie können sich ganz sicher sein: Die Koalition steht hinter
diesem Gesetzentwurf. Wir freuen uns darauf, dass wir das
Gesetz heute verabschieden. Sie alle sind eingeladen, dem
Gesetzentwurf zuzustimmen. Wir werden uns bemühen, ei-

ne sehr geeignete, für diese wichtige Arbeit befähigte Per-
son zu finden. – Frohe Weihnachten, vielen Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Boris Rhein:

Vielen Dank, Frau Kollegin Wallmann. – Für die Landesre-
gierung spricht der Chef der Staatskanzlei, Herr Staatsmi-
nister Wintermeyer. Ich darf trotz der bevorstehenden Ab-
stimmungen und der Aufregung, die hier einkehrt, um Ru-
he und um Gehör für den Herrn Staatsminister bitten. Bitte
schön, Herr Wintermeyer.

Axel Wintermeyer, Minister und Chef der Staatskanz-
lei:

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Die Hessische Landesregierung hat in Person meines Kol-
legen Beuth und auch in meiner Person zu dieser Initiative
aus der Mitte des Landtages bereits Stellung genommen.
Ich möchte jetzt nicht alles wiederholen, was wir dazu aus-
geführt haben.

Herr Kollege Rudolph, wir wollen uns als Landesregierung
auch nicht an Spekulationen beteiligen, wer denn Bürger-
beauftragter werden wird. Ich darf Ihnen für die Hessische
Landesregierung aber schon jetzt zusagen, dass wir den
Bürger- und Polizeibeauftragten unterstützen werden. Wir
verstehen diese Funktion als Ergänzung sowie als eine un-
bürokratische und unabhängige Anlaufstelle für die Men-
schen, die das Vertrauen in unsere Behörden noch mehr
stärken wird. Das wird die Hessische Landesregierung
selbstverständlich unterstützen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sehr verehrter Herr Präsident, es ist mir eine ganz beson-
dere Freude, dass heute wahrscheinlich die Landesregie-
rung das letzte Wort in diesem Hohen Haus hat. – Man
weiß es nicht, die Geschäftsführer denken möglicherweise
schon an eine zweite Runde; die werden sie vielleicht nicht
einläuten müssen.

Die Hessische Landesregierung wünscht Ihnen alle eine
gute Vorweihnachtszeit, ein gesegnetes Fest, das sicherlich
nicht unter den normalen Umständen, wie wir uns Weih-
nachten vorstellen, stattfinden wird. Wir wünschen uns al-
len ein gesundes und im Rahmen unseres gemeinsamen
Kampfes gegen die Pandemie erfolgreiches neues Jahr
2021. Ich hoffe, dass wir uns erst im Jahre 2021 wiederse-
hen. Aber man weiß ja nie, wie es kommt. In diesem Sin-
ne: alles Gute für Sie.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD,
AfD und Freie Demokraten)

Präsident Boris Rhein:

Vielen Dank, Herr Staatsminister. – Ich muss Sie leider
enttäuschen, das letzte Wort werde nach den Gesetzmäßig-
keiten einer Plenarsitzung heute ich haben. Bei dieser De-
batte hatten allerdings Sie das letzte Wort, das ist zutref-
fend.

Wir sind am Ende der Aussprache angelangt und werden
den Gesetzentwurf gleich im Rahmen des Abstimmungs-
blocks noch einmal aufrufen.
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Ich habe jetzt mehrfach den Gong betätigt, das Abstim-
mungssignal gegeben. Gibt es ein Signal der parlamentari-
schen Geschäftsführer, ob ich beginnen kann? – Alles klar,
dann beginne ich jetzt mit den Abstimmungen.

Tagesordnungspunkt 90, Dringlicher Antrag der Fraktio-
nen der SPD und der Freien Demokraten, nächster Corona-
Gipfel: Ministerpräsident muss Stellung nehmen, Drucks.
20/4271. – Herr Kollege Rudolph.

Günter Rudolph (SPD):
Dem Antrag ist Rechnung getragen worden. Wir haben
über das Thema diskutiert. Insofern ist der Antrag erledigt.

Präsident Boris Rhein:
Der Antrag wird für erledigt erklärt.

Tagesordnungspunkt 78, dritte Lesung des Gesetzentwurfs
der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, Gesetz über den Erlass infektionsschützender Maß-
nahmen, Drucks. 20/4261 zu Drucks. 20/4217 zu Drucks.
20/3994.

Hierzu hat die AfD-Fraktion namentliche Abstimmung be-
antragt. Ich lasse jetzt darüber abstimmen, wer dem Ge-
setzentwurf in der Fassung der Beschlussempfehlung zur
dritten Lesung zustimmt. Erhebt sich Widerspruch dage-
gen, dass wir das so machen? – Das ist nicht der Fall. Ich
bitte die Schriftführer, mit dem Namensaufruf zu beginnen.

(Namensaufruf)

Vielen Dank. – Ich darf fragen, ob jeder seine Stimme ab-
geben konnte. Gibt es jemanden im Saal, der seine Stimme
nicht abgeben konnte? – Das ist offensichtlich nicht der
Fall. Dann schließe ich jetzt die Abstimmung und bitte,
auszuzählen.

(Stimmenauszählung – Abstimmungsliste siehe An-
lage)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das Ergebnis liegt
vor. Abgegebene Stimmen: 126. Mit Ja haben gestimmt 66,
mit Nein 51, mit „Enthaltung“ neun. Das heißt, der Gesetz-
entwurf ist angenommen und zum Gesetz erhoben worden.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 14 auf. Das ist die zweite Le-
sung des Gesetzentwurfs der Landesregierung, Schorn-
steinfegerwesen, Drucks. 20/4171. Wer stimmt dem Ge-
setzentwurf in der Fassung der Beschlussempfehlung zu? –
Das sind AfD, Freie Demokraten, CDU, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN, die Sozialdemokraten, DIE LINKE. Ent-
hält sich jemand der Stimme? – Ist jemand dagegen? – Das
ist nicht der Fall. Damit ist der Gesetzentwurf angenom-
men und zum Gesetz erhoben.

Tagesordnungspunkt 68, zweite Lesung des Gesetzent-
wurfs der Fraktion der AfD, Gesetz zur Änderung des Ge-
setzes über das Sondervermögen, Drucks. 20/4215 zu
20/4002. Wer stimmt dem Gesetzentwurf zu? – Das ist die
Fraktion der AfD. Wer stimmt dagegen? – Das ist der Rest
des Hauses. Enthält sich jemand? – Das ist nicht der Fall.
Damit ist der Gesetzentwurf abgelehnt.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 16 auf, zweite Lesung des
Gesetzentwurfs der Landesregierung, Staatsvertrag zum
Abbau von Salzen im Werra-Kalirevier, Drucks. 20/4249

zu 20/3990. Wer stimmt dem Gesetzentwurf in der Fassung
der Beschlussempfehlung zu? – CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, AfD, Freie Demokraten, die Sozialdemokraten.
Wer ist dagegen? – Das ist die Fraktion DIE LINKE. Ent-
hält sich jemand der Stimme? – Keiner enthält sich. Damit
ist der Gesetzentwurf angenommen und zum Gesetz erho-
ben.

Tagesordnungspunkt 85, Beschlussempfehlung und Bericht
des Ausschusses für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz zu dem Dringlichen Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion der AfD, K+S-Wirtschaftsstand-
ort sichern, Drucks. 20/4251 zu 20/4050. Wer stimmt der
Beschlussempfehlung zu? – Freie Demokraten, CDU,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD, DIE LINKE. Wer
stimmt dagegen? – Die Fraktion der AfD. Enthält sich je-
mand der Stimme? – Das ist nicht der Fall. Damit ist die
Beschlussempfehlung angenommen.

Tagesordnungspunkt 86, Beschlussempfehlung und Bericht
des Ausschusses für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz zu dem Entschließungsantrag der
Fraktionen der CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der SPD, Sicherung der Kaliproduktion. Wer stimmt der
Beschlussempfehlung zu? – Das sind die Freien Demokra-
ten, die CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, die Sozialde-
mokraten. Wer ist dagegen? – Die Fraktion DIE LINKE ist
dagegen. Wer enthält sich der Stimme? – Die Fraktion der
AfD. Damit ist die Beschlussempfehlung angenommen.

Tagesordnungspunkt 87, Dringlicher Entschließungsantrag
der Fraktion der AfD, K+S-Wirtschaftsstandort sichern,
Drucks. 20/4254. Wer stimmt dem Dringlichen Entschlie-
ßungsantrag zu? – Die Fraktion der AfD. Wer stimmt dage-
gen? – Das ist der Rest des Hauses. Enthält sich jemand
der Stimme? – Das ist nicht der Fall. Damit ist der Dringli-
che Entschließungsantrag abgelehnt.

Tagesordnungspunkt 80, zweite Lesung des Dringlichen
Gesetzentwurfs der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN, Hessisches Kommunalwahlgesetz,
Drucks. 20/4262 zu 20/4239. Wer stimmt dem Dringlichen
Gesetzentwurf in der Fassung der Beschlussempfehlung
zu? – Das sind CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP,
AfD, DIE LINKE. Wer ist dagegen? – Das ist die Fraktion
der SPD. Wer enthält sich der Stimme? – Das ist niemand.
Damit ist der Dringliche Gesetzentwurf angenommen und
zum Gesetz erhoben.

Tagesordnungspunkt 17, dritte Lesung des Gesetzentwurfs
der Fraktion der SPD, hausärztliche Versorgung, Drucks.
20/3651. Wer stimmt dem Gesetzentwurf zu? – Das ist die
SPD. Wer ist dagegen? – Das sind die AfD, die Freien De-
mokraten, die CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
DIE LINKE. Wer enthält sich? – Niemand. Damit ist der
Gesetzentwurf abgelehnt.

Tagesordnungspunkt 18, dritte Lesung des Gesetzentwurfs
der Fraktion DIE LINKE, Clearingstellen, Drucks.
20/4178. Wer stimmt dem Gesetzentwurf zu? – Die Frakti-
on DIE LINKE, die Fraktion der Sozialdemokraten. Wer
stimmt dagegen? – AfD, Freie Demokraten, CDU, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN. Enthält sich jemand der Stimme? –
Das ist nicht der Fall. Damit ist der Gesetzentwurf abge-
lehnt.

Tagesordnungspunkt 19, dritte Lesung des Gesetzentwurfs
der Fraktion der Freien Demokraten, Corona-Hilfegesetz.
Hierzu gibt es einen Änderungsantrag der Fraktion der
Freien Demokraten, Drucks. 20/4209.
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Ich lasse zuerst über den Änderungsantrag der Freien De-
mokraten, Drucks. 20/4209, abstimmen. Wer stimmt dem
Änderungsantrag zu? – Das ist die Fraktion der Freien De-
mokraten. Wer ist dagegen? – Das sind die CDU und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Wer enthält sich der Stim-
me? – Das sind die Sozialdemokraten, DIE LINKE und die
AfD. Damit ist der Änderungsantrag abgelehnt.

Ich lasse nun abstimmen über den Gesetzentwurf. Wer
stimmt dem Gesetzentwurf zu? – Die Fraktion der FDP
und die Fraktion DIE LINKE. Wer stimmt dagegen? – Die
Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
Wer enthält sich der Stimme? – Das sind die AfD und die
SPD. Damit ist der Gesetzentwurf abgelehnt.

Tagesordnungspunkt 20, dritte Lesung des Gesetzentwurfs
der Fraktion der SPD, Bürgerbeauftragter des Landes Hes-
sen, Drucks. 20/4218. Wer stimmt dem Gesetzentwurf zu?
– Das sind die Fraktion der SPD und die Fraktion DIE
LINKE. Wer ist dagegen? – Das sind die AfD, die CDU
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Wer enthält sich der
Stimme? – Das ist die Fraktion der Freien Demokraten.
Damit ist der Gesetzentwurf abgelehnt.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 21 auf. Das ist die dritte Le-
sung des Dringlichen Gesetzentwurfs der Fraktionen der
CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, unabhängiger
Bürger- und Polizeibeauftragter, Drucks. 20/4219. Wer
stimmt dem Dringlichen Gesetzentwurf in der Fassung der
Beschlussempfehlung und des Zweiten Berichts zu? –
CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Wer ist dagegen?
– Die SPD, DIE LINKE und die AfD. Wer enthält sich der
Stimme? – Die Fraktion der Freien Demokraten. Damit ist
der Dringliche Gesetzentwurf angenommen und zum Ge-
setz erhoben.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, auf Antrag der Fraktion der
AfD soll Tagesordnungspunkt 35, der Dringliche Antrag
der Fraktion der AfD, Einbindung des geplanten Fernbahn-
tunnels, Drucks. 20/2444, abschließend an den Ausschuss
für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen überwiesen
werden. – Keiner widerspricht.

Tagesordnungspunkt 36, ruft mir die CDU zu, soll ab-
schließend in den Ausschuss für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Wohnen. – Keiner widerspricht.

Tagesordnungspunkt 57 soll abschließend in den Europa-
ausschuss. – Dem widerspricht auch keiner.

Die anderen Tagesordnungspunkte schieben wir ins
nächste Plenum.

Meine Damen und Herren, wir sind jetzt am Ende. Wir ha-
ben eine anstrengende Woche hinter uns, aber nicht nur
das, sondern wir haben ein anstrengendes und forderndes
Jahr hinter uns. Das war ein Jahr, dessen Verlauf, als es be-
gonnen hat, wir uns anders vorgestellt haben. Ich will heu-
te die Chance der – wahrscheinlich – letzten Sitzung in
diesem Jahr nutzen, um für den Kraftakt zu danken, der
hier, aber auch andernorts erbracht worden ist. Ich will al-
len, auch Ihnen, den Kolleginnen und Kollegen, vielen
Dank aussprechen für einen enormen Einsatz, der quer
durchs ganze Land erbracht worden ist, nicht zuletzt auch
durch die Regierung und durch das Parlament.

Ich habe feststellen können, dass das oberste Verfassungs-
organ in Hessen, dieser Landtag, bewiesen hat, dass es
auch in der Krise bestandsfähig und handlungsfähig ist.

Deswegen will ich allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
der Landesregierung meinen ausdrücklichen Dank sagen.

(Allgemeiner Beifall)

Ich will natürlich auch allen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern der Fraktionen Dank sagen, aber – gestatten Sie
mir, das zu erwähnen – natürlich auch und insbesondere
der Kanzlei des Hessischen Landtages, die auch Ausnah-
mesituationen zu bewältigen hatten.

(Allgemeiner Beifall)

Das gehört auch zur Wahrheit dazu: Ohne sie wären wir al-
lein nicht handlungsfähig oder nicht immer handlungsfähig
oder nicht immer vollständig handlungsfähig gewesen.

Wenn ich das noch sagen darf, ein bisschen vorweihnacht-
lich besinnlich: Bei allem Streit, den es auch gegeben hat –
der musste auch sein, ein Streit muss in einem Parlament
auch stattfinden –, ist die positive Seite der Situation: Wir
haben in den vergangenen Monaten einen enormen Zusam-
menhalt in diesem Land erlebt. Ich finde, wir haben ein
teils übermenschliches Engagement bei den Bürgerinnen
und Bürgern erlebt, bei den Menschen, die die Situation
gestemmt haben. Ich habe für mich einmal mehr festge-
stellt: Wir leben schon in einem tollen Land, und wir leben
in einem Land mit ganz wundervollen Menschen, die eine
solche Situation meistern können.

(Allgemeiner Beifall)

Jetzt bleibt mir nur, Ihnen eine besinnliche Weihnachtszeit
zu wünschen. Ich wünsche Ihnen, wenn wir uns denn nicht
mehr sehen, einen guten Start in ein hoffentlich besseres
Jahr 2021. Ich habe irgendwo gelesen, das Gute am Jahr
2020 ist, dass das Jahr 2021 darauf folgt. Das wird sich
hoffentlich bewahrheiten. Eines wünsche ich Ihnen vor al-
lem: dass Sie gesund bleiben. Das ist das Wichtigste in die-
sen Zeiten.

Die Sitzung ist beendet.

(Allgemeiner Beifall – Schluss: 15:16 Uhr)
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Anlage (zu Tagesordnungspunkt 78)

Abstimmungsliste über die namentliche Abstimmung

Dritte Lesung – Gesetzentwurf
– Drucks. 20/4261 zu Drucks. 20/4217 zu Drucks. 20/3994 –

Name der/des Abgeordneten Fraktion ja nein enthalten gefehlt

Alex, Ulrike SPD x
Al-Wazir, Tarek BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Anders, Kathrin BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Arnoldt, Lena CDU x
Bächle-Scholz, Sabine CDU x
Bamberger, Dirk CDU x
Banzer, Jürgen CDU x
Bartelt, Dr. Ralf-Norbert CDU x
Barth, Elke SPD x
Bauer, Alexander CDU x
Becher, Frank-Tilo SPD x
Bellino, Holger CDU x
Beuth, Peter CDU x
Bocklet, Marcus BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Boddenberg, Michael CDU x
Böhm, Christiane DIE LINKE x
Bolldorf, Karl Hermann AfD x
Bouffier, Volker CDU x
Brünnel, Silvia BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Büger, Dr. Matthias Freie Demokraten x
Burcu, Taylan BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Claus, Ines CDU x
Dahlke, Miriam BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Decker, Wolfgang SPD x
Degen, Christoph SPD x
Diefenbach, Frank BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Dorn, Angela BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Eckert, Tobias SPD x
Eisenhardt, Nina BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Enners, Arno AfD x
Faeser, Nancy SPD x
Falk, Dr. Horst CDU x
Feldmayer, Martina BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Felstehausen, Torsten DIE LINKE x
Fissmann, Karina SPD x
Förster-Heldmann, Hildegard BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Frömmrich, Jürgen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Funken, Sandra CDU x
Gagel, Klaus AfD x
Gaw, Dirk AfD x
Geis, Kerstin SPD x
Gersberg, Nadine SPD x
Gnadl, Lisa SPD x
Goldbach, Eva BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Grobe, Dr. Frank AfD x
Gronemann, Vanessa BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Grüger, Stephan SPD x
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Grumbach, Gernot SPD x
Hahn, Dr. h.c. Jörg-Uwe Freie Demokraten x
Hartmann, Karin SPD x
Heidkamp, Erich AfD x
Heinz, Christian CDU x
Heitland, Birgit CDU x
Hering, Thomas CDU x
Herrmann, Klaus AfD x
Hinz, Priska BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Hofmann (Weiterstadt), Heike SPD x
Hofmann (Fulda), Markus BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Hofmeister, Andreas CDU x
Honka, Hartmut CDU x
John, Knut SPD x
Kaffenberger, Bijan SPD x
Kahnt, Rolf fraktionslos x
Kartmann, Norbert CDU x
Kasseckert, Heiko CDU x
Kaufmann, Frank-Peter BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Kinkel, Kaya BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Klose, Kai BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Knell, Wiebke Freie Demokraten x
Kula, Elisabeth DIE LINKE x
Kummer, Gerald SPD x
Lambrou, Robert AfD x
Lenders, Jürgen Freie Demokraten x
Leveringhaus, Torsten BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Lichert, Andreas AfD x
Löber, Angelika SPD x
Lortz, Frank CDU x
Lorz, Prof. Dr. R. Alexander CDU x
Lotz, Heinz SPD x
Martin, Felix BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
May, Daniel BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Meysner, Markus CDU x
Müller (Witzenhausen), Hans-Jürgen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Müller (Lahn-Dill), J. Michael CDU x
Müller (Kassel), Karin BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Müller (Schwalmstadt), Regine SPD x
Müller (Heidenrod), Stefan Freie Demokraten x
Müller-Klepper, Petra CDU x
Naas, Dr. Stefan Freie Demokraten x
Papst-Dippel, Claudia AfD x
Pentz, Manfred CDU x
Promny, Moritz Freie Demokraten x
Pürsün, Yanki Freie Demokraten x
Puttrich, Lucia CDU x
Rahn, Dr. Dr. Rainer AfD x
Ravensburg, Claudia CDU x
Reul, Michael CDU x
Rhein, Boris CDU x
Richter, Volker AfD x
Rock, René Freie Demokraten x
Rudolph, Günter SPD x
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Ruhl, Michael CDU x
Schad, Max CDU x
Schalauske, Jan DIE LINKE x
Schardt-Sauer, Marion Freie Demokraten x
Schauder, Lukas BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Schaus, Hermann DIE LINKE x
Schenk, Gerhard AfD x
Scheuch-Paschkewitz, Heidemarie DIE LINKE x
Schleenbecker, Katrin BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Schmidt, Mirjam BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Scholz, Heiko AfD x
Schulz, Dimitri AfD x
Schwarz, Armin CDU x
Serke, Uwe CDU x
Sommer, Dr. Daniela SPD x
Sönmez, Saadet DIE LINKE x
Steinraths, Frank CDU x
Stirböck, Oliver Freie Demokraten x
Strube, Manuela SPD x
Tipi, Ismail CDU x
Ulloth, Oliver SPD x
Utter, Tobias CDU x
Veyhelmann, Joachim CDU x
Vohl, Bernd-Erich AfD x
Wagner (Taunus), Mathias BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Wallmann, Astrid CDU x
Walter, Alexandra fraktionslos x
Walther, Katy BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN x
Warnecke, Torsten SPD x
Waschke, Sabine SPD x
Weiß, Marius SPD x
Wilken, Dr. Ulrich DIE LINKE x
Wintermeyer, Axel CDU x
Wissenbach, Walter AfD x
Wissler, Janine DIE LINKE x
Yüksel, Turgut SPD x
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